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Der Ausschuss kommt überein, die TOPs 2 und 18 in Verbin-
dung miteinander zu behandeln. 

1 Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Nord-
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Drucksache 18/10300 
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Erläuterungen 
zum Einzelplan 03 
Vorlage 18/2942 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 

– Wortbeiträge 

2 Aktuelle Viertelstunde gemäß § 60 GO LT NRW (beantragt von der SPD-
Fraktion [s. Anlage 1]) 20 

In Verbindung mit: 

18 Sprengstoffexplosion vor einem Nachtclub in Köln (Bericht beantragt 
von der SPD-Fraktion [s. Anlage 2]) 

In Verbindung mit: 

 Köln: Sprengstoffanschlag auf einen Club – Steckt die „Mocro-Mafia“ 
dahinter? (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 3]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3020 

3 Aktuelle Viertelstunde gemäß § 60 GO LT NRW (beantragt von der FDP-
Fraktion [s. Anlage 4]) 32 

4 Gesetz zur Anpassung der Dienst- und Versorgungsbezüge in den 
Jahren 2024 und 2025 sowie zur Änderung weiterer dienstrechtlicher 
Vorschriften im Land Nordrhein-Westfalen 43 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/9514 – Neudruck 

Ausschussprotokoll 18/653 (Anhörung vom 05.09.2024) 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss stimmt dem Gesetzentwurf mit den Stimmen 
der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
gegen die Stimme der AfD-Fraktion bei Enthaltung der Frak-
tionen von SPD und FDP zu. 
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5 Gesetz zur Änderung verwaltungsverfahrensrechtlicher, verwaltungs-

vollstreckungsrechtlicher und kostenrechtlicher Vorschriften 44 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/10463 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss kommt überein, zeitnah eine schriftliche An-
hörung durchzuführen, um eine Verabschiedung des Gesetz-
entwurfs noch in diesem Jahr zu ermöglichen. 

6 Kompetenzen für Rückführung und freiwillige Rückkehr bündeln – 
Zuständigkeiten im Ausländerwesen neu ordnen und zentrale Rück-
führungszentren schaffen! 45 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/10532 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss kommt überein, sich nachrichtlich an einer et-
waigen Anhörung des federführenden Ausschusses zu beteiligen. 

7 Entschlossen gegen digitale Gewalt: Deepfakes und Pornfakes stoppen! 46 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/10528 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss kommt überein, sich nachrichtlich an der Prä-
senzanhörung des federführenden Ausschusses zu beteiligen. 

8 Aktueller Sachstand der Ermittlungen zum Terroranschlag in Solingen 
am 23. August 2024 (Bericht auf Wunsch auf der Landesregierung) 47 

In Verbindung mit: 
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 Terroranschlag in Solingen (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. An-

lage 2]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3017 

– Wortbeiträge 

9 Welche Einsparungen plant die Landesregierung bei Polizei und innerer 
Sicherheit? (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 5]) 52 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2916 

– keine Wortbeiträge 

10 Wie viele Ermittler werden zur Bekämpfung von Cyberkriminalität ein-
gestellt? (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 5]) 53 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2930 

– Wortbeiträge 

11 Essen und Köln: Taxifahrer fährt absichtlich Frauen um – Handelte es 
sich dabei um ein Attentat? (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion 
[s. Anlage 6]) 55 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2931 

– Wortbeiträge 

12 Mönchengladbach: Syrer greift Polizisten an und flüchtet (Bericht be-
antragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 6]) 56 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2933 

– Wortbeiträge 
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13 Wieder mehr Tote durch „Zombiedroge“ Fentanyl – Wie gefährdet ist 

NRW? (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 6]) 57 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2932 

– Wortbeiträge 

14 Schusswaffeneinsätze der Polizei (Bericht beantragt von der SPD-Frak-
tion [s. Anlage 2]) 58 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3030 

– Wortbeiträge 

15 Aktivitäten des extremistisch-salafistischen Predigers Pierre Vogel in 
NRW (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 2]) 59 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3022 

– Wortbeiträge 

16 Anstieg der Zahl der Intensivstraftäter in Nordrhein-Westfalen (Bericht 
beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 2]) 62 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3033 

– Wortbeiträge 

17 Zunahme der Autodiebstähle in NRW (Bericht beantragt von der SPD-
Fraktion [s. Anlage 2]) 64 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3035 

– wird aus Zeitgründen heute nicht behandelt 
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19 Düsseldorf: Mann schießt auf Türsteher und verletzt elf Personen (Be-

richt beantragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 7]) 65 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3037 

– wird aus Zeitgründen heute nicht behandelt 

20 Siegen: Frau sticht in Bus auf Menschen ein (Bericht beantragt von der 
AfD-Fraktion [s. Anlage 3]) 66 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3018 
Vertrauliche Vorlage 18/127 

– wird aus Zeitgründen heute nicht behandelt 

21 Herford: Gruppenvergewaltigung einer 18-Jährigen (Bericht beantragt 
von der AfD-Fraktion [s. Anlage 7]) 67 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3036 
Vertrauliche Vorlage 18/128 

– wird aus Zeitgründen heute nicht behandelt 

22 Polizeibeauftragter in NRW – Kosten und Bilanz? (Bericht beantragt von 
der AfD-Fraktion [s. Anlage 3]) 68 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3019 

– wird aus Zeitgründen heute nicht behandelt 

23 Bundesweiter Warntag (Bericht beantragt von den Fraktionen von CDU 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 8]) 69 

– wird aus Zeitgründen heute nicht behandelt 
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24 Verschiedenes 70 

a) Vorlage 18/2954 70 

Der Ausschuss nimmt die Vorlage 18/2954 – Stichwort: „MoWas/ 
NINA“ – zur Kenntnis. 

b) Drucksache 18/9606 70 

Der Ausschuss kommt überein, am 12.November um 13 Uhr 
eine Präsenzanhörung zur Drucksache 18/9606 – Stichwort: 
„Polizeibeauftragter/Polizeibeauftragte“ – durchzuführen. 

c) Vertraulicher Sitzungsteil 70 

Der Ausschuss beschließt mit den Stimmen aller Fraktionen, 
in einen vertraulichen Sitzungsteil überzugehen. 

* * * 





Landtag Nordrhein-Westfalen - 9 - APr 18/686 

Innenausschuss 26.09.2024 
40. Sitzung (öffentlicher Teil) bas 
 
 
 Vor Eintritt in die Tagesordnung 

a) Drohmail an Bonner Schule 

Vorsitzende Angela Erwin: Es ging eben über den Ticker, Sie werden es vielleicht 
gesehen haben: Es gab eine Drohmail an einer Bonner Schule. Ich habe den Minister 
gerade gefragt, ob es dazu schon aktuelle Erkenntnisse gebe. Das ist momentan noch 
nicht der Fall. Sollte sich das im Laufe der Sitzung ändern, werden wir diesen Punkt 
einschieben, und der Minister wird uns informieren. Es ist hier immer Usus gewesen, 
dass wir die ersten sind, die informiert werden, wenn parallel zur Ausschusssitzung 
etwas bekannt wird. 

b) SPD-Berichtsantrag 

Christina Kampmann (SPD): Wir hatten einen Bericht angefordert, in dem es um die 
Abschiebepraxis bei Straftätern und bei Gefährdern gehen sollte. Wir haben das ganz 
bewusst auf Straftäter und Gefährder eingegrenzt, da die Frage, wie viele im Land 
seien und was die Landesregierung dahin gehend unternehme, aus unserer Sicht 
zentral für die Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger in diesem Land ist. 

Frau Vorsitzende, Sie haben diese Berichtsanfrage abgelehnt. Wir haben daraufhin 
eine Mail mit Argumenten dafür geschickt, warum wir es für richtig hielten, dass dieser 
Punkt hier diskutiert werde. Es gab schon mal eine ähnliche Berichtsanfrage von uns 
aus dem April 2018, darin ging es um den Sachstand bei der Abschiebung eines is-
lamistischen Gefährders; das wurde zugelassen. Im November 2019 haben die Grü-
nen eine ähnliche Berichtsanfrage gestellt; das wurde zugelassen. Die AfD hat das im 
vergangenen Jahr auch gemacht. 

Wir wollen deutlich sagen: Wir halten es für eine Beschneidung parlamentarischer 
Rechte, wenn wir diese Frage, die so zentral für die Sicherheit der Menschen in diesem 
Land ist, hier nicht diskutieren können, wenn wir unsere Fragen nicht stellen können. 
Wenn Sie bei Ihrer Auffassung bleiben, würden wir uns vorbehalten, das rechtlich prü-
fen zu lassen. 

Vorsitzende Angela Erwin: Es ist in der Tat so, dass mir als Vorsitzende das Recht 
und die Pflicht obliegen, zu prüfen, welche Tagesordnungspunkte auf die Tagesord-
nung gelangen, die dann in die Benehmensherstellung gegeben wird. Nach der Prü-
fung bin ich zu der Auffassung gekommen, dass dieser Berichtswunsch den federfüh-
renden Integrationsausschuss betrifft und keinerlei Bezug zur Bedrohungs- und Si-
cherheitslage, also zum Innenausschuss, gegeben ist. Das habe ich Ihnen auch so 
mitteilen lassen, und an meiner Entscheidung halte ich fest. 

Sie haben einige Beispiele genannt, das haben wir uns natürlich angeschaut. Die rei-
nen Schlagworte sagen aber nichts darüber aus, was im Detail beantragt worden ist. 
Die Sachverhalte lagen in der Vergangenheit anders, damals gab es nämlich Bezüge 
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zu Themen, die den Innenausschuss betrafen. Von daher steht meine Entscheidung: 
Heute wird dieser Tagesordnungspunkt nicht aufgerufen. 

Marc Lürbke (FDP): Ich bin etwas verwundert, das zu hören. Natürlich obliegt es 
Ihnen als Ausschussvorsitzende, hinsichtlich der Zulassung den Daumen zu heben 
oder zu senken, aber wenn hier nach Straftätern und Gefährdern gefragt wird, dann 
betrifft das natürlich – auch wenn Sie eine andere Auffassung haben – den Innenaus-
schuss des Landtags Nordrhein-Westfalen. Es sind einige hier im Raum, die das seit 
vielen Jahren machen, und ich finde den Vorgang schon befremdlich und halte das 
übrigens auch für ein schlechtes Signal. Sie haben Ihre Sicht geschildert, aber aus 
meiner Sicht – ich habe das ja gar nicht beantragt und werfe einen Blick von außen 
darauf – ist das ein schlechtes Signal, weil so ein Eindruck erzeugt wird, den wir nicht 
haben wollen, dass die Dinge hier nämlich nicht diskutiert, sondern kleingehalten wer-
den sollten, weil es vielleicht unangenehm sein könnte. Insofern möchte ich darum 
bitten, die Entscheidung nochmals zu prüfen. Sie sagen, Ihre Entscheidung stehe. Ich 
finde es aber angesichts dessen, dass wir solche Fragen hier im Innenausschuss 
schon vielfach und ausführlich diskutiert haben, sehr befremdlich. Das wollte ich zum 
Ausdruck bringen. 

Markus Wagner (AfD): Sehr geehrte Frau Vorsitzende, es wird Sie nicht wundern, 
dass ich in die gleiche Kerbe schlage wie meine Vorredner. Wenn es um Straftäter und 
Gefährder geht, wo wäre ein besserer Platz, um sich darüber zu unterhalten, als der 
Innenausschuss? Der Innenausschuss ist für die innere Sicherheit des Landes Nord-
rhein-Westfalen zuständig, und zur inneren Sicherheit gehört der Umgang mit Straftä-
tern und Gefährdern. Dass wir hier nicht darüber sprechen, sondern dass stattdessen 
darauf verwiesen wird, dass das Sache des Integrationsausschusses sei, leuchtet mir 
nicht ein. Schon die Tatsache, dass Abschiebungen von Straftätern und Gefährdern 
nicht in den Geschäftsbereich des Innenministers fallen, ist paradox, aber dass wir im 
Innenausschuss nach einem Berichtswunsch der SPD nicht einmal mehr darüber spre-
chen können, übertrifft dieses Paradox noch. Von daher auch von mir die Bitte, die 
Aufforderung, Ihre Entscheidung noch einmal zu überdenken. 

Andreas Bialas (SPD): Sie sagten „heute“. Oder gilt das generell? Das fände ich noch 
befremdlicher. Wir haben sehr viel darüber geredet, wer nach Deutschland einreisen 
dürfe. Das hat Ihnen gut gefallen, weil man das immer auf die Bundesebene schieben 
kann. Wir fragen: Wer ist derzeit hier, wer befindet sich aktuell in Nordrhein-Westfalen? 
Wer begeht hier schwere Straftaten, ist ein Gefährder? Wer könnte dieses Land ver-
lassen, weil er keinen entsprechenden Status hat? Bei wem könnten die Behörden 
sich anstrengen, ihn abzuschieben? – Dazu sagen Sie allen Ernstes: Das ist keine 
Frage der inneren Sicherheit, das ist hier kein Thema. – Was müssen wir machen? 
Müssen wir jetzt alle Ausschüsse einladen? Spielen wir Pingpong? Wir haben diese 
Frage im Ausschuss schon einmal gestellt und keine Antwort bekommen. Es gab eine 
semantische Schwurbelei, aber keine exakten Fakten. Für diese Sitzung haben wir die 
Frage noch einmal gestellt und bekommen als Antwort: Das behandeln wir gar nicht 
mehr. – Möchte diese Landesregierung eine Aussage dazu treffen, wie sie mit diesem 
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Personenkreis umzugehen gedenke – ja oder nein? Ich kann bisher nur erkennen, 
dass sie das nicht möchte. 

Vorsitzende Angela Erwin: Ich mahne an, das nicht alles zu generalisieren, zu pau-
schalisieren. Das passiert nämlich gerade. Es ist eine Prüfung des Einzelfalls vorge-
nommen worden, und diese Prüfung hatte zum Ergebnis, dass dieses Thema, dieser 
Berichtswunsch inhaltlich in den Integrationsausschuss gehörten. 

Ich weise außerdem darauf hin, dass wir im Innenausschuss in der Vergangenheit 
immer mal wieder die Frage zu klären hatten, ob die Themen hier wirklich richtig auf-
gehoben seien, ob das Ministerium überhaupt etwas dazu sagen könne oder ob nicht 
vielmehr ein anderes Ministerium Auskunft geben müsse. Ich erinnere an den Justiz-
bereich. Von daher: Meine Entscheidung bleibt bestehen. 

(Andreas Bialas [SPD]: Wir würden gerne darüber abstimmen!) 

Gregor Golland (CDU): Liebe Frau Vorsitzende, ich wäre Ihnen außerordentlich dank-
bar, wenn wir jetzt endlich in die Tagesordnung einsteigen könnten. Sie haben sich 
klar und deutlich positioniert. In den zuständigen Ausschüssen wird das Thema sicher-
lich besprochen werden. Ich würde jetzt also darum bitten, dass wir in die Tagesord-
nung einsteigen. 

(Andreas Bialas [SPD]: Um Straftäter kümmern wir uns hier also nicht 
mehr! – Christina Kampmann [SPD]: Das interessiert Herrn Golland 
nicht mehr! – Zuruf von Markus Wagner [AfD] – Zuruf von Gregor 
Golland [CDU] – Benedikt Falszewski [SPD]: Sie haben gerade ge-
sagt, das sei nicht der zuständige Ausschuss! – Andreas Bialas [SPD]: 
Die Aussage war klar!) 

Vorsitzende Angela Erwin: Der Tagesordnungspunkt wird wie gesagt nicht zugelas-
sen. Der Herr Minister hat aber zwei Zahlen, die er nennen kann. 

Minister Herbert Reul (IM): Wenn es um Zahlen geht, gibt es überhaupt kein Problem, 
die Landesregierung verweigert keine Antworten. 

(Christina Kampmann [SPD]: Ich habe immer noch keine Antwort!) 

– Ich habe doch noch gar nicht geantwortet! 

(Christina Kampmann [SPD]: Eben!) 

– Sie geben immer schon Bewertungen ab, bevor ich geredet habe. Sie geben auch 
Pressemitteilungen heraus, bevor ich überhaupt berichtet habe. – 114 sicherheitsrele-
vante Personen sind zurückgeführt worden, und es gibt in Nordrhein-Westfalen noch 
189 Gefährder. Wie wir mit denen umgehen, wissen Sie, weil wir darüber schon sehr 
häufig geredet haben, das können wir bei passender Gelegenheit aber noch einmal 
erläutern. Dafür gibt es klare Kriterien, die übrigens nicht spezifisch für Nordrhein-
Westfalen sind, vielmehr wird die Einstufung von, der Umgang mit Gefährdern bundes-



Landtag Nordrhein-Westfalen - 12 - APr 18/686 

Innenausschuss 26.09.2024 
40. Sitzung (öffentlicher Teil) bas 
 
 
weit abgesprochen. Das soll überall gleich gemacht werden. Damit haben Sie die Aus-
kunft und brauchen hier keine Stimmung zu machen. 

c) Aktuelle Viertelstunden 

Vorsitzende Angela Erwin: Mich erreichten Anträge der Fraktion der SPD und der 
Fraktion der FDP auf Aktuelle Viertelstunden. Die Anträge habe ich beide zugelassen. 
Gleichwohl habe ich der Fraktion der SPD signalisiert, dass auf zwei Daten Bezug 
genommen werde, die eigentlich noch in der Frist zur Beantragung eines mündlichen 
Berichtes gelegen hätten. 

Der Ausschuss kommt überein, die TOPs 2 und 18 in Verbin-
dung miteinander zu behandeln. 
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1 Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Nordrhein-

Westfalen für das Haushaltsjahr 2025 (Haushaltsgesetz 2025) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/10300 

Erläuterungen 
zum Einzelplan 03 
Vorlage 18/2942 

(Überweisung des Gesetzentwurfs an den Haushalts- und Finanz-
ausschuss sowie die zuständigen Fachausschüsse am 13.09.2024) 

Minister Herbert Reul (IM) berichtet: 

Der Haushalt 2024 ist hier behandelt worden, der für 2025 wird jetzt eingebracht. 
Die Lage ist nicht einfacher geworden. Wir leiden unter den wirtschaftlichen Rah-
menbedingungen – das weiß jeder. Wenn die Wirtschaft nicht funktioniert, gibt es 
weniger Steuern. Für Nordrhein-Westfalen gehen wir davon aus, dass es über 1 Mil-
liarde Euro weniger sind. 

Darüber hinaus – das habe ich schon einmal vorgetragen, ich mache es aber gerne 
noch einmal, damit die Zahlen klar sind – gibt es natürlich Belastungen des Haus-
halts durch Entscheidungen, die andere politische Ebenen treffen. Uns fehlen im 
Landeshaushalt verglichen mit der mittelfristigen Finanzplanung unter dem Strich 
4,5 Milliarden Euro. Man muss immer unterscheiden, was im Haushalt steht, was 
im letzten Haushalt war und was in der mittelfristigen Finanzplanung vorgesehen 
war. 

Wenn man die Situation für 2025 mit den Planungen während der Regierungsbil-
dung vergleicht, wenn man also noch weiter zurückgeht, fehlen insgesamt 11 Milli-
arden Euro, mit denen wir, wenn alles normal gelaufen wäre, eigentlich gerechnet 
hätten. Das heißt, wir werden unsere Haushaltsausgaben anpassen und hoffen 
müssen, dass die wirtschaftliche Lage sich verbessert. Das kann man sich aber nur 
herbeiwünschen und nicht erzwingen. Deswegen ist das eine nicht sehr komfortable 
Situation. Es war leichter, es ist komfortabler, wenn die Kasse voll ist. Das ist jetzt 
aber so, und den Kopf in den Sand zu stecken, ist keine Antwort. Deswegen musste 
für 2025 fast jeder Bereich, jedes Ministerium seinen Anteil leisten. Es gibt nur ganz 
wenige Ausnahmen, die sind bekannt. Das betrifft also auch mein Ministerium. 

Der Gesamthaushalt – diese Zahl ist natürlich relevant – des Innenressorts für 2025 
beläuft sich auf über 7,4 Milliarden Euro. Das sind rund 300 Millionen Euro mehr als 
im Vorjahr – nicht weniger, sondern mehr. Trotz der Rahmenbedingungen haben 
wir es mit einem Rekordhaushalt zu tun. Wir mussten aber entgegen den alten Pla-
nungen insgesamt rund 150 Millionen Euro einsparen, das sind rund 2 % des Ge-
samthaushalts des Innenressorts. Das gilt immer im Vergleich zu den Planungen. 
Das ist ein bisschen kompliziert, deswegen sage ich es. Von 7,4 Milliarden 150 Mil-
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lionen Euro einzusparen, ist kein Ding der Unmöglichkeit und wird uns auch nicht 
umbringen. Es ist trotzdem nicht erfreulich. Das ist bei uns im Haushalt auch viel 
schwieriger als in anderen Haushalten, weil – das will ich benennen – unser Haus-
halt sehr stark mit gebundenen Mitteln agiert. Wenn man genau hinschaut, stellt 
man fest, dass es allein beim Personal 3,8 Milliarden Euro sind. Da wollen wir nicht 
sparen. Wir könnten da zwar theoretisch sparen, aber da wollen wir nicht sparen. 
Unsere Polizisten sind nämlich das Herzstück unserer Sicherheitsarchitektur. 

Weitere 2 Milliarden Euro – diese Zahl muss man auch im Kopf haben – sind für 
Pensionen verplant. Da gibt es auch nichts zu diskutieren. Das wird für diejenigen 
Menschen ausgegeben, die für uns gearbeitet haben und im Ruhestand sind. 

Angesichts der Tatsache, dass 180 Millionen Euro wegen Kofinanzierungen, wegen 
anderer Maßnahmen ebenfalls nicht gekürzt werden können, zum Beispiel die Deut-
sche Hochschule der Polizei oder den Feuerschutz betreffend, bleibt am Ende ein 
überschaubarer Bereich, in dem man wirklich sparen kann. Das macht die Sache 
schwieriger. Das muss man klug angehen, man muss mit Sinn und Verstand die 
Kosten hinterfragen, und das haben meine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auch 
gemacht. 

Zunächst mal ein Blick auf die Polizei, weil das ja der zentrale Bereich ist: Hier pla-
nen wir mit über 4,1 Milliarden Euro; von den 7,4 Milliarden werden 4,1 Milliar-
den Euro für die Polizei ausgegeben. Der Polizeihaushalt wächst trotz Einsparun-
gen um insgesamt rund 47 Millionen Euro. Man kann also sagen, dass wir diesen 
Haushalt gestemmt bekommen, ohne die Qualität der Arbeit ernsthaft zu gefährden. 
Es gibt natürlich auch bei der Polizei wie bei jeder Großorganisation Bereiche – das 
ist nicht böse gemeint –, in denen man noch wirtschaftlicher handeln kann. Darum 
geht es; es geht nicht um Sparen, sondern um einen wirtschaftlichen, effektiven 
Umgang mit Geld. Außerdem gilt es, kluge Veränderungsmaßnahmen vorzuneh-
men, die uns Spielräume geben können. Das haben wir gemacht. 

Ich will mich auf ein paar Beispiele konzentrieren, weil ich bei der Einbringung des 
Haushalts nicht alles durchgehen kann. Nehmen wir mal den Bereich der Dienst- 
und Schutzkleidung: Da können wir fast 3 Millionen Euro einsparen, indem wir den 
Anwärterinnen und Anwärtern die Helme nicht mehr mit nach Hause geben, son-
dern sie für folgende Ausbildungsjahrgänge erneut nutzen. Präzise gesagt hätten 
wir für 9 Millionen Euro – das war die Berechnung – neue Helme kaufen müssen, 
wenn alle neu ausgestattet worden wären. Wir haben aber festgestellt, dass die 
Helme bei denjenigen Ausbildungsjahrgängen, die sie mit nach Hause nehmen 
konnten, nach der Pensionierung teilweise im Müll landeten. Wir haben zudem mit 
Blick auf die Kriminalpolizei die Frage gestellt: Muss eigentlich jeder einen Helm 
haben? – Wenn man sich das genau anschaut, und das haben meine Leute ge-
macht, kann man allein im Bereich der Schutz- und Dienstkleidung ohne Probleme 
3 Millionen Euro einsparen. 

Ich will in diesem Zusammenhang ein zweites Beispiel nennen: Anoraks. Die De-
batte haben Sie vielleicht schon mitbekommen, auch weil ich es schon ein paar Mal 
vorgetragen habe. Es gibt einen Anorak, der sehr lang und warm ist, der eine hohe 
Qualität hat. Deshalb fand ich immer, dass es dafür gute Argumente gibt. Wir haben 
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dann aber erfahren und durch Nachfragen verifiziert, dass dieser Anorak so gut wie 
nie angezogen wird, weil er die Waffe bedeckt, man also nicht so schnell an sie 
herankommt. Das ist also ein ganz praktischer Grund. Dieser Anorak hat zwar einen 
Reißverschluss, den man aufmachen kann, um an die Waffe zu kommen, es gibt 
mittlerweile jedoch auch Jacken, die kürzer, aber genauso warm sind. Die Polizis-
tinnen und Polizisten haben die Anoraks natürlich angenommen, weil sie zur Aus-
stattung gehören, aber sie häufig gar nicht gebraucht. Natürlich ist nicht jeder Fall 
gleich. Leute, die Objektschutz machen und die ganze Zeit auf der Straße stehen, 
oder solche von der Autobahnpolizei werden derartige Anoraks natürlich in anderem 
Maße brauchen. Deshalb lohnt es, sich anzuschauen, ob diese Anoraks wirklich für 
alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Polizei gebraucht werden oder ob man 
sagt: Das war eine gute Idee damals, das ist aber überholt, das wird heute nicht 
mehr benutzt. – Es geht also darum, wirtschaftlich vernünftiger zu handeln, aber 
nicht auf Qualität zu verzichten. Das ist zielgerichtete Ausstattung. Wir sparen, ohne 
jemanden ernsthaft zu treffen. Sie werden mir wahrscheinlich zustimmen, dass die 
innere Sicherheit dadurch nicht gefährdet wird. 

Ein weiteres Beispiel sind die Dienstfahrzeuge. Wir fahren jetzt einige Streifenwa-
gen länger. Es geht dabei nicht um alle – das ist eine falsche Debatte, die da geführt 
wird –, sondern um diejenigen, die jetzt ausgetauscht worden wären. Wir haben da 
einen Austauschrhythmus, und nur weil wir einen Teil der Wagen jetzt etwas länger 
fahren, sind die ja nicht schrottreif. Sie sind möglicherweise reparaturanfälliger – 
das ist das Gegenargument. Vom Zustand her sind das Fahrzeuge, wie sie vermut-
lich in jeder zweiten Privatgarage stehen. Bestenfalls sind das junge Gebrauchte. 
Sogar der Landesvorsitzende der Gewerkschaft der Polizei hat übrigens gesagt, 
dass das kein Problem sei. Es ist interessant, wenn ein Betroffener, wenn jemand, 
der für die Interessen der Beschäftigten steht, sagt, dass es kein dummes Argument 
sei, das verlängern zu wollen – Zitat –: 

„Früher haben wir mal Fahrzeuge gekauft und so lange gefahren, bis sie 
auseinandergefallen sind. Sie jetzt ein Jahr länger in Gebrauch zu halten, 
das ist machbar.“ 

Wir fahren sie auf keinen Fall so lange, bis sie auseinanderfallen – das ist nicht 
gemeint. Wir schauen natürlich auch – und das ist ein weiteres Argument –, wie der 
Fuhrpark der Zukunft ist. Brauchen wir wirklich in allen Bereichen große Kastenwa-
gen? Brauchen wir überall Diesel? Können wir E-Autos nehmen, und wenn ja: wo 
und wo nicht? Diese Frage klingt so einfach, aber sie ist sehr schwer zu beantwor-
ten. Hinsichtlich der Streifenwagen kann man natürlich nicht sagen: Die eine Schicht 
fährt, die andere Schicht lädt. – Wir haben auch gar nicht die Ladestationen. Die 
Frage kann man jetzt noch nicht abschließend klären, aber wir werden uns darum 
kümmern, um dann im nächsten Jahr Klarheit darüber zu haben, ob und wo wir E-
Autos oder Autos mit anderen Antrieben nutzen können. Möglicherweise könnten 
wir auch kleinere Autos nutzen; Stichwort: Bezirksdienste. Insofern ist die Maß-
nahme, den Autokauf aufzuschieben, kein Problem, sondern vielleicht sogar – ich 
sage es ein bisschen salopp – eine Chance für eine Neukonzeption. Ich kann je-
denfalls sagen, dass der Satz: „Wir kaufen keine Autos“, falsch ist. Wir bestellen im 
Jahr 2025 fast 1.000 Fahrzeuge: Streifenwagen, Mannschaftswagen, Fahrzeuge für 
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die Bereitschaftspolizei, übrigens auch zwei Boote für die Wasserschutzpolizei. Es 
ist also nicht so, dass nichts passieren würde. Es wird teilweise aufgeschoben, teil-
weise erneuert, und es wird nachgedacht, wie es übermorgen aussehen soll. Die 
innere Sicherheit wird also auch dadurch nicht gefährdet. 

Um das direkt zu sagen: Bei der Schutzausrüstung und bei ähnlichen Dingen wird 
natürlich kein Kompromiss eingegangen. Was kaputt ist, wird nachgekauft. Was 
nicht mehr funktioniert, wird ersetzt. Ob Waffe oder Weste, da wird weiter investiert, 
da gibt es überhaupt keine Debatte. Manchmal wurde der Eindruck vermittelt, wir 
würden hier den Dienstbetrieb einstellen. Das ist wirklich an der Wahrheit vorbei, 
das Gegenteil ist der Fall. 

Mit allein 285 Millionen Euro für Digitalisierung und Digitalfunk im Jahre 2025 wer-
den wir die Polizei auch in dem Bereich solide aufstellen. Die nordrhein-westfälische 
Polizei ist und bleibt die am besten ausgestattete Polizei Deutschlands, nicht nur 
bei der Ausstattung, sondern auch beim Personal. Auch hier machen wir keine Kom-
promisse: Wir werden 2025 bei der Polizei wieder 3.000 neue Kommissaranwärte-
rinnen und -anwärter ausbilden. Das haben wir im letzten Jahr geschafft, wir schaf-
fen es in diesem Jahr, und wir wollen es auch im nächsten Jahr schaffen. Das hängt 
natürlich auch von den Bewerbungen, von der Qualität der Bewerbungen ab. Das 
ist ein Kraftakt für die Personalwerbung, aber es ist auch ein finanzieller Kraftakt, 
denn 3.000 Leute einzustellen, kostet natürlich Geld. Das sind ja keine Studenten 
wie an den sonstigen Hochschulen, sondern das sind Studenten, die bezahlt wer-
den. 2016 wurden übrigens 1.920 Anwärterinnen und Anwärter eingestellt. Da hat 
sich also etwas bewegt. Wenn man sich die Zahlen insgesamt anguckt, stellt man 
fest – vielleicht kann ich das einflechten –, dass wir im Jahr 2022 den Turnaround 
geschafft und in jeder Kreispolizeibehörde mehr Polizistinnen und Polizisten als 
2017 hatten. Der Vergleich ist also zwischen 2017 und 2022 mit dem Turnaround. 

Dann gibt es auch noch die Tausenden von Regierungsbeschäftigten, die es vorher 
nicht gab. Mittlerweile gibt es fast 10.000 Stellen für Regierungsbeschäftigte in der 
Polizei. Das weiß jeder, trotzdem erinnere ich daran: Diejenigen, die man in den 
letzten Jahren eingestellt hat, kosten jedes Jahr Geld. Natürlich ist unser Personal-
körper einer der größten, aber das wollen wir so. Ich habe niemanden gehört, der 
dazu anderer Meinung wäre. 

Für 2024 – das wissen Sie – haben wir keine Verpflichtungsermächtigungen für die 
Sanierung von Polizeipräsidien und -wachen eingestellt. Sie wissen auch, dass wir 
in den Jahren seit 2017 2,3 Milliarden Euro in Liegenschaften investiert haben. In 
diesem Jahr gab es nichts – das fand ich nicht besonders gelungen –, aber im 
nächsten Jahr werden wir immerhin 100 Millionen Euro einstellen. Dabei geht es 
mir gar nicht so sehr um die Summe, sondern vorrangig darum, dass hinsichtlich 
der Erneuerung der Liegenschaften kein Bruch entsteht und das weiter gearbeitet 
und geplant wird. Die Zeiten werden sich natürlich auch wieder bessern. Wir haben 
noch lange nicht alle Hausaufgaben im Liegenschaftsbereich erledigt, wenngleich 
ich mir angesichts der 2,3 Milliarden Euro ziemlich sicher bin, dass wir im Vergleich 
zu anderen Häusern gar nicht so schlecht aussehen. Es gibt also wieder neue 
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Verpflichtungsermächtigungen, plus 100 Millionen Euro werden trotz schwieriger 
Rahmenbedingungen in Immobilien investiert. 

Ein weiterer großer Bereich sind die fünf Bezirksregierungen. Wir können 2025 mit 
rund 780 Millionen Euro wirtschaften. Das ist eine Kürzung um 3 Millionen Euro oder 
anders gesagt um 0,4 %. Obwohl mittels Kabinettsbeschluss festgelegt wurde, dass 
es mit den 3.000 Polizisten als einziger Ausnahme eigentlich keine neuen Stellen 
geben solle, werden die Bezirksregierungen personell trotzdem aufgestockt. Insge-
samt wird es 112 neue Stellen für wichtige Projekte geben, etwa für die Unterbrin-
gung und Betreuung von Flüchtlingen, für die Landeserstaufnahmeeinrichtung in 
Bochum, für die Förderung der Ausbildung in der Kinderpflege. Nur damit Sie es 
mal gehört haben: 15 Planstellen werden zusätzlich für den Vollzug des Kon-
sumcannabisgesetzes benötigt. Unter dem Strich stehen fast 9.500 Planstellen 
bzw. Stellen in den Bezirksregierungen zur Verfügung; so viele wie noch nie. 

Das Ministerium, also unser engerer Bereich: Hier planen wir mit 216 Millionen Euro. 
Gegenüber der ursprünglichen Finanzplanung sparen wir 9 Millionen Euro ein, was 
wir auf alle Abteilungen im Haus verteilt haben. Sie können unschwer erkennen, 
dass wir in unserem Haus, in der Administration stärker sparen und eben nicht bei 
den Polizisten auf der Straße. Trotzdem geben wir hier 6,5 Millionen Euro mehr aus 
als 2024. 

Katastrophenschutz hat für uns in Nordrhein-Westfalen in den letzten Jahren einen 
neuen Stellenwert bekommen, deswegen haben wir dafür einen neu angelegten 
eigenen Haushaltstitel. 7 Millionen Euro stehen zur Verfügung, zum Beispiel für 
Dinge wie ein Katastrophenschutzlandeslager. Zusätzlich schafft das Land wie in 
der Vergangenheit auch Fahrzeuge für den Katastrophenschutz an, zum Teil sind 
das hochspezialisierte Fahrzeuge, wie die jetzt anstehenden acht Lkws zur Wald-
brandbekämpfung – um ein Beispiel zu nennen. Der Ansatz für die Notrufapp nora 
ist massiv gestiegen, hat sich von 5 auf 11 Millionen Euro mehr als verdoppelt. Der 
Grund ist, dass wir die App gegen Missbrauch absichern mussten. Da gab es ein 
Problem – das wissen Sie –, das jetzt beseitigt ist. Diese Kosten bleiben allerdings 
nicht bei uns allein liegen, da die Länder sie solidarisch teilen. Auch an der zukünf-
tigen Landesstelle für den Katastrophenschutz im Ministerium wird nicht gerüttelt, 
das wird weiter ausgebaut. 

Wir richten erneut 30 Stellen zur Förderung schwerbehinderter Menschen ein. Das 
ist unsere Verpflichtung, der kommen wir gerne nach. Viele haben nicht auf dem 
Schirm, dass wir nicht nur diese Ausbildungsstellen haben, sondern uns auch da-
rum bemühen, dass sie nachher irgendwo im Landesdienst eine Stelle bekommen. 

Für den Verfassungsschutz – um kursorisch weiterzugehen – gibt es im kommen-
den Jahr rund 500.000 Euro weniger, das heißt, es sind rund 18,2 Millionen Euro. 
Nur zum Vergleich: Als ich Minister wurde, lag das Budget für den Verfassungs-
schutz bei rund 11 Millionen Euro. Das hat sich zwischenzeitlich also ein klein wenig 
erhöht. Jetzt gehen 500.000 Euro ab. Jeder Euro weniger – um es klar zu sagen – 
passt mir nicht. Aber 500.000 Euro kann man, wenn man klug überlegt, glaube ich 
verantworten – ich habe es bei der Polizei eben durchdekliniert. In den vergangenen 
Jahren ist übrigens viel Geld aus diesem Budget in die Entwicklung von „Wegweiser“-
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online geflossen. Nachdem wir dieses bundesweit einzigartige Angebot Ende 2023 
gestartet hatten, ergeben sich jetzt Spielräume. Ich will das nur mal vorsichtig an-
deuten: Da wir uns alle mit Fragen des Internets und der Radikalisierung, die da 
stattfindet, beschäftigen, haben wohl auch alle ein Gefühl dafür bekommen, dass 
die Ansprache von jungen Leuten, Hinweise über das Netz in Zukunft noch wichtiger 
werden. Wahrscheinlich liegt die Zukunft von „Wegweiser“ im Onlinebereich. Wir 
werden da aber nicht unvorsichtig und lösen etwas auf, vielmehr bauen wir das an-
dere auf und gucken, an welcher Stelle wir dann Spielräume bekommen. Ich glaube, 
dass die Dunkelfeldstudie, die in dieser Woche von Frau Leutheusser-Schnarren-
berger veröffentlicht worden ist, gezeigt hat, dass der digitale Bereich gerade bei 
der Prävention die Zukunft ist. Wenn digitale Plattformen quasi als Sendemasten 
für Hass und Hetze fungieren, kommt man mit dem Verteilen von Flugblättern auf 
Marktplätzen nicht mehr weit, vor allem erreicht man die jungen Leute nicht. 

Jahrelang ist der Etat für innere Sicherheit gewachsen. Das waren bessere Zeiten. 
Die Landesregierungen seit 2017 haben immer einen klaren Schwerpunkt auf die 
innere Sicherheit gelegt. Das bleibt auch so. Seit 2017 gab es auf finanzieller Seite 
einen Zuwachs von rund 2 Milliarden Euro für das Innenressort, davon allein plus 
1 Milliarde Euro für die Polizei. Auf personeller Seite gab es ein Plus von insgesamt 
8.700 Stellen; über 6.600 davon allein bei der Polizei, über 1.400 bei den Bezirks-
regierungen, über 200 beim Verfassungsschutz. 

Wir haben in guten Zeiten Gott sei Dank ordentlich gewirtschaftet und damit für 
schwierige Zeiten vorgesorgt. Wir sind vor die Lage gekommen, und die Landesre-
gierung hält in dieser Frage Kurs. Ich bin sicher, dass wir trotz Mehrausgaben, Min-
derausgaben, Hochzinsphasen, Rezession, Inflation und Entscheidungen, die in 
Berlin getroffen werden, gut durch das Jahr 2025 kommen werden. Alles andere 
wäre auch nicht zu verantworten. Wir sind aber gezwungen, klug zu überlegen, an 
welchen Stellen wir das Geld ausgeben. Die finanzielle Situation ist nun einmal so, 
und das kann man auch nicht leugnen. Man wird gezwungen, zu überlegen, wo man 
neue Schwerpunkte mit Mitteln finanzieren kann, die an anderer Stelle nicht mehr 
notwendig sind. Das geht bis hin zu der Frage, welche Aufgaben man überprüfen 
muss, aber so weit sind wir noch lange nicht. 

Sie erinnern sich an die Debatte – ich weiß gar nicht, wie viele Jahre die schon 
läuft – über die Begleitung von Schwerlasttransporten durch Polizisten. Das kommt 
jetzt langsam in die Endphase; Jahre hat das gedauert – eine ewige Leidensge-
schichte, muss man fast sagen. Damit setzen wir aber Potenzial frei. Ich finde, in 
dieser Richtung muss man noch intensiver nachdenken, wenn es um übermorgen 
geht, weil die Herausforderungen, die die Polizei, die der Verfassungsschutz im 
Netz zu bewältigen haben, natürlich gigantisch groß sind. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU) 

Vorsitzende Angela Erwin weist auf folgenden Zeitplan hin: Die Fraktionen könnten 
bis zum 11. Oktober 2024 schriftliche Fragen einreichen, die das Ministerium bis zum 
8. November schriftlich beantworten werde. In der Sitzung am 21. November erfolgten 
dann die abschließende Beratung und Abstimmung zum Einzelplan 03. 
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Marc Lürbke (FDP) gibt an, Informationen zu den Maßnahmen des vorgestellten Si-
cherheitspakets zu vermissen, und fragt, ob man mit diesen noch rechnen könne. 

Minister Herbert Reul (IM) gibt seinem Vorredner dahin gehend recht, dass die Maß-
nahmen des Sicherheitspakets bei der Einbringung des Einzelplans 03 keine Berück-
sichtigung gefunden hätten. Diesbezüglich gebe es noch zu klärende Fragen, zudem 
stünden noch Bundesratsinitiativen an, in denen es unter anderem um Migration und 
Verkehrsdatenspeicherung gehe, wobei letztere wiederum Handlungserfordernisse im 
digitalen Bereich nach sich ziehen könne.  

Nicht alle Maßnahmen kosteten Geld; einige ließen sich mittels Verordnungen umset-
zen, andere erforderten Gesetzesänderungen. Die größte politische Wirksamkeit 
wohne natürlich den legislativen Maßnahmen inne, da diese in qualitativer Hinsicht 
einen signifikanten Schritt nach vorne ermöglichten. 

Ob das für den Nachtragshaushalt, die Ergänzungen eine Rolle spiele, könne er noch 
nicht absehen, aber es gebe wie gesagt auch Maßnahmen, die keine zusätzlichen 
Investitionen erforderten. Zudem bestehe die Möglichkeit, eine als bedeutsam ange-
sehene Maßnahme, etwa im digitalen Bereich, zulasten einer weniger bedeutsamen 
zu priorisieren. 
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2 Aktuelle Viertelstunde gemäß § 60 GO LT NRW (beantragt von der SPD-Frak-

tion [s. Anlage 1]) 

In Verbindung mit: 

18 Sprengstoffexplosion vor einem Nachtclub in Köln (Bericht beantragt von der 
SPD-Fraktion [s. Anlage 2]) 

In Verbindung mit: 

 Köln: Sprengstoffanschlag auf einen Club – Steckt die „Mocro-Mafia“ da-
hinter? (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 3]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3020  

Vorsitzende Angela Erwin: Das Thema der Aktuellen Viertelstunde lautet: „Erneute 
Anschläge auf Geschäfte in Köln und auf ein Privathaus in Wachtberg“. 

Ich möchte um Disziplin bei der Beratung bitten. Es stehen noch eine zweite Aktuelle 
Viertelstunde und zahlreiche weitere Tagesordnungspunkte an. Für diese Aktuelle 
Viertelstunde sind circa 30 Minuten vorgesehen. 

Minister Herbert Reul (IM): Ich darf anmerken, dass die Polizei in Köln eine supergute 
Öffentlichkeitsarbeit macht. Unter der Leitung des Kripo-Chefs und des zuständigen 
Staatsanwalts ist man sehr weit gegangen, um die Bürgerinnen und Bürger frühzeitig 
zu informieren, zuletzt gab es die Pressekonferenz in der vergangenen Woche. Das 
ist unüblich im Vergleich zu bisherigen Verfahren. 

Klar ist aber auch, dass das laufende Ermittlungen sind, die in Teilen die Organisierte 
Kriminalität betreffen. Die Entwicklungen sind derzeit extrem dynamisch, das heißt, die 
Ermittlerinnen und Ermittler in Köln und anderenorts stehen vor großen Herausforde-
rungen. 

Ich versuche jetzt, die Vorkommnisse der letzten Monate – das betrifft nicht nur die 
Explosion in Wachtberg und die Schüsse auf ein Uhrengeschäft in Köln-Niehl – syste-
matisch einzuordnen und Zusammenhänge deutlich zu machen; das in Ergänzung zu 
dem, was die Polizei und die Staatsanwaltschaft in Köln vorgetragen haben. 

Ich muss natürlich sagen, dass ich bestimmte Einzelheiten nicht preisgeben kann, weil 
die Ermittlungen noch laufen. Es ist natürlich bedeutsam, den Menschen zu erwischen, 
der den Sprengsatz gelegt hat, aber viel bedeutsamer ist es, unter anderem durch 
vorsichtige Informationspolitik dazu beizutragen, die Hintermänner zu erwischen und 
die Strukturen aufzudecken. Ich finde, das sollte man akzeptieren. 

Bei den meisten Vorfällen kann man von Organisierter Kriminalität sprechen. Man 
muss wirklich sagen, dass die Polizei bei den ersten fünf, sechs Vorfällen sensationell 
gut gearbeitet hat. Sie hat schnell festgestellt, dass hinsichtlich der Sprengsätze ein 
Zusammenhang besteht und dass es auch um eine Aktion aus dem niederländischen 
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Drogenmilieu geht. Die Begrifflichkeiten, die da immer verwendet werden, sind falsch, 
aber Sie wissen, was ich meine. In kürzester Zeit wurden die Zusammenhänge aufge-
deckt, in kürzester Zeit wurden zwölf Leute aus dem Verkehr gezogen. Diese Vor-
gänge laufen. Wir sprechen also von Organisierter Kriminalität, zumindest was diesen 
Bereich angeht. 

Bei solchen Ermittlungsverfahren wird versucht, systematisch zu ermitteln. Das dauert 
ein bisschen, da braucht man ein bisschen Geduld, das gehört dazu. Wir wollen näm-
lich nicht, dass aufgrund von Informationen ein Rückschluss auf den Stand der Ermitt-
lungen gezogen werden kann. Wir dürfen das Verfahren nicht gefährden. 

Zur Einordnung: Nicht alle Meldungen über Schüsse und Explosionen gehören zusam-
men; nicht alles, was auf den ersten Blick zusammengehört, gehört auch zusammen. 
So gab es nach den Explosionen an einem Einfamilienhaus in Wachtberg am 22. Sep-
tember und in einem Café in Köln-Pesch am 25. September natürlich die Frage nach 
einem Zusammenhang. Nach aktuellen Berichtserkenntnissen gibt es den nicht. Es 
hängen also nicht alle Straftaten zusammen, die in Köln oder der Nähe von Bonn statt-
finden. Es gibt allerdings auch Fälle, bei denen man zunächst davon ausgeht, dass 
keine Bezüge zu anderen Taten bestehen, aber dann ergeben sich doch Bezüge zu 
vorherigen Ermittlungen. 

Das PP Köln hat es genau richtig gemacht: Es wurden Ermittlungsgruppen für die ver-
schiedenen Tatkomplexe eingerichtet, aber alle Fäden laufen zusammen. Es ist also 
eine andere Struktur. Mittels einer weiteren Gruppe wird sichergestellt, dass Informa-
tionen fließen, Verbindungen und Schnittstellen gesehen sowie polizeiliche Maßnah-
men koordiniert werden. 

Was heißt das konkret? Im Zusammenhang mit dem Anschlag auf den Vanity Club am 
Hohenzollernring am 16. September sowie der Explosion an einem Bekleidungsge-
schäft im Bereich der Ehrenstraße am 18. September wird durch das Polizeipräsidium 
Köln die EG „Ringe“ geführt. Das ist also eine Einheit. Die Ermittlungen zu einer Ex-
plosion mit anschließendem Brand in einem Kraftfahrzeug am 18. September und dem 
Fund einer Handgranate in Köln liegen bei der EG „Kalasch“. Dann haben wir noch die 
Taten, die nach derzeitigem Stand der Ermittlungen dem Ursprungssachverhalt, dem 
geplatzten Drogengeschäft, zuzuordnen sind. Das macht die EG „Sattla“. Die kümmert 
sich zum Beispiel auch um die Schüsse, die in der Nacht zu gestern auf die Woh-
nungstür eines Solinger Mehrfamilienhauses abgegeben wurden. Diese galten nach 
allem, was uns bisher bekannt ist, einer Person, die auch mit den übrigen Gescheh-
nissen in Verbindung steht. Zur Schussabgabe auf das Uhrengeschäft in Köln-Niehl 
am 21. September wird von der EG „Watches“ ermittelt. Wie soll das alles zusammen-
gehen? Zur Gewährleistung eines lückenlosen und zeitnahen Informationsaustau-
sches, des Erkennens von Schnittstellen sowie der übergreifenden Koordinierung der 
Ermittlungsmaßnahmen zwischen diesen vier EGs hat das Polizeipräsidium Köln die 
EG „Fusion“ eingerichtet. Diese stellt insbesondere sicher, dass mögliche Zusammen-
hänge zwischen den Tatkomplexen, die Gegenstand fortlaufender Ermittlungen sind, 
zeitnah erkannt werden. Das heißt, jeder ermittelt, und es wird fortlaufend nach etwa-
igen Zusammenhängen gesucht, damit man das dann zusammenziehen kann. 
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Ich will ein paar Zahlen nennen, damit Sie sehen, über welche Größenordnung wir hier 
sprechen und was die Kripo Köln leistet: Insgesamt arbeiten mittlerweile mehr als 80 
Ermittlerinnen und Ermittler, Fachleute in den Gruppen. In allen Ermittlungsgruppen 
unter dem Dach der EG „Fusion“ werden insgesamt 43 Ermittlungsverfahren geführt. 
Es betrifft also nicht nur die zwölf Personen, von denen ich gesprochen habe, sondern 
es gibt 43 Ermittlungsverfahren. Mittlerweile sind 22 Tatorte aufgenommen worden. Es 
gibt Finanzermittlungen in 33 Fällen. Die Ermittlungen richten sich gegen 33 identifi-
zierte Beschuldigte. 13 Personen sitzen in Haft, drei Haftbefehle sind noch offen. Wir 
haben bereits 18 Wohnungsdurchsuchungen durchgeführt, dazu kamen Durchsu-
chungen von drei Geschäftsräumlichkeiten und sieben Autos. Es kommen noch eine 
Menge weiterer Maßnahmen hinzu, zu denen ich aber jetzt noch nichts sagen kann. 

Ein großes weiteres Arbeitspaket beinhaltet die Auswertung der insgesamt über 1.200 
Asservate, die mittlerweile da sind. Darunter befinden sich eine Reihe von Schusswaf-
fen, Betäubungsmittel, aber vor allen Dingen – das macht Arbeit – digitale Asservate. 

Klar geworden ist im Rahmen der Ermittlungen bisher: Bei mehreren Komplexen be-
stehen Bezüge in die Niederlande. Deshalb ist es so wichtig, dass die nordrhein-west-
fälischen Ermittlerinnen und Ermittler eng mit den Sicherheitsbehörden in den Nieder-
landen zusammenarbeiten. Mir ist es wichtig, zu betonen: Gefährliche Gewaltspiralen 
durch Organisierte Kriminalität, analog zu den Niederlanden und Belgien, sind in Nord-
rhein-Westfalen derzeit nicht festzustellen. Gleichwohl zeigen die Erfahrungen aus den 
Niederlanden und Belgien, dass solche Straftaten unmittelbar und konsequent verfolgt 
werden müssen, wenn man verhindern will, dass das mehr wird. Wir wollen nicht, dass 
diese Strukturen sich festsetzen, deswegen dieser geballte Einsatz. Ich kann Ihnen 
sagen, dass wir fieberhaft daran arbeiten. Was in dem Bereich dank unserer Ermittle-
rinnen und Ermittler, Analystinnen und Analysten, speziellen Einheiten und der Zusam-
menarbeit mit anderen Behörden, insbesondere aus der Justiz, abläuft, ist immens. 

Davon kriegt die Öffentlichkeit nichts mit. Wenn geschimpft wird: „Der Reul tut nichts“, 
ist mir das egal. Das darf nicht öffentlich werden, ich kann Ihnen aber sagen, dass da 
eine gigantische Ermittlungsarbeit läuft. Je mehr wir preisgeben, desto weniger effektiv 
sind wir, und ich will effektiv sein. Das Erfolgsrezept in diesem Bereich ist, dass unsere 
Ermittlerinnen und Ermittler im Verborgenen agieren, abgeschottet, konspirativ. Man 
kann manchmal den Eindruck bekommen, dass da nichts laufen würde, aber ich habe 
Ihnen jetzt ein paar Zahlen genannt, anhand derer Sie sehen können, dass da was 
läuft. Ich kann Ihnen außerdem sagen, dass es so gut funktioniert und bisher sehr 
erfolgreich ist. Die Kriminellen sollen ruhig denken, wir kämen nicht weiter. Die Behör-
den sollen in aller Ruhe weiterarbeiten. 

Die Tatsache, dass im Moment keine Woche vergeht, ohne dass irgendwo eine Ex-
plosion stattfindet oder Schüsse auf Wohn- oder Geschäftshäuser abgegeben werden, 
bereitet mir aber genau wie Ihnen große Sorge. Das muss man ernst nehmen. Hier 
braucht es keinen Klamauk, sondern Arbeit. Deshalb soll jetzt geprüft werden, ob wir 
weitere Maßnahmen ergreifen müssen und wie wir die Ermittlerinnen und Ermittler 
strategisch wie operativ unterstützen können. Meine Fachleute, die OK-Abteilung des 
LKA und die Polizei in Köln sitzen zusammen, um Schwachstellen zu analysieren und 
Verbesserungspotenziale auszuloten. Das findet eigentlich jeden Tag statt. Heute hat 
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es eine große Konferenz dazu gegeben, wie wir die Arbeit noch effektiver machen 
können. 

Zu den Ermittlungen der Justiz kann ich nichts sagen, ich gehe aber davon aus, dass 
die Justiz das selber machen wird. Da geht es um das Bekleidungsgeschäft, das Uh-
rengeschäft usw. Die Informationen der Justiz zur Explosion am Vanity Club liegen 
Ihnen ja bereits vor, das muss ich nicht wiederholen. 

Ich kann noch hinzufügen, dass es heute – wir haben ja einen ständigen Mitarbeiter 
bei der Polizei in den Niederlanden – einen Termin gibt, bei dem die Frage aufgewor-
fen wird, wie die Zusammenarbeit verbessert werden kann. 

Viel mehr kann ich dazu nicht sagen, aber Sie können sicher sein, dass es für die 
Polizei im Moment eine der zentralen Aufgaben ist. Den großen Arbeitsaufwand ver-
suchen wir, mit möglichst viel Personal zu stemmen. Wir können aber nötigenfalls auch 
noch aufstocken. 

Christina Kampmann (SPD): Es ist gut zu hören, dass jetzt so fieberhaft an der Auf-
klärung gearbeitet wird. Für uns stellt sich aber auch die Frage: Was ist eigentlich vor-
her passiert? Herr Minister, Sie haben gerade gesagt, dass Sie nicht wollten, dass sich 
Strukturen festsetzten. Wir fragen uns, inwieweit die Strukturen sich schon vorher fest-
gesetzt haben. 

Wir haben die Aktuelle Viertelstunde beantragt, weil das natürlich nicht nur uns, son-
dern auch vielen Bürgerinnen und Bürgern in und um Köln gerade große Sorgen 
macht. Wir hatten im vergangenen Jahr einen sehr ausführlichen Antrag zum Thema 
„Organisierte Kriminalität“ mit zahlreichen Maßnahmenvorschlägen gestellt. Der wurde 
hier abgelehnt, obwohl eine Anhörung ergeben hatte, dass viele der Maßnahmen dazu 
beigetragen hätten, die Organisierte Kriminalität in Nordrhein-Westfalen noch aktiver 
und engagierter bekämpfen zu können. Die Anhörung hatte außerdem ergeben, dass 
Nordrhein-Westfalen schon lange kein Rückzugsraum für die Organisierte Kriminalität 
mehr sei, sondern ein Aktionsraum. 

Ich glaube, nicht nur wir haben immer mehr das Gefühl, dass Sie, Herr Minister, im 
Zuge der Bekämpfung der Clankriminalität andere Strukturen der Organisierten Krimi-
nalität zu sehr vernachlässigt haben. Jetzt hat man das Gefühl, dass die sich hier im-
mer weiter ausgebreitet haben. 

Sie haben gerade ausgeschlossen, dass einige der Fälle mit der „Mocro-Mafia“ und 
allem, was damit zu tun habe, in Verbindung stehe. Solingen hatten Sie – wenn ich 
richtig zugehört habe – noch nicht ausgeschlossen. Am Mittwochnachmittag wurde 
bekannt, dass es in der Nacht vom 24. auf den 25. September zu einem Vorfall ge-
kommen ist, im Zuge dessen Unbekannte auf ein Wohnhaus geschossen haben. 

(Minister Herbert Reul [IM]: Doch, das habe ich gesagt!) 

– Das haben Sie auch ausgeschlossen? Okay, Entschuldigung, dann habe ich da nicht 
richtig zugehört. 

(Minister Herbert Reul [IM]: Ist ja nicht schlimm!) 
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Da gibt es also keinen Zusammenhang. 

(Minister Herbert Reul [IM]: Entschuldigung, haben Sie „einen“ oder 
„keinen“ gesagt?) 

– Da gibt es einen Zusammenhang, so wie es der Presseberichterstattung zu entneh-
men ist? 

(Minister Herbert Reul [IM]: Ja, da gibt es einen!) 

– Okay, dann stimmt das überein. 

Ich hatte gerade schon gesagt, dass diese Vorfälle die Bevölkerung erschüttern, auch 
wegen der Skrupellosigkeit, mit der die Täter vorgehen. Unsere Frage ist, was die 
Landesregierung aktuell unternimmt, um nicht nur aufzuklären, sondern auch die Be-
völkerung zu schützen. Es kommen ständig weitere Vorfälle, weitere Anschläge hinzu. 
Welche Konsequenzen zieht die Landesregierung daraus? Was wollen Sie in Zukunft 
tun, um die Organisierte Kriminalität hier noch stärker zu bekämpfen? 

StA Guido Schreiner (JM): Ich möchte voranstellen, dass in dem Bericht, den ich 
gleich verlesen werde, im Hinblick auf den örtlichen Bezug und die damit verbundene 
Gefahr der Re-Identifizierung Aktenzeichen, Ortsangaben und Hinweise auf Personen 
anonymisiert sind. Wenn es also zu unnatürlichen Auslassungen kommen sollte, ist 
das diesem Umstand geschuldet. 

Der Generalstaatsanwalt in Köln hat dem Ministerium der Justiz am 25. Septem-
ber 2024 berichtet, dass der Leitende Oberstaatsanwalt in Köln ihn seinerseits zu den 
bei seiner Behörde anhängenden Ermittlungsverfahren unter anderem wie folgt unter-
richtet habe: 

Unter – hier folgt ein Aktenzeichen – führt die Staatsanwaltschaft Köln ein Ermittlungs-
verfahren gegen unbekannt wegen der Herbeiführung einer Sprengstoffexplosion in 
Tateinheit mit Sachbeschädigung, dem der folgende Sachverhalt zugrunde liegt: 

Am 18. September 2024 gegen 5:05 Uhr begab sich eine bislang nicht identifizierte 
männliche Person zu dem Bekleidungsgeschäft in Köln, das sich im Erdgeschoss ei-
nes sowohl für Wohn- als auch für Gewerbezwecke genutzten Gebäudekomplexes 
befindet. Sodann warf der Tatverdächtige ein Schaufenster des Bekleidungsgeschäf-
tes ein und platzierte im Verkaufsraum eine blaue Einkaufstüte, in der sich ein derzeit 
noch unbekanntes Sprenginitial befand. Im Anschluss entzündete der Tatverdächtige 
das Sprenginitial und entfernte sich im Laufschritt vom Tatort. Wenige Sekunden spä-
ter kam es, wie vom Tatverdächtigen beabsichtigt, zu einer Explosion, die den Ver-
kaufsraum verwüstete und einen Sachschaden in noch nicht abschließend ermittelter 
Höhe verursachte. Personen kamen infolge der Explosion nicht zu Schaden. 

Die bisherigen Ermittlungsmaßnahmen, insbesondere die Veröffentlichung von Licht-
bildern des Tatverdächtigen, haben bislang nicht zu seiner Identifizierung geführt. Im 
Rahmen der noch andauernden Ermittlungen werden auch Zusammenhänge zu der 
Explosion am 16. September 2024 gegen 5:48 Uhr geprüft. 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 25 - APr 18/686 

Innenausschuss 26.09.2024 
40. Sitzung (öffentlicher Teil) bas 
 
 
Zu den Schussabgaben am 21. September 2024 auf ein Uhrengeschäft in Köln ist bei 
der Staatsanwaltschaft Köln ein weiteres Ermittlungsverfahren anhängig, dem folgen-
der Sachverhalt zugrunde liegt: 

Am frühen Morgen des 21. September 2024 gegen 4:08 Uhr gab eine bislang unbe-
kannte Person vermutlich mit einer Maschinenpistole wenigstens 25 Schüsse auf ein 
Uhrengeschäft ab, welche allesamt die Schaufensterscheiben und die Hauswand trafen. 
Personen wurden dabei nicht verletzt. Der Tatverdächtige konnte unerkannt flüchten. 

Der Geschädigte gab in seiner polizeilichen Vernehmung an, in den vergangenen acht 
Monaten Drohanrufe von einer unterdrückten Rufnummer erhalten zu haben, in wel-
chen von ihm Geldzahlungen für angebliche Schulden gefordert und sowohl er als 
auch seine Familie mit dem Tode bedroht worden seien. Zu den Hintergründen dieser 
Forderung oder mutmaßlich beteiligten Personen machte er keine weiteren Angaben. 

Die Staatsanwaltschaft Köln hat ein Ermittlungsverfahren wegen versuchter räuberi-
scher Erpressung gegen den oder die unbekannten Täter eingeleitet, das von der Ab-
teilung zur Bekämpfung der allgemeinen Organisierten Kriminalität in Zusammenarbeit 
mit dem Polizeipräsidium Köln bearbeitet wird. 

Bislang wird davon ausgegangen, dass die Schussabgaben dazu dienten, der ver-
meintlichen Geldforderung Nachdruck zu verleihen. Die Ermittlungen, die noch ganz 
am Anfang stehen, dauern an. Zusammenhänge zu den weiteren Anschlägen auf Ge-
schäfte in Köln und auf ein Privathaus in Wachtberg haben sich bislang nicht ergeben. 

In seinem vorbezeichneten Bericht hat der Generalstaatsanwalt in Köln zudem mitge-
teilt, der Leitende Oberstaatsanwalt in Bonn habe ihm zu dem bei seiner Behörde an-
hängigen Ermittlungsverfahren seinerseits wie folgt berichtet: 

Am 22. September 2024 um 4:20 Uhr zündeten unbekannte Täter einen Sprengsatz 
vor der Haustür eines Einfamilienhauses in Wachtberg. Die Haustür wurde durch die 
Explosion komplett zerstört. Bereits am 11. September 2024 um 4:23 Uhr war es an 
derselben Stelle zu einer Sprengstoffexplosion gekommen, bei der die Haustür nur 
leicht beschädigt worden war. 

In dem gegen unbekannt wegen des Verdachts des Herbeiführens einer Spreng-
stoffexplosion eingeleiteten Ermittlungsverfahrens der Staatsanwaltschaft Bonn dau-
ern die Ermittlungen an. Diese erstrecken sich auch auf die Frage eines Zusammen-
hangs zu den Sprengstoffexplosionen in Köln. 

Der Generalstaatsanwalt in Köln hat in seinem Bericht vom 25. September 2024 mit-
geteilt, gegen die Sachbehandlung der Leitenden Oberstaatsanwälte keine Bedenken 
zu haben. 

Marc Lürbke (FDP): Woche um Woche – Sie haben es richtig gesagt, Herr Minister – 
gibt es Explosionen, Schüsse mitten in Nordrhein-Westfalen, und nicht nur die Men-
schen in Köln sind in großer Angst. Auch wenn das alles vielleicht gar nicht zusam-
menhängt, ist es doch Fakt, dass sich die Sicherheitslage in Nordrhein-Westfalen ver-
schlechtert, und offenbar boomt auch die Organisierte Kriminalität an verschiedenen 
Ecken und Enden in Nordrhein-Westfalen. 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 26 - APr 18/686 

Innenausschuss 26.09.2024 
40. Sitzung (öffentlicher Teil) bas 
 
 
Sie haben es jetzt so dargestellt, dass Sie hier nicht so viel erzählen könnten, aber 
niemand glauben solle, dass Sie nichts machten. Ich kann schon verstehen, dass es 
für einen Innenminister eine unangenehme Situation ist, wenn die Kriminalität so zu-
nimmt, aber es ist offensichtlich, dass die Landesregierung dagegen aktuell keine rich-
tige Strategie hat. Ich glaube auch nicht, dass es reicht, nach jedem Vorfall die Schä-
den zu bilanzieren. Bitte sehen Sie mir nach, dass ich sage, dass das nicht zu dem 
Bild passt, das Sie immer von sich zeichnen: der harte Hund, der jedem Verbrecher 
den Riegel vorschiebt. Wenn man sich das nüchtern anschaut, stellt man aber fest – 
und das sage ich ohne irgendwelchen oppositionellen Schaum vor dem Mund –: Die 
Sicherheitslage hat sich massiv verschlechtert, und die Kriminalität geht in verschie-
denen Bereichen durch die Decke. In Nordrhein-Westfalen blüht unter Ihrer Verant-
wortung das Verbrechen. Die Zahlen hinsichtlich Gewalt, Alterskriminalität, Einbrü-
chen steigen. Von Kinder- und Jugendkriminalität fange ich erst gar nicht an. Wir ha-
ben Organisierte Kriminalität; über die „Mocro-Mafia“ reden wir gerade. Wir haben 
Clans, die im Ruhrgebiet agieren. Wir haben Rockerkriminalität, gerade wechseln 200 
Bandidos zu den Hells Angels. Damit hängt vieles zusammen. Ich schaue mal in Rich-
tung der Fachabteilung. Revierkämpfe sind zu erwarten, es geht um Geld, um Drogen, 
um große Geschäfte auch in Nordrhein-Westfalen. Das ist ein handfestes, ein riesiges 
Problem, das sind keine Kinkerlitzchen. 

Ich möchte nicht, dass es gleich wieder heißt, ich hätte irgendetwas an der Arbeit der 
Ermittlungsbehörden kritisiert. Nein. Ich sehe natürlich, dass sowohl das LKA als auch 
das PP Köln sehr gute Arbeit machen. Ihre Aufgabe ist es aber, das zu verstärken, der 
Polizei den Rücken zu stärken, sodass sie auch wirklich ihren Job machen kann. Sie 
haben gerade gesagt, dass es verschiedene EGs gebe. Teilweise wurde etwas zu-
sammengelegt, es wurde ein bisschen verstärkt, und dann – so habe ich Sie verstan-
den – wurde überlegt, was man verbessern könne, was sie bräuchten. Ich frage Sie 
als Minister: Was brauchen sie denn? Was wollen Sie beispielsweise den EGs an die 
Hand geben, damit sie noch besser arbeiten können? Das sind die Fragen, über die 
wir hier diskutieren wollen. Es geht darum, wie wir die Sicherheitslage in Nordrhein-
Westfalen verbessern können. Darauf würde ich mir Antworten wünschen. 

Wie stark sind die EGs beim PP Köln, kann man das hier sagen? Inwieweit haben Sie 
die verstärkt? Wie ist der Aufwuchs? Was geben Sie denen an die Hand? 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

Was sagen Sie den Leuten, was Sie am Ende auch wirklich machen? 

(Minister Herbert Reul [IM]: Mehr als 80 habe ich gesagt!) 

– Entschuldigung, dann habe ich das nicht gehört. – Trotzdem bleiben Sie die Antwor-
ten auf die Fragen danach schuldig, was sie noch bräuchten und ob das ausreiche. 

Sie haben gesagt, es dürfe nichts publik werden. Den Begriff „Mocro-Mafia“ verwenden 
Sie nicht. Können Sie sagen, wie groß eigentlich die Strukturen sind, über die wir ge-
rade reden? Das ist bisher sehr vage; Sie bleiben sehr vage. Ich finde schon, dass wir 
im Innenausschuss ein wenig konkreter über diese Dinge sprechen sollten. Ich glaube, 
das wird auch von uns erwartet, weil so viele Menschen da draußen, und zwar nicht 
nur in Köln, angesichts dieser Vorfälle in Sorge sind. 
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Dr. Julia Höller (GRÜNE): Wir wissen, dass es hier um Organisierte Kriminalität geht. 
Es geht hier um Bombenleger, bei denen es schön wäre, sie zu erwischen, aber ei-
gentlich wollen wir diejenigen kriegen, die dahinterstehen. Wir müssen also erfahren, 
was für Strukturen das sind, wie die organisiert sind, was der Kern dessen ist. Dazu 
haben Sie ja lang und breit ausgeführt. Für mich ist die Frage, wie solche Strukturer-
mittlungen jetzt stattfinden. 

Können Sie vielleicht noch ein paar Dinge zu der internationalen Zusammenarbeit sa-
gen? Wir tun gerade ein bisschen so, als wäre das ein neues nordrhein-westfälisches 
Phänomen. Ich habe es aber so verstanden, dass es sich um ein Phänomen handelt, 
das in unseren Nachbarländern schon länger vorkommt und das jetzt herüberge-
schwappt ist. Meine Ansatz wäre daher, dass man das Rad nicht neu erfinden und 
ständig sagen muss: Wir brauchen mehr; wir brauchen etwas Neues. – Wahrscheinlich 
gibt es doch schon Erfahrungen, und da die internationale Zusammenarbeit gerade 
mit unseren Nachbarländern in diesem Bereich sehr etabliert, sehr stark ist – was ich 
weiß, da ich aus der Region komme –, könnte man auf diese Erfahrungen zurückgreifen. 

Markus Wagner (AfD): Ich finde es bemerkenswert, wie elegant in dieser Debatte der 
Begriff „Mocro-Mafia“ umschifft wird. Wenn wir vom holländischen Drogenmilieu spre-
chen oder – wie Frau Kollegin Höller es eben getan hat – von Strukturen der Organi-
sierten Kriminalität in Nachbarländern, wie beispielsweise den Niederlanden, dann 
müssen wir auch über die „Mocro-Mafia“ sprechen. Das wollten wir im Rahmen einer 
Sondersitzung des Innenausschusses schon einmal tun, die ist aber leider nicht zu-
stande gekommen. 

Was mit „Mocro-Mafia“ gemeint ist, dürfte allgemein bekannt sein. Mich interessiert, 
wann nach Ansicht der Ermittlungsbehörden in etwa die erste Tat stattgefunden hat, 
die ermittlungstechnisch mit der „Mocro-Mafia“ in Verbindung gebracht werden kann, 
sodass wir einen Überblick haben, seit wann dieses Problem tatsächlich auf dem 
Schirm der Sicherheitsbehörden ist. 

Die zweite Frage bezieht sich auf den Grenzschutz. Die meisten Täter reisen offen-
sichtlich aus den Niederlanden ein, das haben wir bei den Geldautomatensprengun-
gen, das haben wir bei der Organisierten Kriminalität. Inwieweit wird der Grenzschutz 
an der nordrhein-westfälisch-niederländischen Grenze verstärkt, sodass wir die Einreise 
solcher Täter weitgehend verhindern bzw. wir sie bei der Ausreise stellen können? 

Dr. Christos Katzidis (CDU): Ich glaube, es herrscht bei uns allen Konsens darüber, 
dass Organisierte Kriminalität sehr intensiv und mit allen uns möglichen Maßnahmen 
bekämpft werden muss, weil das eine der sozial schädlichsten Kriminalitätsformen ist. 
Ich würde aber sachlich differenzieren wollen. 

Es herrscht auch Konsens darüber, dass die Verantwortung dafür, wie wir unsere Si-
cherheitsbehörden, wie wir die Polizei NRW, wie wir den Verfassungsschutz technisch 
und personell ausstatten, bei uns liegt. Dazu hat Herr Minister Reul eben im Zusam-
menhang mit der Einführung des Haushaltsplans 2025 auch etwas gesagt. Aber Or-
ganisierte Kriminalität – Kollegin Höller hat es gerade angesprochen – ist kein NRW-
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Phänomen. Wir können das gar nicht alleine regeln, vor allen Dingen auch deshalb 
nicht, weil viele Dinge bundesgesetzliche Angelegenheiten sind. 

Herr Minister Reul, wir als innenpolitische Sprecherinnen und Sprecher der Union ha-
ben im März konkrete Vorschläge gemacht. Jetzt haben wir relativ abstrakt diskutiert. 
Ich möchte eine stichpunktartige Aufzählung machen, damit jeder weiß, worüber wir 
reden und was konkret notwendig ist. 

Wir haben eine Reform des Straftatbestandes zu kriminellen Vereinigungen hin zu ei-
nem Straftatbestand zu Organisierter Kriminalität gefordert, was im Moment gar nicht 
strafrechtlich erfasst wird. Hierzu gibt es einen konkreten Formulierungsvorschlag zu 
§ 129 StGB. 

Wir haben eine Änderung von § 76a Abs. 4 StGB gefordert, in dem es um die Vermö-
gensabschöpfung geht und wo bislang sehr viel im Argen liegt. 

Wir haben – dazu haben wir bisher noch nichts gehört – mittels eines konkreten For-
mulierungsvorschlags eine Änderung von Nr. 101 RiStBV gefordert. 

Wir haben bessere Möglichkeiten der Infiltration von OK-Gruppierungen gefordert, wo-
bei der FDP-Bundesjustizminister die Sicherheitsbehörden mit einem neuen Gesetz 
bezüglich der verdeckten Ermittlern beschnitten hat, anstatt sie zu stärken. 

Wir haben Veränderungen bzw. Neuerungen hinsichtlich §§ 99 und 110a StPO gefor-
dert. Hinzu kommen weitere Forderungen. 

Meine Frage an Sie, Herr Minister Reul: Sind Ihnen Initiativen, Gespräche der Bun-
desregierung bekannt, im Rahmen derer die aus unserer Sicht zwingend notwendigen 
gesetzgeberischen Maßnahmen in irgendeiner Form Thema wären? Gibt es in dieser 
Richtung Initiativen, oder gibt es da gar nichts? 

Minister Herbert Reul (IM): Die letzte Frage kann ich beantworten, aber mit einem 
kleinen Vorbehalt: Mir sind im Moment keine bekannt. Ich will nicht ausschließen, dass 
da irgendetwas passiert ist, aber im Moment fällt mir dazu nichts ein. 

Damit mit dem Märchen aufgeräumt wird, wir hätten uns nur um Clankriminalität, aber 
nicht um Organisierte Kriminalität gekümmert: Erinnern Sie sich noch an Italien, die 
internationale Zusammenarbeit? Die Aufdeckung war eine Riesennummer; FBI, Euro-
pol, Polizei NRW waren dabei. Erinnern Sie sich noch an den Seniorenbetrug von tür-
kischen Callcentern aus? Erinnern Sie sich noch an Crimemarket, das Amazon für 
Cyberkriminelle? Sie können das gerne weiter erzählen, aber die Fakten sind glasklar. 
Wir haben uns um Clankriminalität, um Kindesmissbrauch, um Organisierte Kriminali-
tät und um viele andere Sachen gekümmert. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die 
Polizistinnen und Polizisten waren da außerordentlich erfolgreich. Es gab 80 OK-Ver-
fahren – damit Sie mal einen Überblick hinsichtlich der Größenordnung bekommen. 

Jetzt zu ein paar Sachen, die immer so locker gesagt werden, man widerspricht nicht, 
und dann setzt sich das fest. Frau Kampmann, wir haben nicht gehandelt, nachdem 
Sie die Aktuelle Viertelstunde anberaumt haben. Nachdem es zu den fünf Taten im 
Kölner Umland kam, Explosionen, Erpressung usw., hat es ganz schnell – ich glaube, 
ein, zwei oder drei Tage später; ich will mich nicht auf den Tag genau festlegen – die 
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Erkenntnis der Kölner Polizei gegeben, dass da Zusammenhänge sind, die in die Nie-
derlande führen. Dann wurde eine entsprechende Einheit gegründet. Das war im Juni. 
Jetzt haben wir September. Wenn einer geschlafen hat, dann vielleicht derjenige, der 
jetzt einen Antrag stellt – dieser Vorwurf ist genauso blödsinnig, ich ziehe das direkt 
wieder zurück. 

Die Polizei hat im Juni, als es losging, bei ersten Fällen feststellen können, dass es 
eine Verbindung gibt; es gab fünf, sechs Vorgänge, die alle zu dieser Drogentruppe in 
den Niederlanden führten. Das ist der wichtigste Punkt, den man festhalten muss. Das 
Phänomen hat sich nicht ausgebreitet, es gibt aber erste Vorgänge mit vielen einzel-
nen Taten, die ernst, die bedeutungsvoll genug sind, dass wir uns darum kümmern. 

Drogenkriminalität gab es schon immer, eine Zusammenarbeit zwischen niederländi-
schen und deutschen Drogenhändlern ist auch nichts Neues. Die niederländische Me-
thode der Verteidigung von Interessen mit derartiger Gewalt ist seit Juni ein neues 
Phänomen. So schnell hat aber keiner gucken können, wie die Polizei da war und 
zwölf Leute festgesetzt hat, jetzt sind schon 13 im Gefängnis. Ich habe Ihnen eben die 
Zahlen dazu vorgelesen, wie viele Verfahren es seit Ende Juni gibt. Juli, August, Sep-
tember – drei Monate; Ferien waren dazwischen, aber das interessiert ja unsere Poli-
zei nicht, die arbeitet kräftig durch. Ich mache nicht dabei mit, zu sagen: Die haben 
das alle nicht gemerkt. – Das ist falsch. Es ist ein neues Phänomen, aber Polizei macht 
nicht entweder oder, sondern sowohl als auch. 

Es ist der Satz gefallen, dass die Organisierte Kriminalität boome. Entschuldigung, 
aber Organisierte Kriminalität boomt auf der ganzen Welt. Der Satz stimmt, das ist 
aber keine hiesige Spezialität. Natürlich hat sich die Kriminalität in den letzten Jahren 
und Jahrzehnten verändert, und sie wird sich weiter verändern. So viel wie heute im 
Netz stattfindet, das ist ein ganz anderer Sachverhalt als vor drei, vier, fünf Jahren. Ich 
habe nicht den Eindruck, Herr Lürbke, dass sich die Organisierte Kriminalität erst in 
den letzten zwei Jahren ausgebreitet hätte, vielmehr wächst sie immer wieder mal und 
hat auch immer wieder neue Facetten. Deswegen muss man sich darauf einstellen. 

Es gibt natürlich eine Strategie, dagegen vorzugehen. Das habe ich doch versucht, zu 
erklären. Vielleicht ist es nicht richtig angekommen. Zunächst muss man feststellen, 
wo es Zusammenhänge gibt, man muss Strukturermittlungen machen. Man muss je-
dem Einzelfall nachgehen. Man muss dafür sorgen, dass die Einzelfälle gerichtsfest 
gemacht werden, damit die Damen und Herren auch festgesetzt und verurteilt werden. 
All das ist passiert. Allerdings sind wir noch nicht am Ende. Das kann auch nicht sein, 
weil es um Verbindungen internationaler Art geht. Dafür braucht man Zeit. Lassen Sie 
sich mal von den Ermittlern erzählen, wie lange, wie viele Jahre sie an dem italieni-
schen Großprojekt gearbeitet haben. Das bietet keine Beruhigung, aber das muss man 
zur Kenntnis nehmen. Das ist keine Zauberei, sondern harte und konsequente Arbeit. 
Insofern bin ich da überhaupt nicht pessimistisch gestimmt. Dafür, dass es Organi-
sierte Kriminalität ist, sind verdammt schnell Erfolge da gewesen. Wir sind aber noch 
nicht am Ende, und es wird auch noch weitergehen – um das schon jetzt zu beantworten. 

Herr Lürbke, Sie kennen mich doch lange genug: Wer sagt denn, dass ich als harter 
Hund agierte? So ein Typ bin ich überhaupt nicht – das weiß doch jeder. Aber lassen 
Sie es von mir aus so stehen. Sie wissen, dass ich mich immer darum bemüht habe, 
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nüchtern und systematisch zu handeln und konsequent dranzubleiben. Wenn das har-
ter Hund war – geschenkt. Das war jedenfalls sachorientiert und nicht nach dem Motto: 
Hui, da ist was passiert. Wir müssen morgen was machen. – Das wäre aufgeregt wie 
ein Hühnerhaufen. Das machen wir nicht. Wir arbeiten systematisch, wir gucken uns 
die Lage an, wir arbeiten es ab. Das ist in den letzten Wochen passiert. Man sollte also 
keine Gerüchte in die Welt setzen. Dieser Fall ist ein Beweis für systematische und 
konsequente Polizeiarbeit in Nordrhein-Westfalen, also genau das Gegenteil von dem, 
was gerade hier erzählt worden ist. 

Man hat die Entwicklungen natürlich beobachtet, das ist doch logisch. Es hat begon-
nen mit Explosionen, Schüssen auf Türen und mehr, um Druck zu erzeugen. Das kann 
Schule machen. Darum sind wir ja dran. Es soll keine Nachahmer geben. Wir wollen 
Verbindungen finden. Solange die ihr Material nicht wiedergefunden haben, werden 
die weiter auf der Suche sein. Es geht für die Hintermänner um richtig viel Geld. Auch 
das in aller Klarheit: Natürlich hat die Lage sich von Juni bis jetzt verändert. Jetzt sind 
80 Menschen an der Arbeit; nur für dieses Projekt sind es 80 direkt in Köln. Es hat sich 
wie gesagt verändert. 

Falls es eben nicht verstanden worden ist, will ich es gerne noch mal erklären: Es gibt 
eine systematischen Zusammenarbeit zwischen den Niederlanden und Deutschland. 
Einer von uns sitzt bei denen, und einer von denen sitzt bei uns im LKA, und zwar nicht 
nur samstags, sondern permanent, immer. Ich muss sagen, dass das das beste Mittel 
ist, das wir erfunden haben. Das hat uns übrigens auch bei den Geldautomatenspren-
gungen geholfen – Sie erinnern sich daran. Gucken Sie sich mal an, wie sich die Zah-
len entwickelt haben. Natürlich gibt es die immer noch. Vielleicht muss man das mal 
einschieben: Wenn jemand den Menschen erzählt, dass wir die Kriminalität auf null 
bekämen, wird er sie enttäuschen. Das gibt es nicht. Wir werden die Kriminalität mit 
den bestmöglichen Mitteln bekämpfen und soweit es geht, reduzieren, aber auf null 
geht nicht. 

Die niederländischen Strukturen haben wir natürlich sofort aufgegriffen, wir haben uns 
darum gekümmert. Wenn ich es richtig im Kopf habe – ansonsten bitte ich um Korrek-
tur –, haben die im Jahr 1.000 Sprengungen. In der Größenordnung liegt das, da geht 
also die Post ab. Ich sage nicht, dass die 10, 12 oder 15 bei uns im Hinblick auf die 
1.000 wenig genug wären. Das ist Unsinn, das habe ich nie behauptet, das würde ich 
nie behaupten. Aber es zeigt, dass wir lernen, dass wir uns etwas abgucken können 
und dass die Zelle – soweit wir das bislang sehen können – Gott sei Dank nicht bei 
uns ist. Man muss das also systematisch angehen. 

„Mocro-Mafia“: Leute, von mir aus kann das jeder schreiben, es ist aber falsch. Es 
erweckt nämlich den Eindruck, es gehe um Marokkaner, und damit bedient es ein be-
stimmtes Vorurteil. Das ist falsch. Diese Truppe, die da als Organisierte Kriminalität 
unterwegs ist, setzt sich aus mehreren Nationalitäten zusammen. Da sind garantiert 
auch Marokkaner dabei, aber es sind nicht nur Marokkaner. In den Niederlanden sind 
alle möglichen Typen dabei. Wenn Sie sehen, was da los ist, was da passiert, ist es 
kaum vorstellbar, dass ein paar Marokkaner das alles allein bewältigen könnten. Inso-
fern sagen meine Leute mir immer: Bitte versuchen Sie, diesen Begriff aus der Welt 
zu schaffen, weil er falsch ist. – Er lenkt ab. 
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Es ist Organisierte Kriminalität, wie wir sie anderenorts auch kennen, in einem spezi-
ellen Bereich, nämlich im Drogenbereich. Die massive Brutalität kannten wir hier bisher 
aber noch nicht, das ist neu. Deshalb gehen wir da auch so entschieden vor. Je früher 
man so eine Sache bekämpft, je mehr Typen man erwischt, je mehr Menschen man 
ins Gefängnis bringt, je mehr man enttarnt, je mehr man aufklärt, desto glaubwürdiger 
ist man, desto weniger werden die Niederländer daran interessiert sein, hier weiter zu 
spielen. Das ist doch klar. Es hängt jetzt von uns ab, von den nächsten Tagen und 
Wochen. Es hilft, wenn man systematisch und konsequent arbeitet. 

Grenzkontrollen können ein Instrument sein, aber man kann doch an der Grenze nur 
jemanden erwischen, von dem man weiß, dass es einer von denen ist. Wenn man 
jemanden als Täter im Verdacht hat, kann man ihn an der Grenze abfangen. Wenn 
man aber gar nicht weiß, wer jemand ist, weil man noch ermittelt, kann man ihn auch 
nicht abfangen. Natürlich können Grenzkontrollen eine Hilfe sein, aber erst dann, wenn 
man die Ermittlungen zu Ende geführt hat. Insofern sollte man aufpassen, da nichts 
durcheinanderzubringen. 
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3 Aktuelle Viertelstunde gemäß § 60 GO LT NRW (beantragt von der FDP-Frak-

tion [s. Anlage 4]) 

Vorsitzende Angela Erwin: Das Thema der Aktuellen Viertelstunde lautet: „Clankri-
minalität in Essen: Gewalttätiger Angriff auf Mitarbeiter des Elisabeth-Krankenhauses“. 

Ich darf nochmals um Beratungsdisziplin bitten. Auch hier gilt eine 30-Minuten-Spanne. 

Minister Herbert Reul (IM): Ich kürze das mal ein bisschen ab: Es kam zu einem 
körperlichen Angriff auf mehrere Krankenhausmitarbeiterinnen und -mitarbeiter. Ins-
gesamt wurden dabei drei Mitarbeiterinnen und drei Mitarbeiter teilweise schwer ver-
letzt. Erst einmal wünschen wir ihnen gute Genesung. Zum Hintergrund und zum Ab-
lauf kann ich Ihnen kurz und knapp folgende Informationen mitteilen: 

Am 20. September um 13 Uhr ging ein 87-jähriger Mann mit türkisch-libanesischer 
Staatsangehörigkeit in Begleitung seiner Söhne und weiterer Familienangehöriger in 
das Elisabeth-Krankenhaus in Essen. Nach deren Aussage klagte der ältere Patient 
über Zittern, Kraftlosigkeit und Atemnot. Während der Untersuchung bzw. Behandlung 
verstarb der Mann dann. Als man den wartenden Angehörigen das sagte, eskalierte 
die Situation. Einige Angehörige stürmten in den OP, in dem der verstorbene Mann 
lag. Dort wurde nicht nur Inventar zerstört, sondern auch das Klinikpersonal teils massiv 
körperlich angegangen. Eine Ärztin wurde so erheblich verletzt, dass sie mit Verdacht 
auf Gehirnerschütterung stationär im Krankenhaus aufgenommen werden musste. 

Bei so etwas fehlen mir die Worte – unglaublich. Da geht eine Familie ins Kranken-
haus, weil es jemandem nicht gut geht, und dann werden ausgerechnet die Menschen, 
die dem Mann helfen wollen, brutal angegriffen. Das kennen wir von anderen Situati-
onen aber auch. Da ticken die Uhren irgendwie falsch. Selbst wenn man berücksich-
tigt, dass die Täter nach dem Tod eines engen Familienmitglieds in einem emotiona-
lem Ausnahmezustand waren, gibt es keine Rechtfertigung für dieses Verhalten. Ich 
kann Ihnen versichern, dass wir alle rechtlichen Mittel ausschöpfen werden, um die 
Beteiligten für diese erschütternde Tat zu belangen. 

Zurück zum Einsatz: Der Notruf ging um 15:09 Uhr bei der Leitstelle Essen ein. Um 
15:12 Uhr sind mehrere Streifenwagen eingetroffen. Das Ganze spielte sich in der 
Kardiologie ab. Dort bot sich den Beamten ein sehr unübersichtliches Bild, denn die 
eigentlichen Angriffe waren zu diesem Zeitpunkt schon beendet. Das betroffene Kli-
nikpersonal hatte sich auf verschiedene Räume verteilt. Die Familienmitglieder wurden 
überwiegend auf dem Flur des Gebäudes angetroffen. Durch Geschädigte und Zeugen 
wurden sie identifiziert. Es gab 15 Identitätsfeststellungen, nach derzeitigem Stand haben 
zwei Personen Beschuldigtenstatus. Es gibt sechs Geschädigte und sieben Zeugen. 
Beide Beschuldigte sind Söhne des Verstorbenen und nach Auskunft des PP Essen 
kriminelle Clanangehörige. Die beschuldigten Söhne sind bereits einschlägig polizei-
lich bekannt, wegen diverser Delikte vorbestraft; es sind also keine Unbekannten. Gegen 
beide wurde Strafanzeige wegen Körperverletzung und Sachbeschädigung gefertigt, 
gegen einen auch wegen Bedrohung und Beleidigung. Einer der beiden Söhne hat im 
weiteren Einsatzverlauf das Klinikpersonal wiederholt bedroht und die eingesetzten 
Polizistinnen und Polizisten beleidigt. Er wurde daraufhin in Gewahrsam genommen. 
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Der andere ist nach der Identitätsfeststellung und einer ersten Befragung ohne weite-
ren Ärger gegangen. Der Leiter der Klinik hat Strafantrag wegen aller in Frage kom-
menden Delikte gestellt. Anschließend wurde einem dritten nicht beschuldigten Sohn 
erklärt, woran der Vater verstorben sei. Das passierte sicherheitshalber im Beisein der 
Polizei. Außerdem hat man dem Angehörigen ermöglicht, den Verstorbenen zu sehen. 

Von den Beschädigungen wurden natürlich Fotos gemacht. Die Bodycamaufnahmen 
und das Material der klinikeigenen Videoüberwachung wurden gesichert. Jetzt ermit-
telt die Kripo. 

Auch wenn keine Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass es im Krankenhaus zu weiteren 
Gefährdungen kommt, hat die Polizei trotzdem ein Sicherheitsgespräch mit den Ver-
antwortlichen geführt. 

Zusätzlich zu dem, was ich heute sagen kann, noch einige allgemeine Worte: Was da 
passiert ist, bekümmert, macht wütend und ärgerlich. Ein solches Verhalten gehört 
nirgendwohin, aber erst recht nicht in ein Krankenhaus, in unsere Gesellschaft. Das 
zeigt, wie sehr aggressives und gewalttätiges Verhalten zum Selbstverständnis von 
Clankriminellen gehört. Es zeigt, dass auch solch öffentlichen Straftaten zur Clankri-
minalität gehören. Es ist also richtig, dass wir uns darum kümmern. Wir tun nicht zu 
viel. Diese Personen halten offensichtlich nichts von unseren Werten und Normen. Die 
hatten eigentlich nur im Kopf, ihre Ehre, ihr Familienansehen zu verteidigen, wollten 
für die eigene Trauer ein Ventil finden, indem sie andere angegriffen haben. Zum 
Selbstverständnis unserer Gesellschaft und unseres Rechtsstaats passt das allerdings 
nicht. Deswegen werden wir kriminelle Clans, ihre Machenschaften, ihre Machtansprü-
che weiter bekämpfen, egal wo. 

Marc Lürbke (FDP): Es werden mindestens sechs Krankenhausmitarbeiterinnen 
und -mitarbeiter krankenhausreif geprügelt. Auch wir übermitteln natürlich Genesungs-
wünsche. Sie haben das richtig gesagt: Selbst wenn das eine emotionale Ausnahme-
situation nach einem Todesfall war, ist das absolut asoziales Verhalten. Das ist res-
pektlos, das ist brutal, und das reiht sich im Übrigen ein in die viel zu hohe Anzahl von 
Übergriffen gegen medizinisches Personal. Wir als FDP haben passend dazu zum 
letzten Plenum einen Antrag eingebracht: „Null Toleranz für Gewalt im Gesundheits-
wesen!“. 

Aber es ist ja nicht nur das Gesundheitswesen, es zieht sich durch alle Bereiche. Wir 
wissen um die hohe Zahl von Übergriffen auf unsere Einsatzkräfte. Sie haben das 
Thema richtig benannt: kriminelle Familienclans, insbesondere in Essen. Das ist Ver-
achtung, null Respekt gegenüber unserem Rechtsstaat und seinen Organen, etwa den 
Einsatzkräften. Das ist ein handfestes Problem. 

Herr Minister, Sie haben gerade dargestellt, dass Sie tun und machen würden, aber 
offenbar lassen sich die kriminellen Clans davon nicht beeindrucken. Wenn man sich 
das anschaut, stellt man fest, dass diese Übergriffe im Krankenhaus nur die Spitze 
des Eisbergs sind. Es ist nicht das erste Mal, dass wir über Essen reden. Wir hatten 
auch schon Situationen, in denen Lehrerinnen und Lehrer an Schulen bedroht wurden, 
weil vielleicht die Schulnoten nicht passen. Auch Zeuginnen und Zeugen vor Gericht 
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werden durch Drohgebärden eingeschüchtert, etwa indem jemand draußen im Auto 
wartet. All diese Fälle sind bekannt, und das passiert nicht versteckt, sondern am hell-
lichten Tag mitten in Nordrhein-Westfalen. 

Herr Minister, wir haben damals unter Schwarz-Gelb gemeinsam die Strategie der tau-
send Nadelstiche eingeführt. Ich glaube, dass das richtig war, um hohen Verfolgungs-
druck aufzubauen und der Öffentlichkeit zu zeigen: Hier schaut man nicht weg, son-
dern macht etwas. – Aber offenbar reicht das nicht. Das ist jetzt auch schon viele Jahre 
her, und ich glaube, langsam drohen diese tausend Nadelstiche zu einer Wohlfühlaku-
punktur zu werden. Das kann es nicht sein. Wir brauchen hohen Verfolgungsdruck, 
und wir brauchen vor allen Dingen Abschreckung in den jeweiligen Milieus. Ich frage 
mich wirklich, wie es weitergehen soll. Das, was Sie alles so machen und tun, ist of-
fenbar nicht erfolgreich, und ich kann Sie nur bitten, den Druck weiter zu erhöhen. 

Die Mitarbeiter in dem Krankenhaus sind laut Presseberichterstattung in erheblicher 
Sorge. Das kann ich sehr gut verstehen. Nicht nur die Verletzten sind nicht zur Arbeit 
gekommen, auch andere haben sich krankgemeldet. Sie haben gerade gesagt, dass 
es ein Sicherheitsgespräch gegeben habe; ich nehme an, durch das PP Essen. Was 
ist dabei herausgekommen? Welche Unterstützungsmaßnahmen gibt es vonseiten der 
Polizei in diesem Bereich? Gibt es von Ihnen ein Konzept dazu, wie Sie das medizini-
sche Personal besser schützen könnten? 

Gregor Golland (CDU): In der Tat ist das nicht nur ungeheuerlich, sondern schlicht-
weg asozial – man muss es so benennen; vom Kollegen Lürbke und von Oberbürger-
meister Thomas Kufen ist es auch gesagt worden. Die Ausnahmesituation rechtfertigt 
so ein Verhalten nicht. So etwas kenne ich von anderen Leuten nicht, würde ich auch 
nicht erwarten. Mir war relativ schnell klar, noch bevor der Clanbezug in der Zeitung 
stand, was für eine Gruppierung das war. 

Das zeigt, wie wichtig der Kampf gegen diese Strukturen ist. Für normale Bürger ist es 
schwer verständlich, dass so jemand in Gewahrsam genommen, erkennungsdienstlich 
behandelt wird, und dann geht er wieder. Das mag ja rechtlich völlig in Ordnung sein, 
aber da draußen versteht kein Mensch mehr, warum so jemand bis zum Verfahren 
bzw. zu einer Verurteilung überhaupt noch frei herumläuft. Zumal das diesen Leuten 
ja immer auch die Chance bietet, Zeugen massiv zu bedrohen und einzuschüchtern. 
Wir kennen das aus anderen Zusammenhängen. Am Ende kann sich keiner mehr, 
auch nicht die zusammengeschlagene Ärztin, daran erinnern, wer das gewesen ist. Es 
kommt zu Erinnerungslücken – vielleicht war es doch der andere –, weil sie massiv 
unter Druck gesetzt werden. Deswegen meine Frage: Wie wird verhindert, dass die 
Clans Einfluss auf die Opfer nehmen? 

Ich kann nur hoffen, dass mittels der Anklage nicht nur die Körperverletzung gesühnt 
wird, sondern dass wegen der Zerstörung der Einrichtung auch erhebliche Schaden-
ersatzforderungen gegenüber diesen kriminellen Familien gestellt werden. Man kann 
nur den Appell an die Klinik richten, den Mut zu haben, das auch zivilgerichtlich durch-
zusetzen. Im Zweifel leben die ja alle vom Bürgergeld, fahren aber gleichzeitig dicke 
Autos. Man muss einen Ansatz finden, um gegen die vorzugehen. 
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Was mich ein bisschen erschreckt: Wenn der Mann 87 Jahre alt war, und das waren 
die Söhne von dem, dann vermute ich, dass die allenfalls 30 Jahre jünger waren, wenn 
überhaupt. Wir reden hier also nicht über 18-jährige Impulsivtäter, sondern über Mitt-
fünfziger oder -sechziger, die wahrscheinlich schon seit 30 Jahren in Deutschland sind. 
Dass so jemand sich so verhält, ist für mich nicht mehr nachvollziehbar. Dazu hätte 
ich die Frage, welchen aufenthaltsrechtlichen Status diese Leute haben. Sind sie ein-
gebürgert, sind es Doppelstaatler, sind es Nichtdeutsche? Kann man eventuell über 
die Schiene dafür sorgen, dass diese Leute hier nicht mehr solchen Unfug machen 
können? Gibt es ein Ausweiseinteresse, eine rechtliche Ausweisemöglichkeit? 

Ja, Marc, damals unter Schwarz-Gelb haben wir mit den Nadelstichen angefangen, 
und es ist gut, dass wir das fortsetzen. Aber es zeigt sich, dass dieses Phänomen nicht 
in wenigen Jahren verschwindet, dass man dagegen mit sehr viel Nachdruck vorgehen 
muss. Vor allen Dingen ist es wichtig, dass sich nicht nur die Polizei, sondern auch die 
viel beschworene Zivilgesellschaft mit aller Vehemenz gegen solche Auswüchse stellt. 
Alle anständigen Bürgerinnen und Bürger sollten derartig asoziales Verhalten nach 
Möglichkeit öffentlich ächten. Selbst wenn sie das vielleicht nicht beeindruckt, darf es 
keinerlei Verständnis für solche Taten geben. 

Markus Wagner (AfD): Im Zusammenhang mit dem Fall, über den wir gerade spre-
chen, sagte die CDU-Bundestagsabgeordnete Serap Güler, dass man daran erkennen 
könne, dass der Respekt vor grundlegenden Werten verloren gehe. Das sehe ich aus-
drücklich nicht so. Ich sehe es vielmehr so, dass wir eine wachsende Zahl von Men-
schen im Land haben, die diesen grundlegenden Respekt gar nicht erst mitgebracht 
haben. Das ist ein bedeutender Unterschied. Es ist nicht die Gesellschaft, die sich aus 
sich heraus verändert, sondern es ist ein Problem, das von außen hereingetragen 
wurde. 

Es ist nicht so, dass das Problem erst seit neuestem existieren würde. Wir haben vor 
einigen Jahren auf einen Bericht der Neuen Westfälischen hingewiesen, der sich mit 
gewalttätigen Übergriffen in Kliniken bzw. Krankenhäusern beschäftigt hatte. Wir ha-
ben das hier also thematisiert, aber das Interesse der anderen Fraktionen an diesem 
Thema war gleich null. Das möchte ich hier in Erinnerung rufen. Erst später, nachdem 
unser Antrag abgelehnt worden war, gab es auch einen Antrag der SPD. 

Jetzt ist die Frage: Was ist zu tun? Das haben die Autoren des KEEAS-Berichts der 
Landesregierung sehr deutlich ins Stammbuch geschrieben. Dort heißt es nämlich, 
dass aufenthaltsbeendende Maßnahmen im Bereich der Clankriminalität eine general-
präventive Wirkung hätten. Wenn ich hier von einem 41-jährigen Tatverdächtigen mit 
türkischer und libanesischer Staatsangehörigkeit lese, frage ich mich, was der hier ei-
gentlich noch zu suchen hat. Ich weiß, wir sind hier im Innenausschuss, und da reden 
wir nicht über die Abschiebung von Kriminellen; das machen wir im Integrationsaus-
schuss, das haben wir heute gelernt. Nichtsdestotrotz stelle ich nochmals die Frage: 
Was hat dieser Mann hier noch zu suchen? 

Das steht auch vor dem Hintergrund, dass die Zahl der gewalttätigen Übergriffe in 
Krankenhäusern, Arztpraxen usw. zwischen 2019 und 2022 um 20% auf über 6.400 
gestiegen ist. Was ist eigentlich die Reaktion der normalen Bevölkerung auf diese 
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Entwicklung? Es gibt diejenigen, die die Möglichkeit der Vermeidungsstrategie haben. 
Sie fahren abends nicht mit den öffentlichen Verkehrsmitteln, sondern nehmen sich 
ein Taxi, wenn sie sich das leisten können; sie wechseln die Straßenseite; sie besu-
chen bestimmte Orte ab bestimmten Uhrzeiten nicht mehr usw. Diese Möglichkeit ha-
ben Krankenhausmitarbeiter, Schüler und andere Personen aber nicht. Sie sehen sich 
dem ausgesetzt. 

Was ist das Ergebnis? In dieser Klinik gibt es jetzt einen Sicherheitsdienst. Das ist für 
mich reine Symptomverwaltung. Wir werden seit 2018, 2019 mit diesem Phänomen 
konfrontiert, und die einzige Antwort, die wir haben, ist, dass es in diesem Kranken-
haus jetzt einen Sicherheitsdienst gibt. Was ist denn mit dem nächsten und dem über-
nächsten Krankenhaus? Wie viele Sicherheitsdienste wollen Sie denn aufbringen, die 
dann die Krankenhäuser, die Freibäder, die Einkaufsmeilen, die Weihnachtsmärkte 
etc. bewachen? Das wird vorne und hinten nicht hinkommen. 

Herr Reul, die Nadelstiche gegen Clankriminalität – ein Phänomen, das sich hier seit 
40 Jahren verfestigt hat – habe ich immer begrüßt, weil damit überhaupt mal etwas 
getan wurde. Aber ich muss auch ganz deutlich sagen: Mir fehlt die nächste Stufe, um 
gegen diese Kriminellen vorzugehen, und dazu gehören – ich sage es noch einmal – 
wegen der generalpräventiven Wirkung aufenthaltsbeendende Maßnahmen überall 
da, wo sie durchgeführt werden können. Meine Frage ist daher, inwieweit die Landes-
regierung – der Innenminister darf es ja nicht – mittlerweile aufenthaltsbeendende 
Maßnahmen gegen Clankriminelle durchsetzt. Meine Kenntnis nach beläuft sich das 
auf null, aber vielleicht täusche ich mich ja, und Sie können mich eines Besseren be-
lehren. 

Christina Kampmann (SPD): Herr Golland, ich glaube, dass die Bekämpfung von 
Clankriminalität weniger eine Aufgabe der Zivilgesellschaft, als vielmehr eine dieses 
Innenministers ist. 

(Gregor Golland [CDU]: Das habe ich so auch nicht gesagt!) 

– Doch so haben Sie das gesagt. 

(Gregor Golland [CDU]: Nein! Sie müssen zuhören!) 

Sie können immer wieder darauf hinweisen, dass die Strategie der tausend Nadelsti-
che Zeit brauche, aber wenn man sich den jüngsten Lagebericht anschaut, muss man 
einfach feststellen, dass das Phänomen der Clankriminalität während Ihrer Regie-
rungszeit nicht kleiner, sondern größer geworden ist. Uns fehlt es an einer weiteren 
Strategie, die genau darauf reagiert. 

Es wurde schon erwähnt, dass die SPD vor einigen Jahren einen Antrag dazu gestellt 
hatte, was man in Sachen Prävention im Gesundheitswesen tun könne, um die Men-
schen dort vor der zunehmenden Gewalt zu schützen. Die FDP hat offensichtlich auch 
einen Antrag gestellt. 

Herr Reul es ist schön, wenn Sie uns nach Vorfällen – wie schon bei der ersten Aktu-
ellen Viertelstunde – immer wieder sagen, was Sie machen und tun würden, aber un-
sere Frage ist, wie Sie auf Phänomene wie Organisierte Kriminalität oder Gewalt im 
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Gesundheitswesen reagieren. Das sind keine neuen Phänomene, die Zahlen steigen 
schon lange. Was haben Sie also bereits getan, um die Menschen im Gesundheitswe-
sen besser zu schützen? Darauf, dass es irgendwann so weit kommen würde, haben 
die Zahlen nämlich schon lange hingedeutet. 

Minister Herbert Reul (IM): Es ist das – wie es manchmal formuliert wird – vornehme 
Recht der Opposition, Fragen zu stellen. Ich glaube aber, es reicht nicht aus, das Prob-
lem zu beschreiben, sondern wir müssen auch – und das wurde ja berechtigterweise 
gefordert – die Frage beantworten, was wir nun tun können. 

Dass wir seit 2017 nicht erfolgreich bei der Bekämpfung von Clankriminalität gewesen 
seien, halte ich für ein Gerücht. Herr Lürbke, wenn Sie vergleichen, wie viele Tumulte 
wir 2017 jede Woche in Essen hatten und wie viele wir heute haben, werden Sie fest-
stellen, dass sich die Lage ein klein wenig verändert hat. Im Unterschied zu dem einen 
oder anderen hier, bin ich aber der Auffassung, dass man solche Probleme nicht mit 
einer einzelnen Entscheidung, Maßnahme beseitigen kann, da das nämlich extrem 
lange dauern wird. Es wurde bereits darauf hingewiesen, dass sich das hier seit 30, 
40 Jahren aufgebaut hat. Man muss dranbleiben, um das systematisch zurückzudrän-
gen, aber das wird nie ganz gelingen. Gewalt ist der eine Teil, aber insgesamt ist bei 
Clankriminalität eine Menge geschehen. Das, was jetzt hier passiert, bekämpfen wir 
seit 2017. Das einzige, was Sie sagen können: Das ist noch nicht weg. – Ja, das stimmt, 
so ist das. Das bekommt man nicht mal eben weg. Man kann nur Beiträge dazu leisten, 
es zu reduzieren, immer mehr in den Griff zu kriegen. 

Die Kripo ist ausgebaut worden. Das Thema „Clankriminalität“ ist überhaupt erst ein-
mal angegangen worden. Es werden Razzien durchgeführt. Es gibt aber nicht nur Raz-
zien, sondern es wird in dem Zusammenhang auch systematisch ermittelt. Wir sagen 
nämlich: Es geht nicht nur um die kleinen Taten am Morgen, am Nachmittag, am 
Abend, sondern um die Strukturen. Wir wollen – „Follow the Money“ heißt es so 
schön – auch die Bosse erwischen. Es sind noch lange nicht alle erwischt worden, 
aber einige schon, und teilweise sind auch Strukturen lahmgelegt worden. Es geht um 
Ermittlungsarbeit, und die dauert ein klein wenig länger. 

Dazu gehört auch, dass wir alles tun, um Menschen auszuweisen, die hier Strafen 
begehen und kein Recht haben, in Deutschland zu bleiben. Das ist doch klar, Herr 
Wagner, darüber gibt es überhaupt keine Debatte. Ich vermute, Frau Kollegin Paul 
würde das genauso sagen wie ich. Wenn sich jemand aber wehrt, vor Gericht zieht 
und sagt: „Ich gehe nicht freiwillig“, entscheidet am Ende ein Richter, ob das, was wir 
an Argumenten vorzutragen haben, ausreichend ist oder nicht. Dazu, wie viele dieser 
Fälle heute erfolgreich sind, empfehle ich einen Blick in die Statistik. Wir reden immer 
darüber, dass Politik nichts tun würde, aber entweder reichen die Argumente nicht 
aus – das kann immer sein –, oder es wird nach Kriterien entschieden, die Sie nicht 
teilen mögen, die aber die Gerichte für sich in Anspruch nehmen, um nach Recht und 
Gesetz zu entscheiden. Wenn jemand straffällig geworden ist, muss man sich also 
anschauen, ob die Straftat ausreichend ist, um ein solches Verfahren in Gang zu set-
zen. Wir können nur zuliefern, dann ist die Ausländerbehörde am Zug, und dann geht 
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es am Ende mit hoher Wahrscheinlichkeit vor Gericht. Unterhalten Sie sich mal mit 
Leuten, die solche Prozesse begleitet haben, darüber, wie das ausgeht. 

Das Thema der Übergriffe auf Menschen im öffentlichen Dienst im weitesten Sinne 
behandeln wir seit geraumer Zeit. Wir haben mehrere Initiativen gestartet, ich will nur 
eine nennen: „Sicher im Dienst“. Diese Kampagne ist eine Art Selbsthilfeaktion, es 
geht aber auch um Benchmarks und Ideenvermittlung. Das funktioniert außeror-
dentlich gut, und immer mehr Einheiten des öffentlichen Dienstes treten dem bei. Wir 
sind kurz davor, auch mit der Krankenhausgesellschaft eine solche Verabredung zu 
treffen. Das läuft also schon, ist aber in den letzten Wochen ehrlich gesagt zunächst 
gescheitert, weil es keinen Termin gab, an dem wir unterschreiben konnten. Die Zu-
sage ist aber da. Die Krankenhausgesellschaft wird bei dieser Initiative also auch einen 
Beitrag leisten. 

Es gibt einen Block, der damit zwar etwas zu tun hat, aber auch losgelöst davon zu 
betrachten ist: die zunehmende Gewaltbereitschaft in unserer Gesellschaft. Wir kön-
nen das nicht an jedem Fall festmachen, mit den Fingern schnippen und sagen: Das 
muss man doch lösen können. – Nein, das kann man eben nicht so einfach lösen. Da 
hat sich in den letzten Jahrzehnten etwas entwickelt, das echt bedrohlich ist. Diese 
Auffassung teile ich. 

Es gibt mehrere Stellschrauben. Eine Stellschraube ist die Polizei. Wir können dafür 
sorgen, dass diejenigen, die wir erwischen, den Gerichten zugeführt werden. Ob die 
Gerichte die dann bestrafen, ist die nächste Frage. Diesen Teil können wir jedenfalls 
gewährleisten. Wir können den Druck erhöhen, Stichwort: Razzien, damit es für die 
Leute nicht mehr attraktiv ist, gewaltbereit zu sein, weil man damit rechnen muss, er-
wischt zu werden. Das gilt übrigens auch – um das nicht einseitig zu betrachten – für 
Hooligans beim Fußball; außerdem gilt es für Kinder und Jugendliche, deren Gewalt-
taten wir oft beschrieben haben. Diesbezüglich hat sich in dieser Gesellschaft etwas 
wahnsinnig verändert. Das wird die Polizei allein nicht lösen können, das heißt aber 
nicht, dass ich sage würde: „Ich habe damit nichts mehr zu tun“, vielmehr nutzen wir 
alle Möglichkeiten, die wir haben, und wenn es noch ausbaufähig sein sollte, bauen 
wir es aus. Wir werden aber natürlich niemals dafür sorgen können, dass an jedem 
Krankenhaus ein Polizist steht. Das glaubt aber wohl auch keiner, und deshalb bitte 
ich darum, so etwas gar nicht erst vorzutragen. Jeder weiß, dass das nicht geht. 

Wenn man die Grundeinstellung nicht verändern und dafür sorgen kann, dass diejeni-
gen, die so unterwegs sind, erwischt werden und keine Nachahmer finden, wird es 
nicht funktionieren. Ich glaube aber, dass es auf diesem Wege geht. Es braucht jedoch 
Geduld und Ausdauer. Es hat auch eine ganze Menge damit zu tun, dass Gewalttätig-
keit insgesamt zugenommen hat. Ich empfehle, auch Schulen, Erziehungseinrichtun-
gen, Familien, das Netz in den Blick zu nehmen. Das soll keine Ablenkung sein, das 
gehört leider alles dazu. Darum ist es auch so verdammt kompliziert, das zu ändern, 
und es wird leider eine Zeit dauern. Das Wichtigste wäre – und so habe ich eben auch 
Gregor Golland verstanden –, dass die Zivilgesellschaft, die wahrscheinlich zu über 
90 % der Ansicht ist, dass es so nicht gehe, das auch mal artikuliert. Ich habe schon 
Demonstrationen gegen alles gesehen, vor allen Dingen gegen Herbert Reul, reihen-
weise. 
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(Zuruf von Gregor Golland [CDU]) 

Aber haben Sie schon mal eine Demonstration gesehen, bei der es um die zuneh-
mende Gewalt gegen Krankenhausmitarbeiter, gegen Polizisten gegangen wäre? Das 
machen immer nur die Betroffenen selbst. Warum lässt sich die breite Öffentlichkeit 
nicht dafür organisieren? Das würde zwar die Welt nicht verändern, aber es würde 
etwas in den Köpfen ändern. Ich gebe zu, dass ich mir das wünschen würde. So habe 
ich den Hinweis verstanden, nicht als Lösung des Problems, sondern als Hilfe dabei, 
um in der Gesellschaft die Stimmung zu verändern und deutlich zu machen, wo die 
Mehrheit und wo die Minderheit steht. Sie erinnern sich noch an die Israel-Palästina-
Demonstrationen. Am Anfang gab es die Sorge, dass diejenigen, die gegen Israel de-
monstrieren, in der Mehrheit sind. Als die Gesellschaft dann aufgestanden ist und De-
monstrationen organisiert hat, war das extrem wertvoll. Das meine ich damit. Das 
Problem ist dadurch nicht morgen weg, aber es wird klar, wo die Glocken hängen, wo 
die Mehrheit der Gesellschaft steht. 

Markus Wagner (AfD): Herr Minister, Sie haben uns eben gesagt, dass das mit den 
Abschiebungen alles recht schwierig sei und Gerichte nach Recht und Gesetz ent-
schieden. Ich stelle mir die Frage, wie der Bürger, der mit solchen Clans und ihren 
kriminellen Machenschaften konfrontiert wird, der von denen eingeschüchtert wird, der 
sieht, wie diese Leute ganze Stadtteile übernehmen, dafür Verständnis aufbringen soll. 
Ich will gar nicht in Abrede stellen, dass die Gerichte nach Recht und Gesetz entschei-
den, ganz im Gegenteil, aber dann ist eben der Gesetzgeber gefordert, die Gesetze 
so zu verschärfen, dass Abschiebungen dieser Klientel wesentlich leichter möglich 
sind. Ich vermisse beispielsweise eine Bundesratsinitiative der Landesregierung zu 
diesem Thema, denn es wurde Ihnen ins Stammbuch geschrieben – ich wiederhole 
das gerne – , dass aufenthaltsbeende Maßnahmen bei den Clans eine generalpräven-
tive Wirkung hätten. Sie wissen das seit 2018, aber in dieser Hinsicht ist nichts ge-
schehen. 

Ich habe auch noch keine Antwort darauf bekommen, wie viele Clanangehörige aus 
NRW abgeschoben worden sind. Vielleicht können Sie mir dazu nichts sagen, weil die 
Zuständigkeit bei der grünen Ministerin Paul liegt, obwohl Sie eigentlich bei Ihnen lie-
gen müsste, weil das sicherheitsrelevant ist. Das ist aber eine Sache, die die Landes-
regierung unter sich ausmachen muss. Ich finde es jedenfalls ziemlich irritierend – um 
es mal vorsichtig auszudrücken –, dass wir solche Zahlen hier nicht erfragen können, 
obwohl sie für die Einschätzung der inneren Sicherheit wichtig wären. 

Andreas Bialas (SPD): Ich bedanke mich für die gesellschaftspolitischen Gedanken, 
die gerade geäußert wurden. Wir müssen uns langsam daran gewöhnen, dass wir 
nichts Konkretes mehr hören, sondern immer nur gesamtgesellschaftliche Problemla-
gebeschreibungen. Die teile ich ja, das habe ich auch schon vor 2017 so gesehen, 
damals wurde sich darüber lustig gemacht. Trotzdem darf dieses Nachdenken über 
gesamtgesellschaftliche Problembereiche nicht dazu führen, dass man keine Einzel-
maßnahmen mehr ergreift. Vielleicht haben Sie die aber auch schon genannt. 
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Zu diesem Fall möchte ich noch zwei, drei Sachen sagen. In einem Krankenhaus hat 
normalerweise irgendjemand das Hausrecht, und dieses Hausrecht kann wahrgenom-
men werden. Inwieweit sind die Leute beraten worden, wie sie das machen können? 
Inwieweit wird da weiter Beratung stattfinden? Inwieweit wird ihnen seitens der Stadt 
und des Landes der Rücken gestärkt, um das durchsetzen zu können? Während der 
Coronajahre gab es Zugangsbeschränkungen, und es durften allerhöchstens zwei 
oder drei auf einmal kommen, sodass nicht ständig riesengroße Gruppen in die Kran-
kenhäuser getapert sind. Da könnte man vielleicht mal eine entsprechende Anregung 
geben. So konkret war das eben nicht. 

Ich wiederhole es immer wieder: In Nordrhein-Westfalen haben wir derzeit die höchste 
Gewaltkriminalitätsrate, die es jemals gab. Es ist notwendig, dass die Polizei in der 
Öffentlichkeit sichtbar ist und dass es Kontrolldruck in sämtlichen Quartieren, Instituti-
onen gibt. Ein Instrumentarium, das Sie dafür haben, sind die Bezirksdienste. Ich weiß, 
dass ich das jedes Mal sage, aber ich bitte nochmals darum, dieses Element endlich 
stärker in den Mittelpunkt zu stellen. Damit gäbe es zum einen Ansprechpartner für die 
Institutionen und zum anderen würde der Staat mit diesem Personaleinsatz dokumen-
tieren, dass er gewillt ist, das geltende Recht auch tatsächlich umzusetzen. Das kann 
man nämlich nicht nur der Sozialkontrolle überlassen, auch wenn wir die ebenfalls ein 
Stück weit brauchen. Die Oma am Fenster, die immer gemeckert hat: „Das geht so 
nicht“, fand ich jedenfalls immer schön. Vor allem aber braucht es diejenigen, die vom 
Staat dafür eingesetzt werden. 

Minister Herbert Reul (IM): Ich kenne keinen Stadtteil, den die Clans übernommen 
hätten, zumindest nicht mehr. Ich finde, das gehört auch zur Wahrheit dazu. 

Gesetze ändern an Stellen, wo es sinnvoll ist – ja. Meine persönliche Einschätzung ist 
aber, dass bei den Abschiebungen weniger das Gesetz das Problem ist als vielmehr 
die Abläufe, die Verfahren und anderes mehr. Wir haben beispielsweise gelernt, dass 
die aufnehmenden Länder eine Schlüsselrolle dabei spielen, ob man abschieben kann, 
wann man abschieben kann, wie man abschieben kann. Das war zwar ein schöner 
europäischer Konsens, aber an der Stelle haben wir uns geeinigt und gleichzeitig die 
Bremse reingehauen. Über diese Sachverhalte, zu denen jede Ausländerbehörde zig 
Beispiele nennen könnte, muss man reden. Das haben wir mit dem Beschluss der 
beiden Fraktionen auch aufgegriffen; um einen Teil werden wir uns selber kümmern, 
ein anderer Teil geht in den Bundesrat. 

Zahlen zu Clans kann ich Ihnen nicht nennen, weil es dazu, wer zu welchem Clan 
gehört, eigentlich keine Zahlen gibt. Das ist nicht so einfach. 

(Lachen von Benedikt Falszewski [SPD]) 

Abschiebungszahlen zu Clanmitgliedern sind noch komplizierter. Das wissen Sie aber 
auch, und deswegen ist es schade, dass Sie das immer wieder vortragen. Ein großer 
Teil derjenigen Menschen, die wir dem zuordnen, haben die deutsche Staatsbürger-
schaft. Das ist mit Blick auf Abschiebungen eine Problemstellung, die man sehen 
muss. Im genannten Fall kann man sich bei dem einen von den beiden diese Frage 
stellen – da haben Sie recht –, allerdings geht es dann wiederum darum, ob es reicht, 
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was er gemacht hat. Reicht die Straftat aus oder nicht? Das werden irgendwann an-
dere Leute entscheiden. Ich hätte dazu eine Meinung. 

Über die Zuständigkeitsregelungen wird immer geredet, weil sich das so gut macht. 
Ich verstehe das. Das hat es aber in der vorigen Legislaturperiode gegeben, und das 
gibt es in dieser Legislaturperiode, das ist nichts Neues. Das kann man so oder so 
machen, aber eines ist doch klar: Das Wichtigste ist, dass die beiden Häuser, die mit 
Flucht, Integration und polizeilichen Maßnahmen zu tun haben, zusammenarbeiten. 
Dafür gibt es eine Einrichtung, die heißt Sicherheitskonferenz, Siko, und in der sitzen 
auch meine Leute. Das heißt, die sind jedes Mal dabei; bei jedem Fall, der besprochen 
wird, sind unsere Leute dabei, liefern sogar das Material, die Argumente, warum man 
abschieben könne oder nicht. Daran mangelt es also wirklich nicht. Wenn das das 
Problem wäre, wäre es einfach, dann würden wir sagen: Wir übernehmen es, und dann 
läuft es besser. – Das ist aber nicht wahr. Wenn wir das in unser Haus übernehmen 
würden, hätten wir die gleichen Probleme. Die Probleme liegen in den Abläufen. 

Ich habe nur einiges genannt, ich könnte Ihnen noch mehr nennen. Was soll eine Aus-
länderbehörde denn machen, wenn sie jemanden abschieben will, zum Frankfurter 
Flughafen bringt und dann erzählt derjenige: „Ich habe eine deutsche Freundin, und 
wenn ich jetzt abgeschoben werde, bringt die sich um“? – Dann sagt der Bundespoli-
zist: „Nehmen Sie ihn bitte wieder mit nach Hause“, und der Mensch vom Ausländer-
amt wird wahnsinnig. Egal, ob zu Recht oder nicht, so ist das. Das hat doch mit der 
Polizei nichts zu tun, das hat auch mit Frau Paul nichts zu tun, das hat etwas mit den 
Abläufen zu tun. Man muss konkret darüber reden, wie man die ändern kann, damit 
man vorankommt. 

Natürlich gibt es Einzelmaßnahmen, die habe ich eben reihenweise aufgezählt. Das, 
was wir in den vergangenen Jahren bei der Clankriminalität gemacht haben, waren 
alles einzelne Maßnahmen. Die fanden nicht alle toll. Dafür kann ich nichts, das ist 
aber so. Sie bewirken keine Wunder, und sie brauchen Zeit. Auch das stimmt. 

Krankenhäuser, Beratung: Ich weiß nicht, was im Einzelnen gemacht worden ist, aber 
es gibt ein Kriminalkommissariat für Vorbeugung, das genau auf solche Punkte hin-
weist. Ich würde wetten, dass die über alle Möglichkeiten und Erfahrungswerte aufge-
klärt haben. Solche Beratungsspräche dienen ja dazu, zu sagen: Wir helfen euch da-
bei, diejenigen Mittel, die ihr selber nutzen könnt, zu nutzen. – Die müssen dann aber 
auch genutzt werden. 

Bezüglich der Sichtbarkeit der Polizei stimme ich Ihnen hundertprozentig zu; wir haben 
ja schon in einer der jüngsten Plenarsitzungen festgestellt, dass wir da einer Meinung 
sind. Deswegen haben wir ja auch mehr Polizisten eingestellt. Das war die erste Maß-
nahme. Man kann nur mehr Sichtbarkeit organisieren, wenn man mehr Menschen hat. 
Damit haben wir also angefangen. 

Ein weiterer Aspekt, den Sie angesprochen haben, wird auch bearbeitet, aber das ist 
nicht so ganz einfach. Beim Thema „Messer“ hatte ich schon mal angedeutet, dass wir 
nach Wegen suchen, Teile der Bezirkspolizei nutzen zu können, um näher dran zu 
sein. Das bedeutet allerdings – und da waren wir beide uns im Plenum auch einig –, 
dass die Bezirkspolizei dann von anderen Aufgaben entlastet werden muss. Das ist 
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die Konsequenz. Die anderen müssen also mehr machen, oder es muss anders orga-
nisiert werden. Deswegen geht das nicht so flott. Aber mit der Zielrichtung bin ich voll-
kommen einverstanden, da erhebe ich überhaupt keinen Widerspruch. 
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4 Gesetz zur Anpassung der Dienst- und Versorgungsbezüge in den Jahren 

2024 und 2025 sowie zur Änderung weiterer dienstrechtlicher Vorschriften 
im Land Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/9514 – Neudruck 

Ausschussprotokoll 18/653 (Anhörung vom 05.09.2024) 

(Überweisung des Gesetzentwurfs an den Haushalts- und Finanz-
ausschuss – federführend –, den Innenausschuss, den Ausschuss 
für Heimat und Kommunales sowie den Unterausschuss Personal 
des Haushalts- und Finanzausschusses am 12.06.2024) 

Vorsitzende Angela Erwin: Für heute sind die abschließende Beratung und das Vo-
tum für den HFA vorgesehen.  

Markus Wagner (AfD): Selbstverständlich stimmen wir der Übernahme des Tarifver-
trages zu. Wir stimmen aber nicht mit allen Änderungen der dienstrechtlichen Vor-
schriften überein. Von Prof. Dr. Huber sind mit Blick auf Art. 3 Abs. 1 GG Bedenken 
dargelegt worden, dass hier in verfassungsrechtlicher Hinsicht ein Problem bestehe. 

Ich finde es sehr bedauerlich, dass über die Sachverhalte nicht getrennt voneinander 
abgestimmt werden kann, also zum einen über die Übernahme des Tarifvertrages und 
zum anderen über die dienstrechtlichen Vorschriften. Da das nicht der Fall ist, bin ich 
leider gezwungen, das Gesamtpaket abzulehnen. 

Christina Kampmann (SPD): Auch wir stimmen natürlich der Übertragung der Ta-
rifergebnisse zu, aber in der Anhörung haben die Experten tatsächlich Zweifel an der 
Verfassungskonformität der Regelungen jenseits der Übertragung angemeldet. Des-
halb werden wir uns heute enthalten. 

Der Ausschuss stimmt dem Gesetzentwurf mit den Stimmen 
der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ge-
gen die Stimme der AfD-Fraktion bei Enthaltung der Fraktio-
nen von SPD und FDP zu. 
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5 Gesetz zur Änderung verwaltungsverfahrensrechtlicher, verwaltungsvoll-

streckungsrechtlicher und kostenrechtlicher Vorschriften 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/10463 

(Überweisung des Gesetzentwurfs an den Innenausschuss – fe-
derführend –, den Rechtsausschuss sowie den Ausschuss für 
Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie am 11.09.2024) 

Der Ausschuss kommt überein, zeitnah eine schriftliche Anhö-
rung durchzuführen, um eine Verabschiedung des Gesetzent-
wurfs noch in diesem Jahr zu ermöglichen. 
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6 Kompetenzen für Rückführung und freiwillige Rückkehr bündeln – Zustän-

digkeiten im Ausländerwesen neu ordnen und zentrale Rückführungszen-
tren schaffen! 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/10532 

(Überweisung des Antrags an den Integrationsausschuss – feder-
führend –, den Ausschuss für Heimat und Kommunales sowie 
den Innenausschuss am 11.09.2024) 

Der Ausschuss kommt überein, sich nachrichtlich an einer et-
waigen Anhörung des federführenden Ausschusses zu betei-
ligen. 
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7 Entschlossen gegen digitale Gewalt: Deepfakes und Pornfakes stoppen! 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/10528 

(Überweisung des Antrags an den Ausschuss für Gleichstellung 
und Frauen – federführend –, den Innenausschuss, den Ausschuss 
für Bauen, Wohnen und Digitalisierung sowie den Rechtsaus-
schuss am 11.09.2024) 

Der Ausschuss kommt überein, sich nachrichtlich an der Prä-
senzanhörung des federführenden Ausschusses zu beteiligen. 
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8 Aktueller Sachstand der Ermittlungen zum Terroranschlag in Solingen am 

23. August 2024 (Bericht auf Wunsch auf der Landesregierung) 

In Verbindung mit: 

 Terroranschlag in Solingen (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 2]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3017 

Minister Herbert Reul (IM): Zu den Ermittlungen ist vieles gesagt worden. Mittlerweile 
sind es 60 Ermittlerinnen und Ermittler, mit Unterstützung des Bundeskriminalamts. 
Da das nicht immer gut, aber in diesem Fall supergut läuft, will ich das hier auch er-
wähnen. 

Es gibt offene Fragen, zum Beispiel: Wo war der Tatverdächtige zwischen dem An-
schlag und der Festnahme? Was hat er da gemacht? Mit wem hat er vielleicht gespro-
chen? Auch die Frage, wie und wo sich der Tatverdächtige radikalisiert hat, bei uns in 
Deutschland oder bereits vorher, ist immer noch nicht beantwortet. Vielleicht bekom-
men wir das auch nicht beantwortet, aber wir arbeiten daran, weil das – um es zurück-
haltend zu formulieren – nicht unwichtig ist. Um da weiterzukommen, gab es am 
6. September eine erste Öffentlichkeitsfahndung mit Fotos einer Überwachungska-
mera, und seit dem 13. September läuft eine zweite Öffentlichkeitsfahndung. Wir su-
chen ein zweites Mobiltelefon des Tatverdächtigen und seine Uhr, die er im Bekenner-
video noch getragen hat. Beides hatte er bei der Ergreifung nicht dabei. Keine Ahnung, 
ob das wichtig ist, aber auf jeden Fall ist das eine Sache, an der wir jetzt arbeiten. 
Vielleicht hilft uns das weiter. 

Eine andere Maßnahme besteht darin, dass wir heute eine weitere Fläche in Solingen 
roden werden, um dort unter anderem nach dem Mobiltelefon zu suchen. Das finden 
Sie vielleicht merkwürdig, aber das ist ein sehr steiler Hang, eine der wenigen Stellen, 
die wir nicht richtig untersuchen können, und deshalb muss da erst gerodet werden, 
damit man dann gucken kann, ob da möglicherweise – hoffentlich – das Handy liegt. 
Da diese Fläche nicht an einem Tag gerodet werden kann, muss sie zwischenzeitlich 
bewacht werden, damit nichts passiert. Daran merken Sie, was für einen Aufwand Po-
lizei manchmal betreiben muss, in diesem Fall auch die Stadt. 

Die Ermittlungen sind sensibel, und deshalb werden nicht alle Informationen öffentlich 
gemacht. Zum weiteren Verlauf wird nur der Generalbundesanwalt Informationen ge-
ben. Ich kann aber anbieten, nachher im vertraulichen Teil noch zwei, drei Details zu 
nennen, zu denen ich hier jetzt nichts sagen kann. Wenn Sie das gerne möchten, kann 
ich das machen, das ist in ein paar Minuten getan, aber das muss wie gesagt vertrau-
lich geschehen. 

Zu Informationsflüssen, WE-Meldungen usw. – das spielte in der Fragestunde im Ple-
num eine Rolle, und ich dachte, dass das eine gute Gelegenheit sei, das zu klären –: 
Ich hatte Ihnen gesagt, dass ich prüfen lasse, über welchen Weg Sie Einsicht in die 
WE-Meldungen bekommen könnten. Ich persönlich habe überhaupt kein Problem 
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damit, zumal sie weniger spannend sind, als man denkt, aber WE-Meldungen sind als 
Verschlusssachen eingestuft. Dafür gibt es besondere Regelungen. Mein Vorschlag 
wäre – das müssen wir nicht heute klären, aber Sie können ja mal darüber nachden-
ken –, dass ich alle WE-Meldungen zu diesem Fall an den Geheimschutzbeauftragten 
des Landtags übergebe. Dann könnten Sie – und das finde ich als Parlamentarier ja 
auch wichtig – selber Einsicht nehmen und sich ein eigenes Bild machen. Dann müss-
ten die Unterlagen allerdings an ein paar Stellen, an denen es um Namen geht, ge-
schwärzt werden. Das sage ich vorab, weil es sonst nicht geht. Das können wir uns 
leider nicht aussuchen, das ist eine Vorgabe des Generalbundesanwalts, weil es auch 
dort Informationen gibt, die für laufende Ermittlungen wichtig sind. Ich glaube trotzdem, 
dass es Ihnen helfen würde, wenn Sie sich die anschauen könnten. Das wäre ein 
gangbarer Weg. Dann bräuchten wir auch keine komplizierten Beschlüsse, Sie müss-
ten nur zustimmen, dass wir es so machen. Es gibt in dem Zusammenhang übrigens 
neun WE-Meldungen. Die sind an 50 Empfängerinnen und Empfänger gegangen, es 
ist also ein relativ großer Verteiler. Da könnte man natürlich sagen: „Dann wissen es 
doch schon 50“, aber die sind alle verpflichtet, nichts zu sagen. 

Die gingen an die Staatskanzlei – das ist klar. Bis auf eine Ausnahme, die WE-Meldung 
mit der fortlaufenden Nummer vier, gingen außerdem alle an die Meldeköpfe der In-
nenministerien von Bund und Ländern. Die erste WE-Meldung zu dem Fall kam am 
Samstagmorgen, 24. August, um 2:26 Uhr. Natürlich wurde ich – damit auch dieser 
Ablauf klar ist – telefonisch früher informiert. Ich war ja auch vorher schon vor Ort. Es 
liefen schon zahlreiche polizeiliche Maßnahmen; die sind ja nicht an WE-Meldungen 
gekoppelt. Die WE-Meldungen werden nachher geschrieben, um die Institutionen zu 
informieren. Die erste Fortschreibung, und damit die zweite WE-Meldung, kam am 
gleichen Tag um 8:22 Uhr. Eine zweite Fortschreibung kam am Samstagabend um 
19:14 Uhr. Über die Festnahme wurde in einer dritten Fortschreibung am 25. August 
um 1:36 Uhr berichtet. Auch diese Informationen hatte ich schon vorab telefonisch 
erhalten. Das habe ich ja in der ARD mitgeteilt. Ebenfalls telefonisch informiert wurde 
ich an diesem Abend darüber, dass es einen schon einige Zeit zurückliegenden ge-
scheiterten Rückführungsversuch nach Bulgarien gegeben habe. Am Sonntagmorgen, 
5:28 Uhr, kam die vierte Fortschreibung. Das war auch der Tag, das muss so gegen 
8:30 Uhr gewesen sein, an dem ich Frau Kollegin Paul eine SMS geschrieben und 
gefragt habe, wann wir telefonieren könnten, weil ich gerne Informationen über den 
Flüchtlingsstatus und den gescheiterten Abschiebeversuch teilen wollte. Wie Sie wis-
sen, hat sich der Mehrwert für Frau Paul aber kurz darauf erledigt, weil das dann öf-
fentlich bekannt geworden ist. Dieser Versuch von mir war also eigentlich überflüssig. 
Am Sonntag gab es noch zwei Fortschreibungen, die Nummern fünf und sechs um 
16:15 Uhr und um 23:49 Uhr. Die siebte Fortschreibung kam am Montagmorgen, 
26. August, um 6:40 Uhr. Die Abschlussmeldung, das war nach der Erstmeldung und 
den sieben Fortschreibungen die neunte Meldung, ging mit etwas Abstand eine Woche 
später ein, am 2. September um 17:44 Uhr. Die Einzelheiten können Sie sich wie ge-
sagt dann selber anschauen. 

Zum Sicherheitspaket bzw. dazu, was die Folgerungen daraus waren, will ich nur zwei, 
drei Hinweise geben. Ich habe im Plenum schon gesagt, dass es zwar wertvoll sei, ein 
Paket mit vielen einzelnen Maßnahmen gemacht zu haben, es aber einige zentrale 
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Punkte gebe, hinsichtlich derer ich alle Fraktionen einlade, mitzumachen. Es gibt näm-
lich Maßnahmen, bei denen es wichtig wäre, einen breiten demokratischen Konsens 
zu haben. Das konnten Sie sich vor dem Plenum nicht alle angucken, weil es kurzfristig 
kam. Dafür bitte ich um Verständnis. Wenn es darum geht, etwas dauerhaft zu machen, 
darf uns das aber nicht davon abhalten, Versuche zu unternehmen, das zusammen zu 
machen. Das Parlament, die Regierung müssen ein Zeichen dahin gehend setzen, 
den Kampf gegen Terrorismus, den Umgang mit ungezügelter Migration, die Bedeu-
tung von Prävention ernst zu nehmen. Vielleicht sagt der eine oder andere, dass das 
Träumerei sei, aber ich glaube, das ist zumindest einen Versuch wert. Ich bin da opti-
mistisch. Das Polizeigesetz war auch so ein wichtiges Projekt, ähnlich wie es das Ver-
fassungsschutzgesetz sein wird. Da ist es uns zwar nicht ganz, aber in großen Teilen 
gelungen. Ich würde Ihnen allen das anbieten und mich ernsthaft darum bemühen. 

Morgen im Bundesrat werden wir übrigens erste Initiativen zu Verkehrsdatenspeiche-
rung und Migration einleiten. Dabei geht es um Maßnahmen, die das Land nicht allein 
machen kann, für die wir bundespolitische Entscheidungen brauchen. Das ist aber be-
kannt, das muss ich jetzt nicht wiederholen. 

Vorsitzende Angela Erwin: Herr Minister, ich begrüße das Angebot, dem Geheim-
schutzbeauftragten des Landtags die WE-Meldungen zukommen zu lassen, sodass 
wird diese einsehen können. Das werden wir im Anschluss an die Ausschusssitzung 
in der Obleuterunde besprechen. 

Ich würde vorschlagen, dass wir versuchen, so gegen 16:20 Uhr mit dem vertraulichen 
Sitzungsteil zu starten. 

Christina Kampmann (SPD): Herr Minister, Sie können sicher sein, dass auch uns 
der Kampf gegen Islamismus bzw. Extremismus wichtig ist. Sie haben eben um Ver-
ständnis für die Kurzfristigkeit gebeten. Wir haben dafür wenig Verständnis. Wir hätten 
uns gefreut, wenn wir das schon vorher hätten besprechen können. Die Zeit war defi-
nitiv da. Unsere Hand bleibt natürlich ausgestreckt, weil wir Ihr Anliegen teilen, dass 
es jetzt eines partei- bzw. fraktionsübergreifenden Bestrebens bedürfe, um dem etwas 
entgegenzusetzen. 

Sie haben zwei von den Fragen, die wir gehabt hätten, schon gleich zu Anfang beant-
wortet. Wenn ich Sie richtig verstanden habe, haben Sie gesagt, dass es keine neuen 
Erkenntnisse über den zeitlichen Verlauf der Radikalisierung gebe. Gibt es denn neue 
Erkenntnisse zu den Beziehungen zum Islamischen Staat? Außerdem fragen wir uns, 
wie viele Gefährder in NRW derzeit als untergetaucht gelten? 

Markus Wagner (AfD): Hier haben wir wieder das Ergebnis dieser anachronistischen 
Zuständigkeiten. Die zuständige Ministerin Paul versagt bei ihrer Aufgabe, und der 
Innenminister muss die Folgen ausbaden. Wie sehr die zuständige Ministerin versagt 
hat, zeigt sich an den Maßnahmen, die Ministerpräsident Hendrik Wüst angekündigt 
hat. Er sagt, die Abschiebepraxis sei dringend verbesserungsbedürftig und die ab-
schiebenden Behörden müssten zu schärferer Kontrolle und Aufsicht verpflichtet wer-
den, bräuchten mehr Personal, Geld, Kompetenzen und Datenaustausch. 
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Genau das wäre aber die Aufgabe der Abschiebeministerin oder besser gesagt der 
Integrationsministerin gewesen. Nichts davon hat sie getan, ganz im Gegenteil. Die 
ZABs, also die Zentralen Ausländerbehörden, die für Abschiebungen zuständig sind, 
bitten seit Jahren um mehr Personal und um mehr Geld. Laut WELT-Kommentar hat 
Frau Paul aber einen Sumpf aus Überarbeitung und Personalnot gedeihen lassen. 

Zu Beginn der Sitzung haben Sie von 114 abgeschobenen Gefährdern gesprochen. 
Wenn ich mich hinsichtlich der Fragestunde im Plenum richtig erinnere, ist 114 die 
Zahl der abgeschobenen Gefährder von 2017 bis heute. Das ist also die Zeitspanne, 
um die es geht. Mich würde aber in dem Zusammenhang interessieren, wie viele Ge-
fährder in der Amtszeit von Frau Paul abgeschoben worden sind. Dazu müsste es ja 
auch eine Zahl geben. Wie viele Gefährder sind also in dieser Legislaturperiode abge-
schoben worden? 

Minister Herbert Reul (IM): Herr Wagner, die letzte Zahl kann ich Ihnen nicht nennen, 
aber vermutlich kann Ministerin Paul das im zuständigen Ausschuss beantworten. Ich 
weiß es einfach nicht. 

(Markus Wagner [AfD]: Ja, das ist das Bedauerliche!) 

– Die brauche ich auch nicht. Entschuldigung, aber wer abgeschoben ist, ist weg und 
nicht mehr mein Problem. Ganz nüchtern gesagt: Mich interessieren diejenigen, die 
hier sind, weil ich mich um die kümmern muss. Das haben Sie eben richtig beschrie-
ben. 

(Markus Wagner [AfD]: Wenn sie abgeschoben sind, sind sie weg!) 

Wie viele wann wer abgeschoben hat, ist mir egal. Bei jedem, der straffällig geworden 
ist und abgeschoben werden müsste, bin ich interessiert, dass er auch abgeschoben 
wird. 

Die Frage nach den Untergetauchten ist schwer zu beantworten. 

(Zuruf von Andreas Bialas [SPD]) 

Bei der Polizei sind 189 Gefährder registriert, 90 davon sind nach unseren Maßstäben 
aktionsfähig. Das sind Leute, die wir uns genauer angucken, die wir sorgfältig im Auge 
behalten. Das ist der spannende Teil. Ob es Menschen gibt, die abgeschoben werden 
sollten, aber verschwunden, untergetaucht sind, interessiert mich nicht. 

(Benedikt Falszewski [SPD]: Wie, das interessiert Sie nicht?) 

– Ein normaler Migrant, der zum Abschiebetermin nicht da war, aber keine Straftaten 
begangen hat, ist nicht meine Baustelle. 

(Christina Kampmann [SPD]: Ich habe nach den Gefährdern gefragt!) 

– Das habe ich ja schon gesagt: 189 Gefährder. 

(Christina Kampmann [SPD]: Untergetaucht!) 

– Soweit wir wissen, sind derzeit alle 189 Gefährder hier. Wir haben also keine Unter-
getauchten, niemanden, der fehlt. Genau genommen ist 90 die eigentlich spannende 
Zahl. 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 51 - APr 18/686 

Innenausschuss 26.09.2024 
40. Sitzung (öffentlicher Teil) bas 
 
 
Frau Kampmann, Ihre Frage von vorhin werde ich, soweit das geht, im vertraulichen 
Teil beantworten. Dann kann ich wenigstens ein bisschen was dazu sagen. 

(Fortsetzung von TOP 8 s. vAPr 18/59) 
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9 Welche Einsparungen plant die Landesregierung bei Polizei und innerer Si-

cherheit? (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 5]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2916 

– keine Wortbeiträge 
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10 Wie viele Ermittler werden zur Bekämpfung von Cyberkriminalität einge-

stellt? (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 5]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2930 

Markus Wagner (AfD) möchte mit Blick darauf, dass man durch das Einstellen von 
Ermittlern zur Bekämpfung von Cyberkriminalität in Konkurrenz zur Privatwirtschaft 
trete, wissen, ob diesen Spezialisten hinreichende Zulagen gezahlt würden. Zudem 
interessiere ihn, wie viele der 50 Polizeibeamten, die das Studium Cyberkriminalis-
tik/Digitale Forensik aufgenommen hätten, noch dabei seien. 

Dorothea Deppermann (GRÜNE) erinnert daran, dass die Landesregierung hinsicht-
lich der Bekämpfung der Cyberkriminalität schon mehrere Vorhaben aus dem Koaliti-
onsvertrag umgesetzt habe, etwa Investitionen in personelle und technische Ausstat-
tung sowie die Stärkung des Cybercrime-Kompetenzzentrums. 

Letzteres könnte besonders wirksam agieren, wenn es in den anderen Bundesländern 
vergleichbare Einrichtungen gäbe. Wisse die Landesregierung ob solche existierten? 

Lägen Zahlen dazu vor, wie viele Cyberangriffe aus dem Ausland erfolgten und von 
welchen Ländern diese ausgingen? 

Dr. Christos Katzidis (CDU) bittet um nähere Informationen zu der Formulierung aus 
vorliegendem Bericht, dass „die Interventionsteams konzeptionell für eine kollabora-
tive Arbeit aufgestellt sind“ und möchte wissen, wie das mit der bestehenden Behör-
denstruktur zusammengehe. 

LdsKD Peter Mosch (IM) führt aus, dass die Studierenden am Cyber Campus NRW 
zwar keine Zulagen erhielten, ihnen dafür aber eine fünfzigprozentige Freistellung vom 
eigentlichen Polizeidienst gewährt werde, was es in dieser Form in nahezu keinem 
anderen Beruf gebe. Da es sich um einen sehr schweren Studiengang handle, hätten 
schon ein paar Studierende abgebrochen; Stand jetzt: zehn von insgesamt 69. Ziel sei 
es, die künftigen Absolventinnen und Absolventen in möglichst jeder Dienststelle ein-
setzen zu können. Zusätzlich werbe man auch Personen aus der Privatwirtschaft an, 
die man mit hochdotierten Verträgen als Regierungsbeschäftigte zu binden versuche. 

Auch andere Bundesländer versuchten, sich bei der Bekämpfung von Cyberkriminali-
tät zukunftsfest aufzustellen, allerdings nehme Nordrhein-Westfalen diesbezüglich 
eine bundesweite Vorreiterrolle ein. So arbeiteten beim Cybercrime-Kompetenzzent-
rum des LKA mittlerweile rund 320 Personen mit großer Expertise, viele Regierungs-
beschäftigte, aber auch Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte. Darüber hinaus 
seien mittlerweile sechs Kriminalinspektionen „Cybercrime“ aufgebaut worden, in de-
nen Hunderte von Kolleginnen und Kollegen – um die Formulierung aus dem Bericht 
aufzugreifen – kollaborativ arbeiteten. 
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Mit dem Cybercrime-Kompetenzzentrum und den Kriminalinspektionen „Cybercrime“ 
verfüge man über insgesamt sieben Standorte, und da man nicht an allen davon aus-
gewiesene Spezialisten für alle Bereiche vorhalten könne, würden die Fähigkeiten ent-
sprechend gebündelt und je nach Bedarf geteilt. So beschäftige man beispielsweise 
einen national vielleicht sogar international führenden Experten für Kryptowährung, der 
natürlich im ganzen Bundesland zum Einsatz komme; ähnlich aufgestellt sei man bei 
der KI-Entwicklung. Da diese Form der Zusammenarbeit vorwiegend virtuell erfolge, 
könne sie entsprechend schnell anlaufen. Dieses Bekämpfungskonzept passe übri-
gens auch zur Art und Weise der Angriffe, die sich häufig überregional auswirkten; 
Stichwort: Südwestfalen-IT. 

Bei der Bekämpfung von Cyberkriminalität ziele man zum einen auf die wirklich schwe-
ren Delikte, zum anderen aber auch auf die leichteren und damit die große Masse, 
etwa Betrug im Onlinehandel, der die Bürgerinnen und Bürger sehr belaste. 

Ausländische Cyberangriffe gingen häufig von Russland, China oder Nordkorea aus, 
wobei es nicht immer möglich sei, das Ursprungsland zu identifizieren. Die Zahl der 
Angriffe steige insgesamt; 2023 habe man rund 37.000 Auslands- und 21.000 Inlands-
fälle verzeichnet. 
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11 Essen und Köln: Taxifahrer fährt absichtlich Frauen um – Handelte es sich 

dabei um ein Attentat? (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 6]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2931 

Markus Wagner (AfD) möchte wissen, ob dem in der Vergangenheit wegen Gefähr-
dung des Straßenverkehrs, Körperverletzung und Geldwäsche polizeilich in Erschei-
nung getretenen Tatverdächtigen insbesondere wegen des ersten Delikts die Fahrer-
laubnis zur Fahrgastbeförderung entzogen werden könne. 

Bestehe die Möglichkeit, dem Tatverdächtigen, der neben der jordanischen auch über 
die deutsche Staatsangehörigkeit verfüge, wegen des hier in Rede stehenden Delikts 
die deutsche Staatsangehörigkeit abzuerkennen, um ihn abschieben zu können? 

Minister Herbert Reul (IM) antwortet, dass über den Entzug einer Fahrerlaubnis die 
zuständige Straßenverkehrsbehörde entscheide. 
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12 Mönchengladbach: Syrer greift Polizisten an und flüchtet (Bericht beantragt 

von der AfD-Fraktion [s. Anlage 6]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2933 

Auf die Steigerung der Zahl der Straftaten am Hauptbahnhof Mönchengladbach von 
1.038 in 2015 auf 1.062 in 2023 und in Mönchengladbach insgesamt von 23.515 in 
2015 auf 27.034 in 2023 Bezug nehmend, möchte Markus Wagner (AfD) wissen, welche 
Art von Straftaten für diese Entwicklung vor allem verantwortlich seien. 

Minister Herbert Reul (IM) kündigt an, diese Informationen nachzureichen. 
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13 Wieder mehr Tote durch „Zombiedroge“ Fentanyl – Wie gefährdet ist NRW? 

(Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 6]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2932 

Markus Wagner (AfD) stellt eine Frage zum Diagramm „Rauschgifttote im Zusam-
menhang mit Fentanyl und synthetischen Opioiden nach Anzahl und Geschlecht“ in 
Drucksache 18/10226: Wieso sänken die Zahlen zunächst von 69 in 2015 auf 6 in 
2020, um dann wieder auf 28 in 2023 anzusteigen? 

LdsKD Peter Mosch (IM) weist darauf hin, dass die Zahlen über den im Diagramm 
dargestellten Zeitraum hinweg insgesamt gesunken seien, allerdings könne die Zu-
nahme nach dem vorherigen Rückgang auf eine Trendumkehr hindeuten. Es gelte 
aber immer auch, das Ausmaß der Untersuchungen von etwaigen Drogentoten zu be-
rücksichtigen, so würden im Zweifel nur diejenigen als solche erkannt, bei denen es 
polizeiliche Ermittlungen bzw. Obduktionen gegeben habe. Im Übrigen neigten viele 
Drogenabhängige zum Mischkonsum, weshalb sich häufig nicht eindeutig klären lasse, 
welche Droge genau zum Tod geführt habe. 

Fentanylmissbrauch stelle ein nahezu weltweites Phänomen dar, weshalb man des-
sen Entwicklung natürlich auch in Deutschland, in Nordrhein-Westfalen im Auge be-
halten müsse. Diesbezüglich sei eine frühe Intervention geboten, um die Zahl der Dro-
gentoten möglichst gering zu halten. 

Anna Teresa Kavena (SPD) regt an, dass der Ausschuss bei einer erneuten Befas-
sung mit dem Thema „Drogen“ Vertreterinnen und Vertreter der Suchtkooperation 
NRW einladen möge, da diese landesweit mit den Suchtberatungsstellen zusammen-
arbeite und über entsprechende Expertise verfüge. 
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14 Schusswaffeneinsätze der Polizei (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. 

Anlage 2]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3030 

Christina Kampmann (SPD) bittet um Aufklärung hinsichtlich eines Widerspruchs 
zwischen vorliegendem Bericht und einem vom 15. November 2022 Vorlage 18/460. 
In letzterem heiße es, dass es vom 1. Januar bis zum 31. Oktober 2022 20 polizeiliche 
Schusswaffengebräuche gegen Personen gegeben habe, wohingegen es in ersterem 
heiße, dass sich diese Zahl für das ganze Jahr 2022 auf 17 belaufe. 

Minister Herbert Reul (IM) räumt ein, dass das nicht stimmen könne, und verspricht, 
dem nachzugehen. 

Markus Wagner (AfD) möchte wissen, wie viele Schusswaffengebräuche, insbeson-
dere bei getöteten Personen, unrechtmäßig erfolgt seien und wie viele der diesbezüg-
lichen Verfahren noch liefen bzw. bereits abgeschlossen seien. 

Mit Blick auf den Anschlag von Solingen fragt Dr. Julia Höller (GRÜNE), ob es seitens 
des Ministeriums des Innern oder der Kreispolizeibehörden Erlasse oder Ansprachen 
gebe, die den Schusswaffeneinsatz im Fall von Messerangriffen thematisierten. 

Minister Herbert Reul (IM) führt aus, dass man nach dem Anschlag von Solingen alle 
Polizeibehörden auf die Bedeutung der Lageeinschätzung und der Eigensicherung 
hingewiesen habe. 

Die Antworten auf die Fragen von Markus Wagner (AfD) würden nachgeliefert. 
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15 Aktivitäten des extremistisch-salafistischen Predigers Pierre Vogel in NRW 

(Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 2]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3022 

Da Pierre Vogel in einem Boxklub in Bergheim laut vorliegendem Bericht Kinder und 
Jugendliche trainiere und somit möglicherweise der Kinder- und Jugendschutz tangiert 
werde, möchte Christina Kampmann (SPD) erfahren, welche diesbezüglichen recht-
lichen Voraussetzungen für ein Vereinsverbot gälten. 

Gebe es Erkenntnisse über weitere Kampfsportvereine mit islamistischen Bezügen in 
Nordrhein-Westfalen, die möglicherweise auch der Vernetzung innerhalb der Szene 
dienten? 

Welche Maßnahmen würden im Rahmen des Projekts „Kommunen gegen Extremis-
mus“ angestoßen? 

Sende man mit den vorgesehenen Einsparungen mittels der Reduzierung von Stellen 
beim Projekt „Wegweiser“ nicht das falsche Signal? 

Dorothea Deppermann (GRÜNE) merkt an, dass man Jugendliche am besten vor 
Extremismus bzw. Radikalisierung schützen könne, indem man zielgruppenorientierte 
Aufklärung betreibe, etwa mittels Projekten wie „Wegweiser“ oder Präsenz auf Veran-
staltungen wie der gamescom. Zudem gelte es, repressiv gegen einschlägige Rechts-
verstöße vorzugehen. 

Finde mit Blick auf den in Rede stehenden Boxklub ein Austausch zwischen Polizei 
bzw. Verfassungsschutz und den Sportverbänden statt? Würden letzteren hinsichtlich 
derartiger Fälle Beratungsangebote unterbreitet? 

Einleitend darauf hinweisend, dass der Vater von Pierre Vogel Mitglied der Hells An-
gels sein solle, fragt Markus Wagner (AfD), in welcher Verbindung die Eigentümer, 
Geschäftsführer, Trainer, Mitglieder des Boxklubs zu islamistischen Organisationen 
einerseits und den Hells Angels andererseits stünden. 

Gebe es in Nordrhein-Westfalen Kampfsportschulen, die aufgrund islamistischer Akti-
vitäten von den Sicherheitsbehörden beobachtet würden? Sollte es aus ermittlungs-
technischen Gründen nicht möglich sein, diese Kampfsportschulen namentlich zu be-
nennen, möge man sie zumindest beziffern. 

Welche rechtlichen Voraussetzungen müsse ein Trainer, egal ob in Kampfsportschu-
len oder Fußballvereinen, erfüllen, um Kinder und Jugendliche trainieren zu dürfen? 

LMR Martin Wentorf (IM) legt dar, dass bei derartigen Sachverhalten Informationen 
vom Verfassungsschutz geliefert, aber auch öffentlich zugängliche Quellen genutzt 
würden. 
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Voraussetzung für ein Vereinsverbot seien im Verein vorherrschende einschlägige Be-
strebungen oder Strukturen; Einstellungen oder Verhaltensweisen von Einzelpersonen 
reichten hingegen nicht aus, da die Hürden bekanntermaßen hoch seien. Inwieweit 
der Kinder- und Jugendschutz in dieser Hinsicht geltend gemacht werden könne, ent-
ziehe sich seiner Kenntnis, möglicherweise sehe man sich aufseiten des MKJFGFI in 
der Lage, zu ergänzen. 

Kampfsport spiele in verschiedenen Phänomenbereichen eine wichtige Rolle, dem Is-
lamismus, dem Rechtextremismus und wohl auch dem Linksextremismus. Einerseits 
diene er dem Kennenlernen, der Vernetzung, andererseits dem Rüsten mit Blick auf 
politische Gegner. Die Sicherheitsbehörden, insbesondere der Verfassungsschutz, 
hätten diese Verflechtung schon wegen der Priorisierung des gewaltorientierten Ext-
remismus bereits länger im Blick, und Erkenntnisse zu einzelnen islamistischen 
Kampfsportlern, etwa Personen aus Zentralasien oder Konvertiten, lägen durchaus 
vor. Es gebe auch Fluktuation zwischen verschiedenen Kampfsportschulen, und bei 
diesen komme es zu Schwankungen hinsichtlich der Prägung. Man müsse außerdem 
berücksichtigen, dass das Kampfsporttraining nicht immer ideologiebedingt betrieben 
werde, sondern teilweise auch, um dem milieutypischen Männlichkeitsideal zu ent-
sprechen. Spezifische Erkenntnisse des Verfassungsschutzes über einzelne Kampf-
sportschulen könne er im Rahmen dieses Gremiums nicht teilen. 

Auch im E-Sport-Bereich lasse sich übrigens Extremismus beobachten, weshalb man 
dessen Akteurinnen und Akteure auf entsprechenden Veranstaltungen informiere bzw. 
aufkläre. 

Pierre Vogel finde in den Publikationen des Verfassungsschutzes schon seit einigen 
Jahren Erwähnung, zuletzt im Verfassungsschutzbericht 2023 und im Lagebild „Is-
lamismus“ von Anfang 2024, da es sich bei ihm um einen der bundesweit bekanntes-
ten Extremisten handle. 

Im Rahmen des Projekts „Kommunen gegen Extremismus“ unterbreiteten polizeilicher 
Staatsschutz und Verfassungsschutz Kommunen, beispielsweise aus dem Rhein-Erft-
Kreis, Informations- bzw. Aufklärungsangebote und stünden außerdem für persönli-
chen und somit niederschwelligen Austausch zur Verfügung. Im Falle konkreter Hin-
weise würden die Kommunen, so rechtlich möglich, zudem proaktiv informiert. Darüber 
hinaus erhielten die kommunalen Spitzenverbände regelmäßig einen entsprechenden 
Newsletter. 

Im Zusammenhang mit den Stellenreduzierungen beim Projekt „Wegweiser“ möge 
man berücksichtigen, dass im Gegenzug eine Onlinekomponente eingeführt worden 
sei. 

Christina Kampmann (SPD) möchte wissen, ob die Stellenreduzierungen beim Pro-
jekt „Wegweiser“ aufgrund der Einführung der Onlinekomponente erfolgt seien. 

Die Landesregierung möge im Nachgang schriftlich zur überaus wichtigen Radikalisie-
rungsprävention im Zusammenhang mit dem Kinder- und Jugendschutz berichten. 
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Minister Herbert Reul (IM) erläutert, dass die Mittelkürzungen einer Verlagerung ge-
schuldet seien. Man habe verstanden, im Internet präsenter sein zu müssen, weshalb 
man andere Bereiche etwas zurückfahre, um so einen Onlineauftritt schaffen zu kön-
nen, der allerdings noch ausbaufähig sei. Diese Richtungsentscheidung könne nöti-
genfalls aber auch revidiert werden. Auflösungen habe es im Zuge dessen nicht gege-
ben, nur eine Zusammenlegung, für die im Übrigen spreche, dass man am betreffen-
den Ort sowieso keine Mitarbeiter gefunden habe. 
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16 Anstieg der Zahl der Intensivstraftäter in Nordrhein-Westfalen (Bericht be-

antragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 2]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3033 

Markus Wagner (AfD) greift die im vorliegenden Bericht vorgenommene Unterteilung 
der insgesamt 1.575 Mehrfach- und Intensivtäter nach Altersgruppen auf und fragt, 
wieso dort acht Kinder Erwähnung fänden, obwohl es doch immer geheißen habe, 
dass es keine MIT-Datei für unter 14-Jährige gebe. Im Übrigen erscheine ihm diese 
Zahl für ganz NRW recht klein, weshalb ihn interessiere, nach welchen Kriterien Kinder 
als Mehrfach- und Intensivtäter eingestuft würden. 

LdsKD Peter Mosch (IM) antwortet, dass in der Tat keine MIT-Datei speziell für Kinder 
existiere, allerdings gebe es unabhängig vom Alter eine Auswertung hinsichtlich der-
jenigen Personen, die innerhalb eines Jahres mindestens fünfmal in der Polizeilichen 
Kriminalstatistik auftauchten und somit als Mehrfachtatverdächtige gölten. Nach die-
sem Prinzip würden natürlich auch Kinder erfasst. Diese seien zwar strafunmündig, 
nichtsdestotrotz nehme man sich ihrer an und halte ihre Delikte nach, um weiterfüh-
rende kriminelle Karrieren möglichst abwenden zu können. 

Als Mehrfachtäter könne man theoretisch schon gelten, wenn man fünfmal in einem 
Jahr der Beförderungserschleichung überführt werde, wohingegen für die Erfassung 
als Intensivtäter eher Delikte wie Körperverletzung oder Raub zugrunde gelegt wür-
den, wobei die zuständige Kreispolizeibehörde jeweils im Einzelfall entscheide, ob das 
entsprechende Bekämpfungskonzept angewendet werde. Das könne durchaus auch 
bei Kindern geschehen, so sie eine besondere Affinität zu Straftaten zeigten, allerdings 
betrachte man für diese Altersgruppe Initiativen wie „Kurve kriegen“ gemeinhin als Er-
folg versprechender. Im Übrigen gelte es, zu berücksichtigen, dass es hier naturgemäß 
einen ständigen Wandel gebe. Werde eine Person bereits als Kind als Intensivtäter 
geführt, erlösche dieser Status natürlich nicht nach dem 14. Geburtstag, allerdings 
gelte diese Person von da an als Jugendlicher. 

Anna Teresa Kavena (SPD) möchte wissen, in welcher Form man sich der besagten 
acht Kinder annehme. Gebe es diesbezüglich Kooperationen mit den Landesjugend-
ämtern, um Synergieeffekte nutzen zu können? 

Existierten niederschwelligere Maßnahmen als die Initiative „Kurve kriegen“? Deren 
Zielgruppe bestehe aus bereits polizeilich in Erscheinung getretenen Kindern und Ju-
gendlichen, weshalb es sinnvoll erscheine, mittels alternativer Initiativen schon früher 
anzusetzen. 

Das im Bericht erwähnte Rahmenkonzept zur „Bekämpfung der Kriminalität von Mehr-
fach- und Intensivtäterinnen und -tätern (MIT)“ anführend, möchte Benedikt Falszewski 
(SPD) wissen, welche Erfolge auf Grundlage dessen hätten erzielt werden können, 
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etwa durch die Erhöhung des Fahndungsdrucks oder die Anwendung ausländerrecht-
licher Maßnahmen. 

LdsKD Peter Mosch (IM) hebt hervor, dass es bei „Kurve kriegen“ durchaus darum 
gehe, sich der Betroffenen möglichst frühzeitig anzunehmen, um so eine kriminelle 
Karriere zu verhindern. Allerdings brauche es bei dieser wie auch bei ähnlichen Initia-
tiven zunächst einmal die Bereitschaft, überhaupt mitzuwirken. In diesem Zusammen-
hang spielten natürlich die Eltern eine entscheidende Rolle, aber auch die Schulen 
seien von Bedeutung. Zunächst gehe es darum, Informationen einzuholen, etwa im 
Rahmen von Fallkonferenzen, da der entscheidende Aspekt bei „Kurve kriegen“ der 
individuelle, bedarfsgerechte Ansatz sei, wie etwa eine sozialpädagogische Betreuung 
der Kinder oder eine intensive Einbindung der Familien. 

Intensivtäter würden unabhängig von der Art der Taten, mit der Ausnahme von Tö-
tungsdelikten, und der Tatorte, also gegebenenfalls auch kreispolizeibehördenüber-
greifend, von einem Ermittler betreut, sodass dieser auch all dessen Verfahren bear-
beite. Bei nichtdeutschen Tätern, allerdings eher erwachsenen als minderjährigen, 
würden gegebenenfalls die Ausländerbehörden informiert, sodass mittels deren Ex-
pertise passgenaue Maßnahmen zur Anwendung gebracht werden könnten. Hinsicht-
lich des Erfolgs des Rahmenkonzepts sage die reine Anzahl der beobachteten Mehr-
fach- und Intensivtäter im Übrigen relativ wenig aus. 

Benedikt Falszewski (SPD) vertritt die Ansicht, dass es Messgrößen geben müsse, 
um den Erfolg bzw. Misserfolg des Rahmenkonzepts beurteilen zu können, etwa ob 
die Delikte einzelner Personen über einen längeren Zeitraum betrachtet weniger oder 
mehr würden. 

Zudem sei von Interesse, in welchen Fällen man ausländerrechtliche Maßnahmen er-
griffen habe. 

LdsKD Peter Mosch (IM) macht darauf aufmerksam, dass das Rahmenkonzept erst 
seit 2022 existiere und daraus resultierende Erfolge sich allenfalls erst nach längerer 
Zeit zeigen könnten, da diese ja in letzter Konsequenz darin bestehen müssten, dass 
Mehrfach- und Intensivtäter ihre kriminellen Karrieren beendeten und nie wieder rück-
fällig würden. Das allerdings ließe sich statistisch kaum erfassen. Insgesamt müsse 
man hinsichtlich dieser Klientel konstatieren, dass sie den Straftaten nicht allein des-
halb entsage, weil sie unter Beobachtung stehe, auch wenn das zumindest zeitweise 
zu einer gewissen Zurückhaltung führen könne. Als Teilerfolg gelte, wenn die Kumu-
lation der Delikte dazu führe, dass sie schließlich in Haft gingen, wobei das allerdings 
nicht unbedingt bedeute, dass sie sich nach ihrer Entlassung gesetzeskonform ver-
hielten. 
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17 Zunahme der Autodiebstähle in NRW (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion 

[s. Anlage 2]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3035 

– wird aus Zeitgründen heute nicht behandelt 
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19 Düsseldorf: Mann schießt auf Türsteher und verletzt elf Personen (Bericht 

beantragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 7]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3037 

– wird aus Zeitgründen heute nicht behandelt 
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20 Siegen: Frau sticht in Bus auf Menschen ein (Bericht beantragt von der AfD-

Fraktion [s. Anlage 3]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3018 
Vertrauliche Vorlage 18/127 

– wird aus Zeitgründen heute nicht behandelt 
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21 Herford: Gruppenvergewaltigung einer 18-Jährigen (Bericht beantragt von 

der AfD-Fraktion [s. Anlage 7]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3036 
Vertrauliche Vorlage 18/128 

– wird aus Zeitgründen heute nicht behandelt 
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22 Polizeibeauftragter in NRW – Kosten und Bilanz? (Bericht beantragt von der 

AfD-Fraktion [s. Anlage 3]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3019 

– wird aus Zeitgründen heute nicht behandelt 
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23 Bundesweiter Warntag (Bericht beantragt von den Fraktionen von CDU und 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 8]) 

– wird aus Zeitgründen heute nicht behandelt 
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24 Verschiedenes 

a) Vorlage 18/2954 

Der Ausschuss nimmt die Vorlage 18/2954 – Stichwort: „Mo-
Was/NINA“ – zur Kenntnis. 

b) Drucksache 18/9606 

Der Ausschuss kommt überein, am 12.November um 13 Uhr 
eine Präsenzanhörung zur Drucksache 18/9606 – Stichwort: 
„Polizeibeauftragter/Polizeibeauftragte“ – durchzuführen. 

c) Vertraulicher Sitzungsteil 

Der Ausschuss beschließt mit den Stimmen aller Fraktionen, 
in einen vertraulichen Sitzungsteil überzugehen. 

(Es folgt ein vertraulicher Sitzungsteil; s. vAPr 18/59.) 

gez. Angela Erwin 
Vorsitzende 

8 Anlagen 
16.12.2024/18.12.2024 



Frau

Angela Erwin (MdL)

Vorsitzende des Innenausschusses 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf

Beantragung einer aktuellen Viertelstunde für die Sitzung des 

Innenausschusses am 26.09.2024

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,

im Namen der SPD-Landtagsfraktion beantrage ich für die Sitzung des Innenausschusseses am 

2626.09.2024 eine aktuelle Viertelstunde gemäß § 60 der Geschäftsordnung des Landtags NRW 

zu folgendem Thema: 

Erneute Anschläge auf Geschäfte in Köln und auf ein Privathaus in Wachtberg 

Am frühen Morgen des 18.09.2024 kam es zu einer erneuten Explosion eines Sprengsatzes vor 

einem Haus in der Kölner Innenstadt. Wie die Polizei berichtete, ereignete sich eine 

Detonation an einem Bekleidungsgeschäft in der Ehrenstraße. Ein Passant soll durch die 

Explosion leicht verletzt worden sein. 

In Köln-Niehl wurde nach Angaben der Polizei am Morgen des 21.09.2024 auf ein 

Uhrengeschäft geschossen. Die Polizei soll das Gebäude übersät mit Einschusslöchern 

vorgefunden haben. Nach ersten Erkenntnissen soll ein Unbekannter mit einer Schusswaffe 

um kurz nach 04:00 Uhr mehr als 20 Schüsse aus einer mutmaßlich vollautomatischen Waffe 

auf die Fassade des Gebäudes abgegeben haben und anschließend geflüchtet sein. 

AmAm Morgen des 22.09.2024 ist zudem nach Polizeiangaben inin Wachtberg-Adendorf inin der

Nähe von Bonn vor einem Einfamilienhaus ein Sprengsatz explodiert. Nach Angaben der

Polizei wurde die Haustür des Gebäudes dabei schwer beschädigt.

23.09.2024
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Den Berichten zufolge wird geprüft, ob es einen Zusammenhang zwischen diesen und 

vorherigen Taten gibt, bei denen es ebenfalls zu Sprengstoffexplosionen kam.  

Insbesondere werde geprüft, ob es einen Zusammenhang zur Organisierten Kriminalität 

und zur sog. niederländisch- -

Bereits am 16.09.2024 war es zu einer Sprengstoffexplosion vor einem Nachtclub am Kölner 

Hohenzollernring gekommen, den unsere Fraktion als Berichtspunkt angemeldet hatte. Durch 

die Vorfälle, die sich nach diesem Zeitpunkt ereignet haben, hat sich die Situation und auch 

die Beunruhigung in der Bevölkerung noch einmal verschärft. Wir bitten deshalb die 

Landesregierung, auch über diese weiteren Fälle im Rahmen einer Aktuellen Viertelstunde zu 

berichten. 

Mit freundlichen Grüßen

Christina Kampmann
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Frau

Angela Erwin (MdL)

Vorsitzende des Innenausschusses 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf

Beantragung von schriftlichen Berichtenen für die Sitzung des Innenausschusses 

am 2626.09.2024

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,

im Namen der SPD-Landtagsfraktion beantrage ich für die Sitzung des Innenausschusseses

am 2626.09.2024 folgende schriftliche Berichte:

1.1. Terroranschlag in Solingen

Am Abend des 23.08.2024 kam es zu einem mutmaßlich islamistischen Terroranschlag auf 

einem Stadtfest in Solingen, bei dem drei Menschen durch Messerstiche getötet und acht 

weitere schwer verletzt wurden. Bereits am 29.08.2024 und am 05.09.2024 wurde im 

Innenausschuss über erste Erkenntnisse berichtet. Wir bitten die Landesregierung um einen 

aktualisierten Bericht über den derzeitigen Erkenntnisstand.

2.2. Abschiebepraxis bei Straftätern und Gefährdern

Seit dem Terroranschlag in Solingen gibt es eine intensive Debatte über die Funktionalität des 

Asylsystems, insbesondere auch im Hinblick auf die Abschiebung von ausreisepflichtigen 

Personen. In diesem Zusammenhang bitten wir um Beantwortung folgender Fragen:

15.09.2024
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1.1. Wie viele straffällige Personen und Gefährder befinden sich in Nordrhein-Westfalen, die 

abgeschoben werden müssten bzw. könnten?

2.2. Wo liegen mögliche Hinderungsgründe bei der Abschiebung straffälliger Personen bzw. 

Gefährder?

3.3. Was unternimmt die Landesregierung, um Abschiebungen von straffälligen Personen 

und Gefährdern zu beschleunigen?

4.4. Wie werden straffällige Personen und Gefährder abgeschoben?

5.5. Wann werden abzuschiebende Straftäter und Gefährder in Abschiebehaft genommen?

3.3. Schusswaffeneinsätze der Polizei

Wie übereinstimmenden Medienberichten zu entnehmen ist, kam es in Moers am 27.08.2024 

zu einem Polizeieinsatz, weil ein 26-jähriger Mann in einem Wohnviertel Passanten bedroht 

und tätlich angegriffen haben soll. Während des Einsatzes soll es zu einem 

Schusswaffeneinsatz seitens der am Einsatzort befindlichen Polizisten gekommen sein. 

Infolgedessen sei der Mann tödlich verletzt worden. Zuvor soll er sich, mit zwei Messern 

bewaffnet, den Polizisten in bedrohlicher Weise genähert haben und trotz wiederholter und 

unmissverständlicher Aufforderung seitens der Polizisten die Messer nicht abgelegt haben. In 

den Pressemeldungen wird auf Augenzeugen verwiesen, die von mindestens vier Schüssen 

sowie von darauffolgenden, letztlich erfolglosen Reanimationsversuchen berichteten. Neben 

dem verstorbenen Täter sollen keine weiteren Personen verletzt worden sein. 

Von in der Berichterstattung zu Wort kommenden Anwohnern wird zu den Hintergründen der 

Tat berichtet, dass der Mann psychisch krank gewesen sei und er bereits zwei Monate zuvor 

Auslöser eines Polizeieinsatzes gewesen sein soll. 

Ein weiterer Messerangriff soll nach Medienberichten am Abend des 28.08.2024 in 

Recklinghausen vorgefallen sein. Demnach soll ein 33-jähriger Mann in einem 

Mehrfamilienhaus randaliert und dabei ein Messer bei sich geführt haben. Als die alarmierten 

Beamten eintrafen, habe sich eine Bedrohungssituation für die Einsatzkräfte entwickelt. 

Infolgedessen sei es zu einem Schusswaffengebrauch gekommen. Durch die Schüsse habe 

der Mann tödliche Verletzungen erlitten.
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Am 04.09.2024 soll es zudem zu einem Messerangriff mit zwei schwer verletzten Personen in 

Bonn gekommen sein. Die Polizei hat demnach den mutmaßlichen Angreifer mit einem Schuss 

gestoppt. Dieser sei daraufhin in ein Krankenhaus gebracht worden, wo er an seinen 

Verletzungen gestorben sei.

Wir bitten die Landesregierung um einen schriftlichen Bericht über die Vorfälle und den 

aktuellen Stand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen.

Darüber hinaus hatte die Landesregierung dem Innenausschuss für die Sitzung am 17.11. 2022

einen Bericht über die Schusswaffeneinsätze von Polizisten gegen Personen im Zeitraum 

01.01.2012 bis zum 31.10.2022 vorgelegt. Demnach kam es in diesem Zeitraum zu insgesamt 

157 polizeilichen Schusswaffengebräuchen gegen Personen, bei denen 33 Menschen tödlich 

verletzt wurden. Wir bitten die Landesregierung um Mitteilung über die Anzahl der 

Schusswaffeneinsätze gegen Personen und der durch polizeilichen Schusswaffengebrauch 

tödlich verletzten Personen im Zeitraum vom 01.1111.2022 bis zum 1515.09.2024. 

4.4. Aktivitäten des extremistisch-salafistischen Predigers Pierre Vogel in NRW

Nach aktuellen Medienberichten soll der radikale islamistische Prediger Pierre Vogel seit 2023 

als Trainer für Kinder in einem Boxverein in Bergheim an der Erft tätig sein. Der Prediger soll 

in einem bereits Anfang Februar erschienenen You Tube-Video mitgeteilt haben, dass er dort 

das Training von Kindern im Alter von vier bis zehn Jahren übernehme. Pierre Vogel, der auch 

unter dem Namen "Abu Hamza" auftritt, gilt als eine einflussreiche Figur in der deutschen 

Salafismus-Szene. Seine Aktivitäten sind seit mehr als einem Jahrzehnt im Fokus der 

Behörden. Auch im Verfassungsschutzbericht NRW 2023 und im aktuellen Lagebild Islamismus 

wird er erwähnt. Nach den Presseberichten wurde der besagte Boxverein im Jahr 2023 

gegründet. Zwei Personen, die in dem Verein trainieren, aber anonym bleiben möchten, 

sollen gegenüber der Presse bestätigt haben, dass Pierre Vogel nach wie vor dort das 

Kindertraining leite und das es zudem vor den Trainingseinheiten regelmäßig islamische 

Gebete geben soll.

Wir bitten die Landesregierung um einen schriftlichen Bericht über den Vorgang. In diesem 

Zusammenhang bitten wir insbesondere um Beantwortung folgender Fragen:

1.1. Welche Erkenntnisse hat die Landesregierung über die Aktivitäten von Pierre Vogel als 

Trainer für Kinder in dem Bergheimer Boxverein?

2.2. Seit wann hat die Landesregierung Kenntnis über die Aktivitäten von Pierre Vogel als 

Trainer für Kinder in dem Bergheimer Boxverein?
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3.3. Welche rechtlichen Möglichkeiten bzw. welche Handlungsmöglichkeiten gibt es, um die 

Unterweisung von Kindern oder Jugendlichen durch Extremisten zu beenden?

4.4. Welche Maßnahmen werden eingeleitet bzw. welche Maßnahmen plant die 

Landesregierung, um die Unterweisung von Kindern und Jugendlichen durch 

Extremisten zu bekämpfen?

5.5. Anstieg der Zahl der Intensivstraftäter in Nordrhein-Westfalen

Nach Pressemeldungen vom 10.09.2024 ist die Zahl der sogenannten Intensivstraftäter in 

Nordrhein-Westfalen im vergangenen Jahr gestiegen. Demnach stieg deren Zahl von 1442 im 

Jahr 2021 um rund 14 Prozent auf 1647 im Jahr 2023.

Wir bitten die Landesregierung um einen Bericht über diese Entwicklung. Dabei bitten wir 

insbesondere um Beantwortung folgender Fragen:

1.1. Welche Altersgruppen sind unter den Intensivstraftätern mit welchem Anteil vertreten?

2.2. Welche Delikte werden in welchem Umfang bzw. mit welchem prozentualen Anteil 

durch Intensivstraftäter begangen?

3.3. Welche möglichen Ursachen hat nach den Erkenntnissen der Landesregierung der 

aktuell zu verzeichnende Anstieg bei der Zahl der Intensivstraftäter? 

4.4. Welche Maßnahmen ergreift die Landesregierung, um die Zahl der Intensivstraftäter zu 

senken?

6.6. Zunahme der Autodiebstähle in NRW 

Nach aktuellen Meldungen haben die Fälle von Autodiebstahl in Nordrhein-Westfalen 

deutlich zugenommen. Nach Angaben des Gesamtverbands der Deutschen 

Versicherungswirtschaft (GDV) sind demnach im Jahr 2023 insgesamt 2.915 kaskoversicherte 

Pkw gestohlen worden. Diese Zahl liege um rund zwölf Prozent über derjenigen aus dem Jahr 

2022. Der wirtschaftliche Schaden seiei auf fast 57,8 Millionen Euro angestiegen. Schon für 

2022 habebe der Verband eine starke Zunahme der Fälle um etwa 30 Prozent gemeldet. Laut 
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GDVDV hatten die Autodiebe es dabei besonders auf SUVs der Oberklasse und oberen 

Mittelklasse abgesehen.

Wir bitten die Landesregierung um einen Bericht über diese Entwicklung. Insbesondere bitten 

wir in diesem Zusammenhang auch darum, welche Erkenntnisse es über die Täter gibt und 

welche Maßnahmen gegen die Zunahme der Autodiebstähle eingeleitet werden. 

7.7. Sprengstoffexplosion vor einem Nachtclub in Köln

In der Kölner Innenstadt hat nach Medienberichten am Morgen des 16.09.2025 eine heftige 

Explosion den Eingangsbereich eines Geschäftshauses schwer beschädigt. Der Sprengsatz soll 

gegen 06:00 Uhr direkt neben einem Nachtclub auf dem Hohenzollernring explodiert sein. 

Deckenplatten seien im Eingangsbereich des Geschäftshauses herabgestürzt und 

Fensterscheiben zerplatzten. Ein Mann soll ein Knalltrauma erlitten haben und wurde im 

Krankenhaus behandelt.

Wir bitten die Landesregierung um einen schriftlichen Bericht über den Vorfall.  

Mit freundlichen Grüßen

Christina Kampmann
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AfD-Landtagsfraktion NRW * Platz des Landtags 1 * 40221 Düsseldorf 

An die Vorsitzende des Innenausschusses 
Frau Angela Erwin MdL 

- im Hause - 

 

Düsseldorf, 16. September 2024 

Beantragung von Tagesordnungspunkten für die 40. Sitzung des Innenausschusses 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

für die 40. Sitzung des Innenausschusses am 26. September 2024 beantrage ich für die AfD-

Fraktion die nachfolgenden Tagesordnungspunkte mit der Bitte um einen schriftlichen Bericht 

der Landesregierung: 

I. 

Düsseldorf: Mann schießt auf Türsteher und verletzt elf Personen 

Am Sonntagmorgen, den 8. September 2024, kam es in der Bar „Sir Walter“ in Düsseldorf
gegen 01:45 Uhr zu einer gewaltsamen Auseinandersetzung. Zwei Männer wurden von Tür-
stehern aufgefordert, die Bar zu verlassen, nachdem sie sich „unberechtigt Zutritt zu der Bar 
verschafft“ haben. Laut Polizei kam es im Außenbereich zu einem Handgemenge zwischen
den beiden Männern und den Türstehern. Dabei zog einer der beiden einen bisher nicht ab-
schließend identifizierten Gegenstand, „schoss mehrfach in Richtung des Sicherheitsperso-
nals“ und flüchtete anschließend. Den Türstehern war es möglich, seinen 21 Jahre alten Be-
gleiter zu fixieren und bis zum Eintreffen der Polizei festzuhalten. Bei dem Tatverdächtigen mit 
deutsch-türkischer Staatsangehörigkeit wurde ein waffenähnliches Tierabwehrgerät gefunden. 
Die Polizei geht derzeit davon aus, dass auch der flüchtige Angreifer bei der Tat solch ein 
Gerät verwendete. Bei der Schussabgabe soll augenscheinlich auch Reizgas freigesetzt wor-
den sein. Nach dem Vorfall klagten elf Personen im unmittelbaren Umfeld über Reizungen der 
Augen und Atemwege. Fünf von ihnen mussten zur ambulanten Behandlung in ein Kranken-
haus gebracht werden.1

1 Vgl. https://www.bild.de/regional/duesseldorf/duesseldorf-mann-schiesst-vor-bar-auf-tuersteher-elf-
verletzte-66dd35bf850ab075339ca4b3?source=puerto-reco-2_bild-
V13.5.D_FCM_NOIS_PB&t_ref=https. 
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Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Ermitt-
lungen zu dem oben beschriebenen Vorfall? (Bitte Tathergang sowie Straftatbestände 
aufschlüsseln.) 

2. Über welche Nationalität verfügen die Tatverdächtigen? 

3. Über welche Mehrfachstaatsangehörigkeiten verfügen die Tatverdächtigen? 

4. Welche polizeilichen Erkenntnisse sind über die Tatverdächtigen bekannt? 

5. Wie viele Straftaten wurden in der Düsseldorfer Altstadt am Wochenende (13. – 15 
September) registriert? 

6. Wie viele Ingewahrsamnahmen und Platzverweise fanden statt? 

7. Wie viele Waffen wurden sichergestellt? 

II. 

Siegen: Frau sticht in Bus auf Menschen ein 

Nur eine Woche nach dem Anschlag von Solingen hat eine 32 Jahre alte Frau in einem Bus in 
Siegener Ortsteil Eiserfeld am Freitagabend, den 30. August 2024, gegen 19:40 Uhr mit einem 
Messer sechs Menschen angegriffen und teilweise schwer verletzt. Bei dem Bus einer Regio-
nallinie R22 handelte es sich um eine Sonderlinie, die mehr als 40 Personen zu einem Stadtfest 
bringen sollte.2

Während der Fahrt soll die Tatverdächtige offenbar wahllos auf die Menschen eingestochen 
haben. Der Busfahrer reagierter geistesgegenwärtig und brachte das Fahrzeug sofort zum Ste-
hen und öffnete alle Türen, damit sich die Passagiere ins Freie retten konnten. Ersthelfer schil-
derten, dass Menschen zum Teil blutüberströmt herausgekommen seien und in einen nahege-
legenen Wald flüchteten. Ein Großaufgebot an Rettungskräften war im Einsatz, versorgte d Die 
Hintergründe der Tat und der genaue Ablauf seien noch unklar. Die Polizei gehe bislang nicht 
von einem politischen oder religiösen Tatmotiv auf. Allerdings sei die 32-Jährige bereits polizei-
bekannt und es liegen Hinweise auf eine psychische Erkrankung vor.3

2 Vgl. https://www.bild.de/regional/nordrhein-westfalen/drei-opfer-in-lebensgefahr-messer-frau-greift-
menschen-in-bus-an-66d21cec78f47027c38aba29. 
3 Vgl. https://www.focus.de/panorama/auf-dem-weg-zum-stadtfest-messerangriff-in-siegen-frau-verletzt-
in-bus-fuenf-menschen-drei-in-lebensgefahr_id_260270910.html. 
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Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Ermitt-
lungen zu dem oben beschriebenen Vorfall? (Bitte Tathergang sowie Straftatbestände 
aufschlüsseln.) 

2. Welche psychische Erkrankung wurde bei der Tatverdächtigen mittlerweile diagnosti-
ziert? 

3. Welche polizeilichen Erkenntnisse sind über die Tatverdächtige bekannt? 

4. In welchem Gesundheitszustand befinden sich die Opfer? 

III. 

Herford: Gruppenvergewaltigung einer 18-Jährigen 

Am frühen Morgen des 24. August 2024 durchlebte eine 18 Jahre alte Frau in Herford einen 
Alptraum, als sie von insgesamt sieben Personen vergewaltigt wurde. Die Tatverdächtigen, sie-
ben junge Menschen – ein Syrer, zwei Iraker, vier Deutsche und eine Frau – sollen sich an dem 
jungen Opfer in einem Auto auf dem Parkplatz des Subwayschnellrestaurants neben der Her-
forder Diskothek GoParc vergangen haben. Wie die Polizei mitteilte, stammt das Opfer aus dem 
Münsterland, die Tatverdächtigen wohnen alle im Kreis Minden-Lübbecke.4 Dabei handelt es 
sich um einen Jugendlichen, einen Erwachsenen und fünf Heranwachsende. Die beiden Iraker, 
die als Hauptverdächtige geführt werden, befinden sich noch in Untersuchungshaft und sind 
zudem bereits polizeibekannt.5

Das Opfer hat am Montagmorgen nach der Tat direkt Anzeige bei der Polizei erstattet. Durch 
die Auswertung der Überwachungskameras der Großraumdiskothek sind die Ermittler den 
mutmaßlichen Tätern auf die Spur gekommen. Die Polizei geht davon aus, dass die junge 
Frau Gast in der Diskothek war und man ihr dort K.O.-Tropfen in ihr Getränk verabreichte, 
wobei dazu die Ermittlungen noch andauern. Die Tatverdächtigen sollen sich nach Informati-
onen der Zeitung bei der Tat gegenseitig gefilmt haben. Entsprechendes Material sei auf den 
Handys der Männer sichergestellt worden. Zudem haben Ermittler die Wohnungen der Ver-
dächtigen durchsucht und Beweise gesichert.6

4 Vgl. https://www.bild.de/news/herford-nrw-gruppe-soll-frau-18-auf-parkplatz-vergewaltigt-haben-
66e16bd7fd0c4e5b09928e18. 
5 Vgl. https://www.nius.de/news/18-jaehrige-wollte-nur-in-die-disko-warum-haben-die-behoerden-eine-
gruppenvergewaltigung-verschwiegen/5f05e8d9-7885-4d88-b929-bfcd4d1f6264. 
6 Vgl. https://www.bild.de/news/herford-nrw-gruppe-soll-frau-18-auf-parkplatz-vergewaltigt-haben-
66e16bd7fd0c4e5b09928e18. 
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Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Ermitt-
lungen zu dem oben beschriebenen Vorfall? (Bitte Tathergang sowie Straftatbestände 
aufschlüsseln.) 

2. Über welche Nationalität verfügt die Tatverdächtige? 

3. Welche polizeilichen Erkenntnisse sind über die Tatverdächtige bekannt? 

4. Über welche Mehrfachstaatsangehörigkeiten verfügen die Tatverdächtigen? 

5. Seit wann sind die Tatverdächtigen im Besitz der deutschen Staatsbürgerschaft? 

6. Wie viele Intensivtäter werden in Herford seit 2015 bis heute pro Jahr geführt? 

IV. 

Köln: Sprengstoffanschlag auf einen Club – Steckt die „Mocro-Mafia“ dahinter? 

Die am Montagmorgen, den 16. September 2024, um 05:46 Uhr stattgefundene Explosion in 
Köln soll ein gezielter Anschlag gewesen sein, für den die sogenannte „Mocro-Mafia“ verant-
wortlich sein soll. Auf einer Überwachungskamera ist zu sehen, wie in Mann in schwarz-weißer 
Jacke sich der Tür zum Vanity Club Cologne am Hohenzollernring nähert. Dabei ist seine Ka-
puze tief in sein Gesicht gezogen und er hält einen hellblauen Rucksack in den Händen, den 
er anschließend im Eingang abstellt. Darüber hinaus ist zu sehen, dass zum einen ein weiterer 
Mann, der als Reinigungskraft in dem Gebäude arbeitet, den Durchgang von der anderen Seite 
betritt. Zum anderen ist ebenfalls in diesem Eingangsbereich ein Obdachloser, der dort sein 
Nachtlager aufgeschlagen hat und offenbar noch schläft. Wie die Bild-Zeitung schreibt, sieht 
man in dem Überwachungsvideo weiter, dass der Vermummte um 05:47 Uhr einen Brandsatz 
ansteckt, ihn auf den zuvor abgestellten Kanister wirft und wegrennt. Wenige Sekunde später 
ist die Überwachungskamera überblendet, da der Sprengsatz explodiert ist.7

Die Reinigungskraft, die sich hinter Mülltonnen in Sicherheit gebracht hatte, erlitt einen Hör-
sturz und wurde in ein Krankenhaus gebracht. Der Obdachlose flüchtet vom Tatort und ver-
schwindet spurlos. Das Video der Überwachungskamera wurde von der Polizei sichergestellt. 
Im Zusammenhang mit der Mocro-Mafia bearbeitet eine Ermittlungskommission in Köln (Nord-
rhein-Westfalen) inzwischen mehr als 25 Verfahren, teilte die Kölner Staatsanwaltschaft mit. 
Die Verfahren richteten sich gegen mindestens 20 Beschuldigte. Ein Ermittler zu BILD: „Auch
bei der letzten Explosion prüfen wir einen Zusammenhang.“8

7 Vgl. https://www.bild.de/regional/koeln/explosion-in-koeln-anschlag-traegt-die-handschrift-der-mocro-
mafia-66e7d3d737451613aecdf139. 
8 Ebenda. 
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Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Ermitt-
lungen zu dem oben beschriebenen Vorfall? (Bitte Tatverdächtigen, Tathergang, Vor-
strafen des Tatverdächtigen, Straftatbestände, seit wann der Tatverdächtige im Besitz 
der deutschen Staatsbürgerschaft ist und Vornamen bei einem deutschen Tatverdäch-
tigen nennen.) 

2. Über welche Nationalität verfügt die Tatverdächtige? 

3. Über welche Mehrfachstaatsangehörigkeiten verfügen die Tatverdächtigen? 

4. Welche polizeilichen Erkenntnisse sind über den Tatverdächtigen bekannt? 

5. Wie schätzt die Landesregierung jetzt das Risiko von Straftaten durch Marokkaner und 
marokkanische-stämmigen Niederländer ein? 

V. 

Polizeibeauftragter in NRW – Kosten und Bilanz? 

Am 1. März 2019 trat Thorsten Hoffmann, Polizeibeauftragter des Landes NRW offiziell seinen 
Dienst an. Mittlerweile hat die aktuelle schwarz-grüne Landesregierung den Weg größtenteils 
geebnet, eine Stelle für einen sogenannten unabhängigen Polizeibeauftragten beim Landtag 
einzurichten. Wir haben mit der Kleinen Anfrage 18/1026 vom 22. September 2022 angefragt, 
welche Kosten mit der Schaffung des Polizeibeauftragten zum damaligen Zeitpunkt entstan-
den waren. Die Landesregierung teilte uns mit Drucksache 18/1249 vom 17. Oktober 2022 
mit, dass sich die Personal- und Sachkosten auf insgesamt 918.399,70 Euro beliefen. 

Auf Nachfrage, wie sich die einzelnen Kostenpositionen zusammensetzen, erhielten wir fol-
gende Antwort: 

„Die Gesamtsumme in Höhe von insgesamt 918.399,70 Euro (seit September 
2019) setzt sich aus Personalkosten in Höhe von 854.113,52 Euro und Sach- und 
Dienstleistungskosten in Höhe von 64.286,18 Euro zusammen.“9

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Welche Kosten sind mit der Schaffung des Polizeibeauftragten bis heute pro Jahr ver-

bunden gewesen? (Bitte nach Gehalt des Polizeibeauftragten, Mitarbeiter und deren 

9 Antwort der Landesregierung vom 23. November 2022, Drucksache 18/1806. 
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Gehälter, Büromieten, Sachmittel, Dienstwagen, Reisekosten, Pensionsansprüche des 

Polizeibeauftragten sowie seiner zwei Mitarbeiter und weitere Kosten aufschlüsseln.) 

2. Wie haben sich die Gehälter der für den Polizeibeauftragten tätigen Mitarbeiter bis 

heute pro Jahr entwickelt? (Bitte einzeln aufschlüsseln.) 

3. Auf welche Dienstwagen können und konnten der Polizeibeauftragte respektive seine 

Mitarbeiter zu welchen Kosten zurückgreifen? 

Markus Wagner, MdL 
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Marc Lürbke

Innenpolitischer Sprecher

FDP-Landtagsfraktion NRW 

marc.luerbke@landtag.nrw.de 

T: 02 11 | 884 4462 

F: 02 11 | 884 3662 

Düsseldorf, den 24. September 2024 

Beantragung einer Aktuellen Viertelstunde gemäß § 60 Abs. 1 der Geschäftsordnung des Landtags 

Nordrhein-Westfalen für die 40. Sitzung des Innenausschusses am 26. September 2024 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

im Namen der FDP-Landtagsfraktion beantrage ich für die Sitzung des Innenausschusses am                     

26. September 2024 eine Aktuelle Viertelstunde nach § 60 Abs. 1 der Geschäftsordnung des Landtags 

Nordrhein-Westfalen zu dem Thema: 

Clankriminalität in Essen: Gewalttätiger Angriff auf Mitarbeiter des Elisabeth-Krankenhauses 

Medienberichten1 zufolge sollen am 20. September 2024 Angehörige eines Patienten im Elisabeth-

Krankenhaus in Essen mehrere Krankenhausmitarbeiter körperlich brutal angegriffen und verletzt 

haben. Mindestens sechs Mitarbeiter sollen teilweise schwer verletzt worden sein. 

So sollen mehrere Familienmitglieder nach dem Tod eines Angehörigen das medizinische Personal mit 

Schlägen und Tritten angegriffen haben. Sie seien zudem in einen Behandlungsraum eingedrungen und 

hätten Möbel und Geräte beschädigt. Das betroffene Elisabeth-Krankenhaus hat von einer nie 

dagewesenen Aggressivität und Gewalt gegenüber den eigenen Mitarbeitern gesprochen. In Reaktion 

auf den Vorfall soll das Elisabeth-Krankenhaus sofortige Sicherheitsmaßnahmen ergriffen und einen 

Sicherheitsdienst zur Kontrolle des Zugangs eingerichtet. 

Die Stadt Essen steht besonders im Fokus der Clankriminalität. Die Polizei habe Medienberichten 

zufolge einen 41-jährigen Tatverdächtigen mit türkischer und libanesischer Staatsangehörigkeit 

festgenommen, der am selben Abend wieder freigelassen worden sei. Es werde geprüft, ob der Vorfall 

im Zusammenhang mit der Clankriminalität stehe, da die Familie des Tatverdächtigen bereits 

polizeibekannt sei.2 Medienberichten zufolge ordnet die Polizei den Vorfall mittlerweile dem Clan-

Milieu zu und ermittelt jetzt gegen weitere Tatverdächtige. 

1 Welt: “Angriff auf Klinik-Mitarbeiter – Polizei geht von Clankriminalität aus”, abgerufen unter: 

https://www.welt.de/vermischtes/video253647490/Essen-Angehoerige-von-Patient-verletzen-mehrere-

Krankenhaus-Mitarbeiter-in-Essen.html.  
2 WDR: “Angriff auf Essener Notfall-Team: Spur führt ins Clan-Milieu”, abgerufen unter: 

https://www1.wdr.de/nachrichten/angriff-mitarbeiter-essen-krankenhaus-100.html. 

An die Vorsitzende des 

Innenausschusses  

Angela Erwin MdL 

Platz des Landtags  

40221 Düsseldorf 
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Ich bitte die Landesregierung im Rahmen einer Aktuellen Viertelstunde um einen Sachstandsbericht 

zu dem Fall. Vor dem Hintergrund der gestiegenen Gewalt gegen Einsatzkräfte, auch in medizinischen 

Einrichtungen3 sowie des Clanbezuges und der Intensität des Angriffes besteht an der Beratung ein 

dringendes öffentliches und parlamentarisches Interesse. 

Mit freundlichen Grüßen 

Marc Lürbke MdL 

3 Spiegel Panorama: “Körperverletzung und Raub: In Krankenhäusern geht es immer brutaler zu”, abgerufen 

unter: https://www.spiegel.de/panorama/krankenhaus-zahl-der-gewaltdelikte-steigt-a-9d40feda-8e15-4675-8ce0-

8595138f62c6. 
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Frau

Angela Erwin (MdL)

Vorsitzende des Innenausschusses 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf

Beantragung von schriftlichen Berichtenen für die Sitzung des Innenausschusses 

am 05.09.2024

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,

im Namen der SPD-Landtagsfraktion beantrage ich für die Sitzung des Innenausschusseses

am 0505.09.2024 folgende schriftliche Berichte:

1.1. Drogenkrieg in NRW - -

ergriffen?

In den vergangenen Wochen kam es in Nordrhein-Westfalen zu mehreren Gewalttaten, die 

mutmaßlich auf Täter zurückgehenen, die der croro- zuordnen sind. Der in den 

Niederlanden geprägte Begriff der - bezieht sich auf Gruppierungen, die vor 

allem in der organisierten Drogenkriminalität aktiv sind und deren Mitglieder insbesondere 

aus dem marokkanischen Einwanderermilieu niederländischer Großstädte stammen. Sie sind

in den Niederlanden für ihre Brutalität und Skrupellosigkeit berüchtigt und werden dort mit 

Auftragsmorden und anderen Gewalttaten in Verbindung gebracht. In Nordrhein-Westfalen 

sollen mehehrere Sprengstoffexplosionen in Köln, Düsseldorf, Duisburg, Engelskirchen und 

Solingen auf ihr Konto gehen. In Solingen kam dabei ein 17-jähriger Jugendlicher ums Leben. 

Nach Presseberichten wird vermutet, dass er möglicherweise den Auftrag hatte, einen 

Sprengsatz in ein Wettbüro zu werfen. Der Sprengsatz könnte demnach aber zu früh

explodiert sein. Ihren vorläufigen Höhepunkt erreichten die Gewalttaten am 05.07.2024, als 

zwei Personen aus Bochum entführt und offenbar im Keller einer Villa in Köln-Rodenkirchen 

festgehalten und gefoltert wurden. Dabei soll nach Presseberichten einer der entführten 

23.08.2024
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Personen ein Mitglied der libanesischen Al-Zein-Großfamilie sein, die teilweise der Clan-

Kriminalität zugerechnet und mit schweren Straftaten in Verbindung gebracht wird. Dem SEK 

gelang es die Geiseln zu befreien und zwischenzeitlich mehrerere Tatverdächtige festzunehmen. 

Das Motiv hinter den Sprengstoffanschlägen und der Entführung sollen nach Angaben von 

Polizei und Staatsanwaltschaft Drogengeschäfte im Millionenwert sein. Bei einem Deal sollen 

mehrere hundert Kilo Drogen verschwunden sein. 

Zuletzt kam es vor einem Wohnhaus im Düsseldorfer Medienhafen in der Nacht vom 18. auf 

den 19.08.2024 zur Explosion eines Sprengsatzes. Auch hier könnten nach Polizeiangaben 

möglicherweise Mocro-Mafia hinter der Tat stecken.

Zudem wird nach Presseberichten vom 15.08.2024 ein 25- jähriger Polizist aus Bonn 

veverdächtigt, im Zusammenhang mit den Ermittlungen zu den Auseinandersetzungen zwischen 

den Drogenbanden interne Abfragen im polizeilichen System getätigt und die erhaltenen 

Informationen gegen Geld weitergegeben zu haben. Des Weiteren soll der Beamte 

Informationen zu Beteiligten und Abläufen im Drogenkrieg erhalten haben, diese jedoch nicht 

an seine Kollegen weitergegeben haben. Der Polizeikommissar sei vor dem Hintergrund der 

Anschuldigungen von seinen Dienstgeschäften entbunden worden. 

Nach den Medienberichten wird der Polizeibeamte zudem verdächtigt, Verbindungen in die 

islamistische Szene zu haben. So sei der Bruder des Polizisten den Behörden wegen des 

Verdachts der Geldwäsche und der Terrorfinanzierung bekannt. Für seinen Bruder soll der 

Beamte die polizeiliche Fahndungs- und Fallbearbeitungsplattform Viva angeklickt haben. Im 

Raum stehe demnach der Verdacht, dass er in Erfahrung bringen wollte, welche 

Informationen die Behörden zu seinem Bruder haben.

Vor diesem Hintergrund bibitten wir die Landesregierung um einen schriftlichen Bericht zu den 

aktuellen Ereignissen in Nordrhein-Westfalen, die im Zusammenhang mit der MoMocroro-Mafia

und dem Verdacht gegen den Bonner Polizeibeamten stehen. Wir bitten die Landesregierung 

diesbezüglich insbesondere um Beantwortung folgender Fragen: 

� Welche Maßnahmen wird die Landesregierung zur Bekämpfung der MoMocroro-Mafia

einleiten?

� Welche Maßnahmen wird die Landesregierung zur verstärkten Bekämpfung der 

Organisierten Kriminalität insgesamt einleiten?

� Welche aktuellen Erkenntnisse gibt es zu den Vorwürfen gegen den Polizisten aus Bonn 

im Zusammenhang mit seinen mutmaßlichen Verbindungen zu Drogenbanden bzw. zum 

islamistischen Milieu?
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� Welche Sicicherheitsvorkehrungen gibt es, um zu verhindern, dass Kriminelllle oder 

Extremisten den Versuch unternehmen, Sicherheitsbehörden zu unterwandern? 

2.2. Welche Einsparungen plant die Landesregierung bei Polizei und innerer Sicherheit?

Innenminister Reul hat nach Presseberichten die 47 Kreispolizei- und drei 
Landesoberbehörden in Nordrhein-Westfalen zu massiven Sparmaßnahmen im 
Tagesgeschäft aufgefordert. Da die vorgesehenen Haushaltsansätze für das Jahr 2025 um 
rund 86 Millionen Euro hinter den ursprünglichen Anforderungen zurückblieben, sollen 
demnach z.B. Stromverbräuche in Polizeiwachen deutlich reduziert werden und weniger 
Aufzugfahrten vorgenommen werden. Streifenwagen sollen zukünftig länger gefahren, 
Dienstreisen in Zeiten von Online-Meetings gestrichen und nicht mehr benötigte Helme 
aus dem Streifendienst als Ausrüstung für die Ausbildung genutzt werden. 
Haushaltsgeräte, die nicht für den polizeilichen Dienstbetrieb erforderlich sind, sollen 
nach den Berichten reduziert und anstehende Gebäudesanierungen überprüft bzw.
zurückgestellt werden. Welche Maßnahmen jeweils geeignet sind, soll danach von den 
individuellen lokalen Gegebenheiten der verschiedenen Standorte abhängen. Die 
Sparmaßnahmen sollen zu teilweise heftigen Klagen und zu Widerstand sowohl im 
Polizeiapparat als auch im Innenministerium geführt haben. So seien Warnungen vor 

nnenminister Reul sei 
aufgefordert worden, fragwürdige Pläne zurückzunehmen. 

Wir bitten die Landesregierung um einen schriftlichen Bericht zu den geplanten Einsparungen. 

Wir bitten dabei insbesondere um Beantwortung folgender Fragen:

� Welche Sparmaßnahmen wurden den Kreispolizeibehörden und den 

Landesoberbehörden konkret im Einzelnen unterbreitet?

� Welche Auswirkungen haben die geplanten Einsparungen - gerade auch vor dem 

Hintergrund einer zunehmend angespannten Sicherheitslage - auf die Einsatzfähigkeit 

der Polizei und damit auf die Sicherheit im Land?

� Welche Auswirkungen haben die geplanten Einsparungen nach Einschätzung der 

Landesregierung auf die Motivation in der Polizei? 

� Welche Auswirkungen haben die geplanten Einsparungen im Ministerium des Innern?
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3.3. Sind strengere Anforderungen bei der Überprüfung des Personals von privaten 
Sicherheitsfirmen erforderlich?

Im Zusammenhang mit dem NRW-Tag in Köln am 17./18.08.2024 wurde bekannt, dass 
von privaten Sicherheitsfirmen mindestens zwei Sicherheitskräfte eingesetzt worden sein 
sollen, die vorher durch Straftaten auffielen und dadurch als Sicherheitsrisiko anzusehen 
waren. Sie sollen nach Recherchen des WDR der Kölner Polizei bei einer Verkehrskontrolle 
zufällig aufgefallen sein, als sie auf dem Weg zum NRW-Tag waren, um dort ihren Dienst 
anzutreten. Die beiden Männer sollen daraufhin nach Hause geschickt worden sein.

Nach Pressenrecherchen soll es demnach im Zusammenhang mit dem NRW-Tag offenbar 
keine systematische Überprüfung der dort eingesetzten Kräfte von privaten 
Sicherheitsfirmen gegeben haben. Zwar trug hierfür zunächst die Stadt Köln die 
Verantwortung. Diese erklärte jedoch gegenüber dem Kölner Stadt-Anzeiger, dass eine 
Überprüfung des Sicherheitspersonals durch Polizei und Verfassungsschutz bei 
Veranstaltungen dieser Art nicht üblich und auch nicht verpflichtend sei. Auch bei anderen 
großen Veranstaltungen wie beispielsweise der Gamescom, dem Köln-Marathon oder 
dem CSD fänden keine Überprüfungen statt, die über die gesetzlichen Vorgaben 
hinausgehen. Dafür habe es auch beim NRW-Tag keine Anforderung gegeben. 

Erst vor zwei Wochen nahm die Polizei in Wien einen mutmaßlichen Anhänger der 

Konzerts der Sängerin Taylor Swift geplant haben soll. Dafür soll er sich bei einem 
Sicherheitsunternehmen beworben haben. Vor dem Hintergrund der verschärften 
Sicherheitslage stellt sich deshalb die Frage, inwiefern zur Gefahrenabwehr die Regeln zur 
Überprüfung des Personals von privaten Sicherheitskräften insbesondere bei 
Großveranstaltungen strenger gefasst werden müssen, so dass eine solche Überprüfung 
verpflichtend stattfindet.

Wir bitten die Landesregierung in einem schriftlichen Bericht um eine Einschätzung des 

Vorfalls. Wir bitten in diesem Zusammenhang insbesondere um die Beantwortung 

folgender Fragen:   

� Nach welchen Kriterien bzw. rechtlichen Voraussetzungen wird die Zulässigkeit des 
Einsatzes von privaten Sicherheitsfirmen genehmigt?

� Werden Sicherheitsfirmen durch das Innenministerium in irgendeiner Form 
akkreditiert?
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� Welche rechtlichen Anforderungen gibt es hinsichtlich der Sicherheitsüberprüfungen 
des Personals von privaten Sicherheitsdiensten?

� Wie häufig sind Sicherheitsüberprüfungen zu erneuern?

� Welche Schlüsse zieht der Innenminister aus den jetzt bekannt gewordenen Vorfällen in 
Köln und im Zusammenhang mit dem Konzert von Taylor Swift in Wien?

4.4. Wie ist die Entwicklung bei queerfeindlichen Übergriffen in Nordrhein-Westfalen?

Nach einem Bericht des Kölner Stadt-Anzeigers vom 17.07.2024 häufen sich unter queeren 

Menschen die Sorgen vor zunehmenden Übergriffen. Immer wieder würden Betroffene von 

entsprechenden Vorfällen berichten. So wird in dem Bericht ein Vorstandsmitglied des

queeren Jugendzentrums Anyway in Köln mit den Worten zitiert, dass die Stimmung gegen 

junge queere Menschen in Teilen der Gesellschaft kippe. Dies merke man etwa an vermehrten 

Hasskommentaren gegen das Jugendzentrum im Internet, aber auch an Übergriffen direkt vor 

der Haustür des Zentrums. Auch ein Vorstandsmitglied der Wirtegemeinschaft in der Kölner 

Schaafenstraße - Kölns bekanntester Partymeile für queere Menschen - berichtet in dem 

Artikel über eine Zunahme von Übergriffen. Laut Statistik des Bundeskriminalamtes hat es im 

Jahr 2023 bundesweit 1499 Straftaten - darunter 288 Gewaltdelikte - im Zusammenhang mit 

sexueller Orientierung gegeben. Das entspricht einem Anstieg von knapp 50 Prozent. In dem 

Bericht des Kölner Stadt-Anzeigers wird zudem der Queer-BeBeauftragte der Kölner Polizei

zitiert, nach dem bei queerfeindlichen Delikten insbesondere auch das Dunkelfeld sehr groß 

sei. Offizielle Statistiken würden daher bei weitem das reale Ausmaß nicht widerspiegeln. 

Studien gingen bei geringfügigen Straftaten, wie etwa Beleidigungen, von einem Dunkelfeld 

von 80 bis 90 Prozent aus. Schwerwiegendere Straftaten wie Körperverletzungen würden 

zwar häufiger angezeigt, doch auch hier gingen Studien von einem Dunkelfeld von bis zu 60 

Prozent aus.

Wir bitten die Landesregierung in diesem Zusammenhang um einen schriftlichen Bericht und 

insbesondere um Beantwortung folgender Fragen:

� Wie war die Entwicklung bei den statistisch erfassten Delikten gegen die sexuelle 

Orientierung/geschlechtliche Identität in Nordrhein-Westfalen im Zeitraum von 2018 bis 

heute?

� Um welche Delikte handelte es sich dabei im Einzelnen und wie hoch war ihr jeweiliger 

Anteil an den insgesamt in diesem Bereich erfassten Straftaten?
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� Welche Erkenntnisse gibt es über Tätermotive (z.B. politisch oder religiös motivierte 

Taten) bzw. Tätergruppen?

� Welche Maßnahmen ergreift die Landesregierung, um queere Menschen besser vor 

Übergriffen zu schützen bzw. um entsprechende Übergriffe zu bekämpfen?

� Welche Maßnahmen ergreift die Landesregierung insbesondere zur Aufhellung des 

Dunkelfelds und zur Verbesserung der Anzeigenbereitschaft bei queerfeindlichen 

Übergriffen? 

5.5. Wie viele Ermittler werden zur Bekämpfung von Cyberkriminalität eingestellt?

Die Zahl der Straftaten, die durch die Nutzung von Informationstechnik bzw. über das Internet 

begangen werden, nimmt seit Jahren rapide zu. Cyberkriminalität spielt mittlerweile eine 

zentrale Rolle bei der Kriminalitätsentwicklung und kommt dabei auf unterschiedliche Art und 

Weise und in verschiedenen Deliktsbereichen vor. Beispiele sind Sabotage- oder 

Spionageaktionen gegen Wirtschaftsunternehmen und staatliche Institutionen sowohl durch 

Akteure ausländischer Staaten als auch durch nichtstaatliche Akteure, die Verbreitung von 

politisch motivierter Hasskriminalität und Desinformation über soziale Medien im Internet 

oder aber Betrugsdelikte, Daten- und Identitätsdiebstahl, Cybermobbing oder 

Kindesmissbrauch. Insbesondere eröffnen die aktuellen Entwicklungen im Bereich der 

Künstlichen Intelligenz in einem hohen Ausmaß auch für Kriminelle neue 

Betätigungsmöglichkeiten.

Wir bitten die Landesregierung in diesem Zusammenhang um die Beantwortung folgender 

Fragen:

� Wie viele Ermittler sind aktuell zur Bekämpfung von Cyberkriminalität in Nordrhein-
Westfalen tätig (bitte aufschlüsseln nach Polizeibehörde)?

� Wie sehen die weiteren Planungen der Landesregierung im Hinblick auf die Einstellung 

von Ermittlern zur Bekämpfung von Cyberkriminalität aus?

� Plant die Landesregierung in diesem Bereich weitere Maßnahmen zur Einstellung von 

Spezialisten - insbesondere aus dem IT-Bereich - als Quereinsteiger ? 

Wenn ja - um welche Maßnahmen handelt es sich? 
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Mit freundlichen Grüßen

Christina Kampmann
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AfD-Landtagsfraktion NRW * Platz des Landtags 1 * 40221 Düsseldorf 

An die Vorsitzende des Innenausschusses 
Frau Angela Erwin MdL 

- im Hause - 

 

Düsseldorf, 26. August 2024 

Beantragung von Tagesordnungspunkten für die 38. Sitzung des Innenausschusses 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

für die 38. Sitzung des Innenausschusses am 5. September 2024 beantrage ich für die AfD-

Fraktion die nachfolgenden Tagesordnungspunkte mit der Bitte um einen schriftlichen Bericht 

der Landesregierung: 

I. 

Wer sich wehrt, darf bleiben – Abschiebeversagen per Anweisung an die Polizei 

„Wenn sich der Betroffene weigert, in das Flugzeug zu steigen bzw. auf eine andere 
Art versucht, sich der Abschiebung zu widersetzen (aktiver/passive Widerstand), 
kann dieser auf freien Fuß gesetzt werden und eigenständig zu der ihm zugewiese-
nen Unterkunft zurückreisen.“1

So lautet ein Teil der Dienstanweisung vom 26. Juli 2024, die als Brief der Landesaufnahme-
behörde Niedersachsen an die Bundespolizei am Flughafen Düsseldorf versandt wurde. Diese 
steht im absoluten Widerspruch zu der von Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD) vor knapp einem 
Jahr versprochenen Kampagne, „endlich im großen Stil abschieben“ zu wollen. Daher kritisiert
der stellvertretende Vorsitzende der Bundespolizei-Gewerkschaft (DPolG), M. Ostermann, zu-
recht, dass „unser Rechtsstaat […] ad absurdum geführt“ werde, „wenn sich Migranten durch
passiven oder aktiven Widerstand einer Abschiebung entziehen können.2

Der Fall eines 38 Jahre alten Mannes von der Elfenbeinküste zeigt, dass nicht nur Ausreise-
pflichtige schnell einer Abschiebung entgehen, sondern die eingesetzten Polizeibeamten einer 

1 https://www.bild.de/politik/inland/abschiebungen-wer-sich-gegen-die-polizei-wehrt-darf-bleiben-
66c5b90bae4dcc0aa5ca7086. 
2 Ebenda. 
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potenziellen Gefährdung ausgesetzt und auch verletzt werden. Auf dem Weg zum Flugzeug 
griff der Ivorer zwei Polizisten an und verletzte einen von ihnen durch Faustschläge gegen den 
Kopf und den anderen durch einen Biss in die Hand. Das Ergebnis: Beide Beamte mussten 
mit dem Rettungswagen in ein Krankenhaus gebracht werden, wo zum einen der Verdacht auf 
eine Gehirnerschütterung bestand sowie eine tiefe Bisswunde diagnostiziert wurde. Oster-
mann führte dazu aus: 

„[…] Der Angreifer hat sich nicht zum ersten Mal bei der Abschiebung widersetzt.
Genau deshalb mussten wir ihn auf Weisung der Ausländerbehörde absurder-
weise wieder freilassen. Und nur so konnte er jetzt meine Kollegen angreifen und 
verletzen.“3

Gleichzeitig fordert er bundeseigene Abschiebeplätze, eine Sechs-Monatsfrist in Abschiebe-
haft zur Passersatzpapierbeschaffung und die Zuständigkeit der Bundespolizei für die Ab-
schiebungen.4

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie viele Abschiebungen wurden seit 2015 bis heute pro Monat verhindert, weil der 
Ausreispflichtige aktiven oder passiven Widerstand leistete? (Bitte einzeln auflisten.) 

2. Wie viele Polizeibeamte wurden bei den in Frage 1 abgefragten Abschiebeversuchen 
jeweils verletzt? 

3. Wie viele der in Frage 1 genannten Ausreisepflichtigen wurden letztendlich erfolgreich 
abgeschoben? 

4. Wie bewertet die Landesregierung die Dienstanweisung vom 26. Juli 2024, die als Brief 
der Landesaufnahmebehörde Niedersachsen an die Bundespolizei am Flughafen Düs-
seldorf versandt wurde? 

II. 

Essen und Köln: Taxifahrer fährt absichtlich Frauen um – Handelte es sich dabei um 
ein Attentat? 

Am Montagabend, den 5. August 2024, fuhr ein 44-jähriger Jordanier mit seinem Taxi in Essen 
eine 50 Jahre alte Frau um, als diese gerade die Straße auf einem Zebrastreifen überqueren 
wollte. Videoaufnahmen zeigen, wie der mutmaßliche Täter sogar noch einmal umdrehte, um 

3 Ebenda. 
4 Ebenda. 
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die Frau ein zweites Mal zu überfahren. Die Fußgängerin erlitt dabei lebensgefährliche Verlet-
zungen und musste in ein Krankenhaus gebracht werden.5

Der aus Velbert stammende Täter flüchtete nach Köln, wo er weitere Frau gezielt mit seinem 
Taxi umfuhr. Zunächst erfasste er zwei Fußgängerinnen (22, 27) auf der Straße Kleine Buden-
gasse. Mit schweren Verletzungen wurden die beiden Opfer in ein Krankenhaus gebracht. An-
schließend raste der Tatverdächtige in die Mühlengasse und fuhr auf drei weitere junge Frauen 
zu, die im letzten Moment zur Seite springen konnten und leichte Verletzungen davontrugen. 
Ein Kellner, der den Vorfall beobachtete, verfolgte das Taxi und stellte sich ihm auf der Großen 
Neugasse entgegen. Der Fahrer sei ohne zu bremsen auf ihn zugefahren und habe den Kellner 
trotz eines Sprungs zur Seite, mit einem Außenspiegel touchiert. Polizeibeamten gelang es 
schließlich, den Jordanier festzunehmen. Es bestand der Verdacht, dass der Fahrer unter Dro-
geneinfluss stand. Zudem wurde Kokain in seinem Taxi gefunden.6

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Ermitt-
lungen zu dem oben beschriebenen Vorfall? (Bitte Tathergang, Vorstrafen des Tatver-
dächtigen und Straftatbestände nennen.) 

2. Über welche Staatsbürgerschaften verfügt der Tatverdächtige? (Bitte Vornamen und 
Mehrfachstaatsangehörigkeit bei einem deutschen Tatverdächtigen nennen.) 

3. Seit wann ist der Tatverdächtige im Besitz der deutschen Staatsbürgerschaft? 

4. Welche polizeilichen Erkenntnisse sind über den Tatverdächtigen bekannt? 

III. 

Mönchengladbach: Syrer greift Polizisten an und flüchtet 

Am Dienstagabend, den 20. August 2024, klingelte ein 29 Jahre alter Syrer gegen 20:45 Uhr 
am Hauptbahnhof in Mönchengladbach und kündigte an, dass er die Polizei schlagen wolle 
und randalierte. Als er anschließend zu einem Streifenwagen ging, versuchten die Polizeibe-
amten, seine Personalien zu überprüfen. Daraufhin warf der Mann sein Fahrrad zur Seite, zog 
sich aus und flüchtete. Nachdem die Polizisten ihn auf der Hindenburgstraße stellten, griff der 
Syrer den Beamten mit geballten Fäusten an. Zudem trat er einen Polizisten am Kopf und 

5 Vgl. https://www.nius.de/news/auto-anschlag-taxifahrer-drehte-in-essen-um-und-wollte-opfer-zweites-
mal-ueberfahren/8c42ffe8-f34e-4bd2-9b62-fb31b788c76a. 
6 Ebenda. 
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versuchte, deren Schlagstock und Dienstwaffe zu ergreifen. Durch den Einsatz von Pfeffer-
spray und einem Schlag auf den Oberschenkel wurde der Angreifer schließlich überwältigt. 
Die Polizeibeamten erlitten bei dem Vorfall leichte Verletzungen.7

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Ermitt-
lungen zu dem oben beschriebenen Vorfall? (Bitte Tatverdächtigen, Tathergang, Vor-
strafen des Tatverdächtigen, Straftatbestände, Staatsbürgerschaften des Tatverdäch-
tigen, seit wann der Tatverdächtige im Besitz der deutschen Staatsbürgerschaft ist, 
Vornamen und Mehrfachstaatsangehörigkeit bei einem deutschen Tatverdächtigen 
und sonstige polizeiliche Erkenntnisse über den Tatverdächtigen nennen.) 

2. Wie viele Straftaten gab es am/im Hauptbahnhof Mönchengladbach von 2015 bis 
heute? (Bitte nach Jahr und Delikten aufschlüsseln.) 

3. Wie viele Durchsuchungen von Personen fanden im Hauptbahnhof Mönchengladbach 
seit dem 1. Januar 2020 bis heute pro Jahr statt, bei denen legale bzw. illegale Waffen 
sichergestellt wurden? (Bitte nach Monat und Waffenart aufschlüsseln sowie Ge-
schlecht, Alter, Staatsbürgerschaften und sonstige polizeiliche Erkenntnisse über die 
durchsuchten Personen nennen.) 

4. Wie viele Straftaten gab es seit 2015 bis heute pro Jahr in Mönchengladbach? 

IV. 

Düsseldorf: Explosion vor Hochhaus – Hat die „Mocro-Mafia“ wieder zugeschlagen? 

In den vergangenen Wochen war es mehrfach zu Explosionen vor Wohn- und Geschäftshäu-
sern in Nordrhein-Westfalen gekommen. Erst am 12. August 2024 detonierte en Brandsatz vor 
einem Mehrfamilienhaus in Köln. Nun wurden Anwohner in der Nacht zu Montag, den 19 Au-
gust 2024, in Düsseldorf durch einen Knall aus dem Schlaf gerissen. Gegen 01:00 Uhr wurde 
die Feuerwehr zur Speditionsstraße im Düsseldorfer Medienhafen gerufen, da mehrere Anru-
fer eine Explosion meldeten. Vor Ort konnte die Feuerwehr Schmauchspuren im Eingangsbe-
reich eines Hochhauses feststellen, in dem sich Wohnungen sowie ein Restaurant befindet. 
Was die Explosion verursacht hat, sei noch unklar. Eine Sprecherin der Polizei erklärte, dass 
die Ermittler überprüfen werden, ob hinter der Tat die niederländische „Mocro-Mafia“ stecken
könnte.8

7 Vgl. https://www.bild.de/regional/duesseldorf/moenchengladbach-mann-attackiert-polizei-am-haupt-
bahnhof-66c5de21199d30434f6c1d2b. 
8 Vgl. https://www.bild.de/regional/duesseldorf/explosion-in-duesseldorf-erneuter-bombenanschlag-der-
mocro-mafia-66c2e056608e0b66ccddf034. 
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Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Ermitt-
lungen zu dem oben beschriebenen Vorfall? (Bitte Tatverdächtige, Tathergang, Vor-
strafen der Tatverdächtigen, Straftatbestände, Staatsbürgerschaften der Tatverdächti-
gen, seit wann die Tatverdächtigen im Besitz der deutschen Staatsbürgerschaft sind, 
Vornamen und Mehrfachstaatsangehörigkeit bei deutschen Tatverdächtigen und sons-
tige polizeiliche Erkenntnisse über die Tatverdächtigen nennen.) 

V. 

Wieder mehr Tote durch „Zombie-Droge“ Fentanyl – Wie gefährdet ist NRW? 

In den USA sterben nach Angaben des Bundesdrogenbeauftragten etwa 100.000 Menschen 
im Jahr an den Folgen des Konsums synthetischer Opioide – insbesondere Fentanyl. Opfer-
zahlen, die in Deutschland zum Glück nicht annähernd erreicht werden. Zudem hat das Innen-
ministerium mit Antwort vom 12. März 2024 auf den Berichtswunsch der Fraktion der SPD vom 
1. März 2024 mitgeteilt, dass „eine mit den USA vergleichbare Ausbreitung von Fentanyl […]
nach Einschätzung des LKA derzeit nicht zu erwarten“ sei.9

Nun hat das Innenministerium bekannt gegeben, dass im vergangenen Jahr insgesamt 28 
Todesopfer im Zusammenhang mit Fentanyl und anderen synthetischen Opioiden registriert 
wurden. Nach einem Tiefstand 2020 mit sechs Drogentoten, stieg somit die Zahl wieder an. 
Die weitaus meisten Todesopfer waren dabei Männer. Außerdem war die Altersgruppe ab 40 
Jahren am häufigsten betroffen. Fentanyl, das 100 mal tödlicher ist als Heroin, kann ge-
schluckt, gespritzt, geschnupft, geraucht oder auch als Pflaster angewandt werden.10

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie viele Drogentote gab es im ersten Halbjahr 2024 in NRW? (Bitte differenziert nach 

Alter, Geschlecht und Staatsangehörigkeit auflisten.) 

2. Wie viele dieser Todesfälle standen nach Kenntnis der Landesregierung im Zusam-

menhang mit dem Konsum von Fentanyl oder anderen synthetischen Opioiden? 

3. In wie vielen Fällen wurden im ersten Halbjahr 2024 in NRW bei (Schnell-)Tests, u. a. 

in Drogenkonsumräumen, Spuren von Fentanyl oder anderen synthetischen Opioiden 

9 Vgl. Antwort der Landesregierung vom 12. März 2024, Drucksache 18/2383. 
10 Vgl. https://www.bild.de/regional/nordrhein-westfalen/schock-zahlen-in-nrw-wieder-mehr-tote-durch-
zombie-droge-fentanyl-66b9f08f6ca156290cb3fe7b. 
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festgestellt? (Bitte differenziert nach Alter, Geschlecht und Staatsangehörigkeit auflis-

ten.) 

Markus Wagner, MdL 
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AfD-Landtagsfraktion NRW * Platz des Landtags 1 * 40221 Düsseldorf 

An die Vorsitzende des Innenausschusses 
Frau Angela Erwin MdL 

- im Hause - 

 

Düsseldorf, 16. September 2024 

Beantragung von Tagesordnungspunkten für die 40. Sitzung des Innenausschusses 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

für die 40. Sitzung des Innenausschusses am 26. September 2024 beantrage ich für die AfD-

Fraktion die nachfolgenden Tagesordnungspunkte mit der Bitte um einen schriftlichen Bericht 

der Landesregierung: 

I. 

Düsseldorf: Mann schießt auf Türsteher und verletzt elf Personen 

Am Sonntagmorgen, den 8. September 2024, kam es in der Bar „Sir Walter“ in Düsseldorf
gegen 01:45 Uhr zu einer gewaltsamen Auseinandersetzung. Zwei Männer wurden von Tür-
stehern aufgefordert, die Bar zu verlassen, nachdem sie sich „unberechtigt Zutritt zu der Bar 
verschafft“ haben. Laut Polizei kam es im Außenbereich zu einem Handgemenge zwischen
den beiden Männern und den Türstehern. Dabei zog einer der beiden einen bisher nicht ab-
schließend identifizierten Gegenstand, „schoss mehrfach in Richtung des Sicherheitsperso-
nals“ und flüchtete anschließend. Den Türstehern war es möglich, seinen 21 Jahre alten Be-
gleiter zu fixieren und bis zum Eintreffen der Polizei festzuhalten. Bei dem Tatverdächtigen mit 
deutsch-türkischer Staatsangehörigkeit wurde ein waffenähnliches Tierabwehrgerät gefunden. 
Die Polizei geht derzeit davon aus, dass auch der flüchtige Angreifer bei der Tat solch ein 
Gerät verwendete. Bei der Schussabgabe soll augenscheinlich auch Reizgas freigesetzt wor-
den sein. Nach dem Vorfall klagten elf Personen im unmittelbaren Umfeld über Reizungen der 
Augen und Atemwege. Fünf von ihnen mussten zur ambulanten Behandlung in ein Kranken-
haus gebracht werden.1

1 Vgl. https://www.bild.de/regional/duesseldorf/duesseldorf-mann-schiesst-vor-bar-auf-tuersteher-elf-
verletzte-66dd35bf850ab075339ca4b3?source=puerto-reco-2_bild-
V13.5.D_FCM_NOIS_PB&t_ref=https. 
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Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Ermitt-
lungen zu dem oben beschriebenen Vorfall? (Bitte Tathergang sowie Straftatbestände 
aufschlüsseln.) 

2. Über welche Nationalität verfügen die Tatverdächtigen? 

3. Welche polizeilichen Erkenntnisse sind über die Tatverdächtigen bekannt? 

4. Wie viele Straftaten wurden in der Düsseldorfer Altstadt am Wochenende (13. – 15 
September) registriert? 

5. Wie viele Ingewahrsamnahmen und Platzverweise fanden statt? 

III. 

Herford: Gruppenvergewaltigung einer 18-Jährigen 

Am frühen Morgen des 24. August 2024 durchlebte eine 18 Jahre alte Frau in Herford einen 
Alptraum, als sie von insgesamt sieben Personen vergewaltigt wurde. Die Tatverdächtigen, sie-
ben junge Menschen – ein Syrer, zwei Iraker, vier Deutsche und eine Frau – sollen sich an dem 
jungen Opfer in einem Auto auf dem Parkplatz des Subwayschnellrestaurants neben der Her-
forder Diskothek GoParc vergangen haben. Wie die Polizei mitteilte, stammt das Opfer aus dem 
Münsterland, die Tatverdächtigen wohnen alle im Kreis Minden-Lübbecke.2 Dabei handelt es 
sich um einen Jugendlichen, einen Erwachsenen und fünf Heranwachsende. Die beiden Iraker, 
die als Hauptverdächtige geführt werden, befinden sich noch in Untersuchungshaft und sind 
zudem bereits polizeibekannt.3

Das Opfer hat am Montagmorgen nach der Tat direkt Anzeige bei der Polizei erstattet. Durch 
die Auswertung der Überwachungskameras der Großraumdiskothek sind die Ermittler den 
mutmaßlichen Tätern auf die Spur gekommen. Die Polizei geht davon aus, dass die junge 
Frau Gast in der Diskothek war und man ihr dort K.O.-Tropfen in ihr Getränk verabreichte, 
wobei dazu die Ermittlungen noch andauern. Die Tatverdächtigen sollen sich nach Informati-
onen der Zeitung bei der Tat gegenseitig gefilmt haben. Entsprechendes Material sei auf den 
Handys der Männer sichergestellt worden. Zudem haben Ermittler die Wohnungen der Ver-
dächtigen durchsucht und Beweise gesichert.4

2 Vgl. https://www.bild.de/news/herford-nrw-gruppe-soll-frau-18-auf-parkplatz-vergewaltigt-haben-
66e16bd7fd0c4e5b09928e18. 
3 Vgl. https://www.nius.de/news/18-jaehrige-wollte-nur-in-die-disko-warum-haben-die-behoerden-eine-
gruppenvergewaltigung-verschwiegen/5f05e8d9-7885-4d88-b929-bfcd4d1f6264. 
4 Vgl. https://www.bild.de/news/herford-nrw-gruppe-soll-frau-18-auf-parkplatz-vergewaltigt-haben-
66e16bd7fd0c4e5b09928e18. 
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Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Ermitt-
lungen zu dem oben beschriebenen Vorfall? (Bitte Tathergang sowie Straftatbestände 
aufschlüsseln.) 

2. Über welche Nationalität verfügt die Tatverdächtige? 

3. Welche polizeilichen Erkenntnisse sind über die Tatverdächtige bekannt? 

4. Über welche Mehrfachstaatsangehörigkeiten verfügen die Tatverdächtigen? 

5. Seit wann sind die Tatverdächtigen im Besitz der deutschen Staatsbürgerschaft? 

Markus Wagner, MdL 
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Dr. Christos Katzidis MdL
Innenpolitischer Sprecher

Dr. Julia Höller MdL
Innenpolitische Sprecherin

Landtag Nordrhein-Westfalen - Platz des Landtags 1 - 40221 Düsseldorf

Dr. Christos Katzidis - CDU-Landtagsfraktion NRW
Telefon: 0211 884-2186
E-Mail: christos.katzidis@landtag.nrw.de

Dr. Julia Höller - Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
Telefon: 0211 884-2700
E-Mail: julia.hoeller@landtag.nrw.de

An die
Vorsitzende des Innenausschusses 
Frau Angela Erwin MdL 
- im Hause -

 

Düsseldorf, den 17.September 2024

Berichtswunsch für die Sitzung des Innenausschusses am 2626. September 2024

Sehr geehrte Frau Vorsitzende

für die oben genannte Sitzung des Innenausschusses beantragen wir im Namen der 
Fraktionen der CDU und von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN folgenden
Tagesordnungspunkt:

I.I. Bundesweiter Warntag
Am Donnerstag, den 12.09.2024 fand zum vierten Mal der bundesweite Warntag statt. 
Um 11 Uhr wurde die Bevölkerung probeweise durch heulende Sirenen und über die 
Mobiltelefone versendete Warnsignale gewarnt. Durch den Probealarm wird getestet, 
wie gut die Bevölkerung im Krisenfall gewarnt werden kann.  

Gleichzeitig ging das Feuerwehr-Radio in Mülheim auf Sendung. Über das 
Feuerwehrradio können Personen auch bei Stromausfall wichtige Informationen durch 
die Feuerwehr erhalten. Das Feuerwehrradio ist an eine unabhängige Stromversorgung 
angeschlossen und kann über batteriebetriebene Radios ohne Strom empfangen 
werden. In dieser Form ist das Feuerwehrradio einzigartig. 

Wir bitten die Landesregierung um einen mündlichen Sachstandsbericht zu den
Ereignissen. 

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Christos Katzidis MdL Dr. Julia Höller MdL
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